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dem dritten Stande die von vielen Einwohnern der 
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Landtags = Angelegenheiten. 


Düffeldorf, 25. Juni. Sobald der Herr Land⸗ 
tags⸗Marſchall in der heutigen Sitzung die Verhandlun⸗ 
gen über den Antrag in den erzbiſchöflichen Ange⸗ 
legenheiten eröffnet hatte, verlas ein Deputirter aus 


Stadt Köln eingereichte und von ihm in eigenem Na⸗ 
men übergebene Bittſchrift. Letztere war, als mit dem 
früher übergebenen Antrag in dem Petitum übereinſtim⸗ 
mend, dem vierten Ausſchuſſe zur gleichzeitigen Bearbei⸗ 
tung mit erſterem übergeben worden, und gründete ſich 
auf folgende Hauptmomente: 4 
„Der Erzbiſchof von Köln ſei bereits ſeit drei 
vollen Jahren aus feiner Diözefe entfernt, und die Staats: 
Regierung, zufolge öffentlicher Bekanntmachungen, zu den 
gegen denſelben verhängten Maßregeln durch die Hand» 
lungsweiſe des Erzbiſchofs, welche nach unverkennbaren 
Spuren mit dem feindſeligen Einfluſſe zweier revolutio⸗ 
nären Parteien in Verbindung ſtehe, veranlaßt worden. 
Nur die Erwartung, daß dem Erzbiſchof das Recht der 
Vertheidigung vor der kompetenten Behörde nicht werde 
entzogen werden, habe bisher die Gemüther beruhigen 
en; allein die Beſchränkung ſeiner perſönlichen Frei⸗ 
heit und die Hemmung ſeiner Amtsthätigkeit haben noch 
immer fortgedauert, und noch immer ſehe die Provinz 
der endlichen Löſung dieſer wichtigen Angelegenheit ent⸗ 
gegen. Die Bewohner der Stadt Köln ſehen ſich 
daher vorzugsweiſe verpflichtet, in dieſer, ihre heiligſten 
Intereſſen berührenden Angelegenheit das Wort zu neh⸗ 
men, und den (ten Rheiniſchen Provinzial⸗Landtag um 
eine Verwendung bei Sr. Majeſtät zu bitten: „damit 
Allerhöchſtdieſelben die gegen den Herrn Erzbiſchof von 
Köln erhobenen Beſchuldigungen, welche deſſen unfrei⸗ 
willige Entfernung von dem Erzbiſchöflichen Stuhle und 
die fortdauernde Hemmung ſeines Erzbiſchöflichen Amtes 
zur Folge gehabt haben, vor die dazu kompetente Gerichts: 
ſtelle zur Aburtheilung zu verweiſen, oder falls ſich der 
Ungrund jener Beſchuldigung bereits herausgeſtellt haben 
ſollte, die alsbaldige Rückkehr des Herrn Erzbiſchofs zu 
verordnen geruhen möge.“ 9 
Demnach nahm der Referent des Aten Ausſchuſſes 
in folgender Weiſe das Wort: „Ehe Referent ſich des 
Auftrages entledigt, der Verſammlung das Referat in 
einer der wichtigſten Angelegenheiten vorzutragen, welche 
den ten Landtag beſchäftigen, muß er um die Erlaub⸗ 
niß bitten, noch einige kurze Bemerkungen voranzu⸗ 
ſchikten, vor Allem muß er die Verſicherung geben, 
daß, ehe er an die Löſung des ihm gewordenen ehren⸗ 
vollen, aber gewiß nicht beneidenswerthen Auftrages ge⸗ 
gangen, er ſeine Pflichten, die ihm als Chriſt, als Mit⸗ 
glied der katholiſchen Kirche, als Mitbürger einer, ver⸗ 
ſchiedenen chriſtlichen Religions⸗Bekenntniſſen zugethanen 
Provinz, endlich als Staatsbürger und als Genoſſe die: 
ſer verehrten Verſammlung obliegen, ſehr wohl bedacht 
hat, und ſich des aufrichtigen vor Gott und den Men⸗ 
ſchen gefaßten Vorſatzes ſtets bewußt geblieben iſt, keine 
einzige dieſer Pflichten zu verlegen. Von dieſen ver⸗ 
ſchiedenen Standpunkten aus muß er daher auch das 
vorliegende Referat beurtheilt zu ſehen wünſchen, bei dem 
er es verſucht hat, ſeine perſönliche Ueberzeugung deut⸗ 
lich auszuſprechen. Der Ausſchuß hat in ſeiner Majo⸗ 
rität, die Tendenz des Referates zu billigen, keinen Anz 
ſtand genommen. Verletzend tritt es, wie zuverſichtlich 
gehofft wird, keiner, ſelbſt nicht den, an den äußerſten 
Ertremen liegenden Anſichten entgegen, und wenn Re⸗ 
ferent auch nicht erwarten kann, daß jeder einzelne Mo⸗ 
ment des Referats die Zuſtimmung der einzelnen Mit⸗ 
glieder des Kollegiums erhalten werde, ſo hegt er doch 
das Vertrauen, den redlichen Sinn des Ganzen aner⸗ 
kannt, und in dem Beſchluſſe des Ausſchuſſes die Ueber⸗ 
zeugung der Majorität der Stände⸗Verſammlung aus⸗ 
geſprochen zu ſehen.“ — Er verlas ſodann den Bericht 
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des Aten Ausſchuſſes über die beiden vorliegenden An⸗ 
träge, deſſen weſentlichen Inhalt wir in Nachſtehendem 
wiedergeben: Der unter der Ueberſchrift: „Bitte um 
Schutz für bürgerliche Ehre und perſönliche 
geſetzliche Freiheit“, der Stände⸗Verſammlung vor⸗ 
getragene und von dem Herrn Landtags-Marſchall an 
den Aten Ausſchuß zum Bericht verwieſene Antrag be⸗ 
abſichtigt eine Petition an Se. Majeſtät den König, 
entweder: 1) Dem Erzbiſchof Clemens Auguft feine 
volle geſetzliche Freiheit und Amts-Wirkſam⸗ 
keit wieder zu geben; oder aber 2) Allergnädigſt zu be⸗ 
fehlen, daß über die gegen denſelben veröffentlichten Be⸗ 
ſchuldigungen nach den beſtehenden Geſetzen verfahren 
und erkannt werde. Der Antrag erklärt dabei ausdrück⸗ 
lich, daß hier konfeſſionelle Beziehungen gar 
nicht in Betracht kommen ſollen, ſondern nimmt die 
Theilnahme der Verſammlung blos wegen eines in ſei⸗ 
ner geſetzlichen Freiheit und Amts⸗Thätigkeit gehemmten, 
in jeder Hinſicht hochgeſtellten Unterthans in Anſpruch. 
— Der Ausſchuß wird ſich demnach mit der Beant⸗ 
wortung folgender Fragen zu beſchäftigen haben: a) iſt 
der Herr Erzbiſchof von Köln wirklich ſeiner perſönlichen 
Freiheit auf eine ungeſetzliche Weiſe beraubt? b) liegt 
es in dem Beruf oder wenigſtens in der Befugniß des 
Landtages, für den Fall der Bejahung der erſten Frage, 
eine desfallſige Beſchwerde bei Sr. Majeſtät dem Kö⸗ 
nige und die Bitte einzulegen, über den Grund jener 
angeblich ungeſetzlichen Beraubung durch ein gerichtliches 
Verfahren und Erkenntniß entſcheiden zu laſſen? — 
Wie auch immer der Antrag ſich gegen jede Berüh⸗ 
rung konfeſſioneller Beziehungen und der mit je⸗ 
dem Tage ſchwieriger ſich geſtaltenden Verhältniſſe der 
Erz⸗Diözeſe verwahren zu müſſen glaubt, ſo wird doch 
jedem leicht die Schwierigkeit einleuchten, dieſe Beziehun⸗ 
gen bei Erörterung der vorliegenden Fragen ganz zu über⸗ 
gehen; oder mit anderen Worten, da die vorliegende Angele⸗ 
genheit den Erzbiſchof in zweifacher Qualität, nämlich 
einmal als katholiſchen Kirchenfürſten, dann aber als 
Staatsbeamten und Staatsbürger berührt, ſo wird auch 
die Beurtheilung derſelben ſowohl das geiſtliche als das 
bürgerliche Recht ins Auge zu faſſen nicht umhin kön⸗ 
nen. Im Allgemeinen mag hier nur die Bemerkung 
erlaubt ſein, daß unſtreitig das Ereigniß vom 20. No⸗ 
vember 1837 an ſich ſelbſt und in ſeinen Folgen das 
Gemüth des bei weitem größten Theils der Rheinländer 
tiefer als kaum eines der bisher erlebten erſchütterte; ja 
daß es die Aufmerkſamkeit und die Theilnahme von 
ganz Europa für ſich in Anſpruch nahm; noch mehr, 
daß es in ſeiner Erſcheinung auf die große Menge der 
katholiſchen Bevölkerung, welche nur das Faktum be⸗ 
trachtete, ohne ſich über den Zuſammenhang und die 
Motive Rechenſchaft zu geben, den unſeligſten Eindruck 
machte — und was auch immer zur Aufklärung, Recht⸗ 
fertigung und geſetzlichen. Begründung deſſelben geſagt 
und geſchrieben werden mochte, als reine Thatſache, die 
Liebe, das Vertrauen, die Zuneigung des katholiſchen 
Volkes zu dem Gouvernement, welche bis dahin in ſo 
erfreulicher Weiſe Wurzel gefaßt und Blüthen getrieben 
hatte, wie ein Rauhfroſt den Schmuck des Lenzes auf 
das Beklagenswertheſte auf lange Zeit verkümmerte. 
Und wer möchte es in Abrede ſtellen, daß zu dem Ge⸗ 
ſchehenen ſelbſt die evangeliſche Kirche mit beſorglichem 
Staunen hinüber blickte? — So viel nun über das 
Ereigniß an und für ſich ſelbſt; denn wir würden der 
Wahrheit, welcher wir vor dem Könige, wie vor unſeren 
Mitbürgern Zeugniß zu geben berufen ſind, zu nahe 
treten, wenn wir hier anders zu berichten, und, wie es 
leider nur zu oft geſchehen, anzugeben verſuchen wollten, 
daß der Vorfall leichthin vor dem Gemüthe der Menge 
vorübergegangen, und daß der Schmerz, den er erzeugte, 
bald aus der Erinnerung der Menſchen faſt ſpurlos ver⸗ 
wiſcht worden ſei. — Wie aber wahre Treue nicht er⸗ 
ſtirbt und wahre Liebe nicht roſtet, ſo müſſen wir es 
eben fo laut hier gusſprechen, daß mit jedem Worte, 


und dauern, 


welches die Ausgleichung dieſer Wirren verhieß, auf jede 
Botſchaft, welche die Verſöhnung der ſtreitenden Gewal⸗ 
ten verkündete, die Hoffnung ſich belebte, das Vertrauen 
erwachte, die Zuverſicht in die Gerechtigkeit und Weis⸗ 
heit des Regenten erſtarkte, und gerade das war es, 
was den Jubel am Rheine an jenem denkwürdigen letz⸗ 
ten 15. Oktober in die begeiſtertſten Hymnen austönen 
ließ, daß man in ihm, mit dem Feſte der Huldigung, 
das Feſt der Verſöhnung zwiſchen Staat und Kirche zu 
feiern glaubte. Manches iſt leider ſeither wieder anders 
geworden! — Doch wir kehren nach dieſer Epiſode zu 
unſerer ernſten Aufgabe zurück. Was in dem Gemüthe 
des mildeſten, liebevollſten und menſchenfreundlichſten 
Monarchen, welcher ſeit einem Jahre nun ſchon von 
der Unruhe und den Mühen des Lebens ausruht, vor⸗ 
gegangen, ehe er ſich entſchließen mochte, gegen einen 
Prälaten der Kirche, einen frommen, unbewehrten Greis 
ein Verfahren, wie das in Frage ſtehende, eintreten zu 
laſſen, wer vermag es zu ermeſſen! Das aber iſt über 
alle Zweifel erhaben, daß der König in ſich die Ueber⸗ 
zeugung trug, es ſei ſeine Pflicht, ſo und nicht anders 
zu handeln, weil er nur in dieſer Weiſe befürchtetem 
größeren Uebel begegnen könne. Mögen immerhin au 
Mißverſtändniſſe und Verdächtigungen, die ſich 

nicht begründet fanden, mit untergelaufen ſein; wir 
lauben uns nicht, ein Urtheil darüber auszuſprechen. 
Allein die gegen den Erzbiſchof im Anfange verhängte 
ſchwere Haft iſt ſeither blos auf die Entfernung von ſei⸗ 
ner Diözeſe beſchränkt, und ſein Aufenthalt im Schooße 
der Seinigen, oder wo ſonſt er ihn immer wählen 
möchte, geſtattet. Dieſe einzige Beſchränkung, nicht ſo⸗ 
wohl der vollſten perſönlichen Freiheit, als vielmehr der 
Wiederkehr zu ſeinem Sprengel und ſeiner Adminiſtra⸗ 
tion, iſt es aber auch allein, worüber es ſich bei der 
vorliegenden Frage nur handeln kann, und über dieſen 
Punkt ſind bekanntlich die Verhandlungen mit ihm und 
dem Römiſchen Stuhle unausgeſetzt gepflogen worden, 
wie wir gegen die irrig verbreitete Mei⸗ 


nung verſichern können, auch heute noch ununterbro⸗ 


chen fort. Nach allem, was ſich aus den öffentlichen 


und Privat⸗ Nachrichten entnehmen läßt, gewinnt es 
die höchſte Wahrſcheinlichkeit, daß der Römiſche Stuhl 
ſelbſt nicht mehr mit der erſten Strenge auf der Er⸗ 
füllung der urſprünglich als unerläßlich ausgeſprochenen 
Bedingung beſteht; daß er vielmehr bei reiflicher Erwä⸗ 
gung ſich von der Billigkeit und Zuläſſigkeit der durch 
den König an ihn geſtellten Anforderungen überzeugt, 
und in dieſem Augenblick darauf bedacht iſt, wie, um 
etwa größeren Wirren und Spaltungen in der Kirche 
vorzubeugen, ihnen ohne Verletzung der kanoniſchen Ge⸗ 
ſetze Genüge geleiſtet werden könne. So nur vermögen 
wir die wiederholten Mittheilungen aus Rom über das 
glückliche Verſtändniß mit dem zur Zeit regierenden Kö⸗ 
nige und über die ſteigende Hoffnung einer nahen Aus⸗ 
gleichung zu deuten, und wer möchte es bezweifeln, daß 
beide Mächte mit gleicher Sehnſucht die Hand zur Ver⸗ 
ſöhnung bereit halten. — Dieſe Lage der Verhandlun⸗ 
gen alſo angenommen und den Wunſch und das Be⸗ 
ſtreben des Papſtes vorausgeſetzt, den Frieden in der 
Kirche auch ohne die Wiedereinſetzung des Herrn Erz⸗ 
biſchofs in ſeine Amtsthätigkeit zu erwirken; welcher Ka⸗ 
tholik möchte es dann wohl mit ſeinem Gewiſſen ver⸗ 
einbaren können, ſelbſt gegen die Abſicht und den Wunſch 
des Papſtes, und ſeinem beſſeren Ermeſſen trotzend, un⸗ 
bedingt und unberufen dahin anzutragen: daß dem Erz⸗ 
biſchof Clemens Auguſt ſeine volle geſetzliche Freiheit 
und Amtswirkſamkeit zurückgegeben werde? — Möge 
doch Niemand, indem er die bürgerlichen und kirchlichen 
Rechte des Erzbiſchofs zu vertheidigen glaubt, ſich der 
Gefahr bloßſtellen, gerade den Abſichten des Römiſchen 
Stuhls ſelbſt rückſichtslos entgegen zu treten und, wie 
es nicht unrichtig vor kurzem noch bezeichnet wurde, ka⸗ 
tholiſcher ſein zu wollen, als der Papſt ſelbſt. Eher 
würde ſich auf dieſem Standpunkte noch die Bitte rechts 
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fertigen laſſen, daß des Königs Majeſtät dem verſam⸗ 
melten Landtage von dem gegenwärtigen Standpunkte 
der diplomatiſchen Verhandlungen Kenntniß geben wolle; 
wie ſehr aber auch ein ſolcher Antrag gegen alle parla⸗ 
mentariſche Schicklichkeit verſtoßen würde, bedarf wohl 
keines Beweiſes. — Rückblickend daher auf unſere beim 
Eingange ad a. geſtellte Frage glauben wir uns über 
dieſelbe pflichtmäßig nur dahin ausſprechen zu dürfen: 
der Erzbiſchof von Köln iſt ſeiner perſönlichen Freiheit 
gegenwärtig auf ungeſetzliche Art dergeſtalt nicht beraubt, 
daß der Landtag ſich wegen Abſtellung der Bedrückung 
eines Individuums zu einer Verwendung bei dem Throne 
berufen oder verpflichtet finden könnte. Denn hier ſteht 
es nicht zu befürchten, daß der Landesherr irgend der 
genaueſten Kunde über den Zuſtand des Herrn v. Droſte 


und über die Theilnahme der Provinz an feinem Schick⸗ 


ſal entbehrte; es liegen vielmehr die Verhältniſſe, unter 
welchen die Entfernung des Herrn Erzbiſchofs von ſei⸗ 
nem Sprengel fortbeſteht, aller Welt klar vor Augen 
und Niemand durchblickte den inneren Grund und Zu⸗ 
ſammenhang derſelben tiefer und genauer, als der Kö⸗ 
nig ſelbſt. Und wenn es daher auch ganz in der At⸗ 
tribution des Landtags liegen mag, ſich über die Stim⸗ 
mung der Provinz, über die Wünſche der katholiſchen 


Einwohner derſelben, und ſelbſt über das Intereſſe, wel⸗ 


ches die Monarchie, ja das ganze Deutſche Vaterland 
bei der endlichen Ausgleichung dieſer Differenzen haben 
muß, mit treuer Aufrichtigkeit auszuſprechen, wie in der 
Adreſſe bereits geſchehen, ſo dürfte unmaßgeblich der in 
dem Geſetze für Anordnung der Provinzialſtände vorge⸗ 
ſehene Fall hier nicht Anwendung finden, welcher wohl mehr 
nur von Bedrückungen reden will, die bis dahin ungekannt 
und ungehört erſt durch das Organ der Ständeverſamm⸗ 
lung zur Kunde des Monarchen gebracht werden ſollen. 
Gehen wir daher ad b zu dem zweiten Punkte des 
Antrags über, welcher die an den König zu ſtellende 
Bitte beabſichtigt, daß über die gegen den Herrn Erz⸗ 
biſchof veröffentlichten Beſchuldigungen nach den beſte⸗ 
henden Geſetzen verfahren und erkannt werden möge. 
Bei aller Achtung, welche wir gegen das Gefühl für 
geſetzliche Freiheit und für Abwehrung gewaltſamer Ka⸗ 
binets⸗Juſtiz und willkührlichen Despotismus hegen, 
glauben wir unſere Ueberzeugung in Bezug auf dieſen 
Antrag pflichtmäßig dahin ausſprechen zu müſſen, daß 
der Herr Antragſteller gegen ſeinen Willen in der Ge⸗ 
währung obigen Geſuches gewiß Niemanden eine ſchmerz⸗ 
liche Verlegenheit bereiten würde, als eben dem, in deſ⸗ 
ſen Intereſſe daſſelbe geſtellt wird. Denn einmal iſt 
es hinreichend bekannt, daß der Herr Erzbiſchof die — 
ither von dem Gouvernement ſelbſt zurückgenommene — 
Anklage ſtets mit Indignation und im ruhigen 
Gefühle ihrer Grundloſigkeit von ſich gewieſen, und es 
für eben ſo zwecklos als verletzend anſehen würde, wenn 
gegenwärtig noch eine Verhandlung darüber bei den 
Gerichten angehoben werden ſollte. Dann aber, meine 
Herren, bitten wir Sie auch, auf den zweiten Umſtand 
aufmerkſam ſein zu wollen, der bei der Stellung des Antra⸗ 
ges offenbar außer Acht gelaſſen zu ſein ſcheint, näm⸗ 
lich: welchen Richter würden wir als denjenigen bezeich⸗ 
nen zu müſſen glauben, vor deſſen Forum dieſer Rechts⸗ 
ſtreit ausgeführt werden ſoll; und — wenn Sie den 
oberſten, ja, den ſouverainſten der ganzen Monarchie als 


den richtigen ermittelt haben möchten, halten Sie denn 
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dafür, daß nach Allem, was vorliegt, der Erzbiſchof 
von Droſte deſſen Kompetenz williger anerkennen würde, 
als der Herr Erzbiſchof von Dunin es thun zu dürfen 
glaubte, und würden Sie nicht durch Herbeiführung 
dieſes unvermeidlichen Kompetenzſtreites, die bereits vor⸗ 
handenen beklagenswerthen Differenzen zwiſchen der geiſt⸗ 
lichen und weltlichen Macht noch ins Unendliche ver⸗ 
mehren, und ſich, weiß Gott, den Dank weder der Ei⸗ 
nen noch der Anderen verdienen? Darum können wir 
nur bitten, wir können Sie nur beſchwören, von dieſem 
Antrage abzuſtehen und durch Feſthaltung an demſelben 
nicht zur Vervielfältigung und Verewigung der Aufre⸗ 


gung beizutragen, welche auf dieſem Wege nun und 


nimmer ein glückliches Ziel finden wird. Wie es über⸗ 
haupt ſchon ganz unzuläſſig und widerſinnig erſcheinen 
muß, wie es ſogar einen Eingriff in die perſönlichen 
Rechte, deren Schutz Sie beabſichtigen, involviren würde, 


einen Mann, ohne deſſen Zuſtimmung, ja zuverläſſig 


gegen ſeinen Willen, in die Lage verſetzen zu wollen, 
ſich vor einem Gerichte verantworten zu müſſen, vor 
einem Gerichte, welches Sie nicht kennen, deſſen Kom⸗ 
petenz aber gerade von dem Standpunkte des Herrn 
Antragſtellers, mehr noch von dem eines katholiſchen 


Erzbiſchofs aus, ſchwerlich anerkannt werden würde; fo 


muß der hier geſtellte Antrag nothwendig von jedem, 
der es mit den Rechten und Satzungen der katholiſchen 
Kirche, ja mit der Würde und der amtlichen Stellung des 
Herrn von Droſte nur halbweg redlich meint, und ſie 
aufrecht zu erhalten wünſcht, mit dem entſchiedenſten 
Unwillen zurückgewieſen werden, und wenn irgend, fo 
mögen die wahren und aufrichtigen Verehrer des Hrn. 
Erzbiſchofs die Ueberzeugung hegen, daß in dieſer Aeufie- 
rung ihre Sache beſſer vertreten wird, als ſie es irgend 
vermocht, ja daß wir ſie von einem Abgrunde zurück⸗ 
reißen, in welchen ſie in verblendender Aufregung ſich 
und ihren weiſeren Klienten zu ſtürzen im Begriffe ſte⸗ 


hen. — Wollen Sie ſchließlich nun die wohlgemeinte 


We 
—— 1112 * 
En 


und redliche Meinung des Ausſchuſſes mit Ruhe und 
Unbefangenheit vernehmen, fo exklären wir dieſe dahin, 
daß eben die katholiſche Kirche, zu welcher ſich ein gro⸗ 
ßer Theil der verehrlichen Verſammlung und der größere 
Theil der Rhein⸗Bewohner' bekennt, alle Urſache hat, 
in der Ueberzeugung feſt zu ſtehen, daß der Himmel 
dieſe ganze Angelegenheit bis auf den Punkt, wo ſie 
heute ſteht; im unverkennbarſten Intereſſe der Kirche, 
ja, wir ſcheuen uns nicht, es frei zu behaupten, auch 
zum Frommen und zum Heile des Staates und vieler 
ſeiner Bewohner auf wunderbarem Wege geleitet; daß 
aus den Leiden, welche Einzelne auf dieſem Wege zu 
erdulden gewürdigt wurden, der Heerde Chriſti eine ganze 
Saat der blumenreichſten Weide aufgegangen; daß Gott 
am nächſten, wo die Noth am größten, und ſeine Weisheit 
ſtets noch die Fülle der Hülfe u. Erbarmungen beſitzt, wo 
die endliche Vernunft und die Klugheit der Welt keinen 
Rath mehr weiß; daß daher Vertrauen und Gebet uns 
in dieſem Augenblicke beſſer ziemt, alsan maßender Ein⸗ 
griff in den Gang der Ereigniſſe, daß endlich ſchon das 
Evangelium uns zu Ehrfurcht und Gehorſam gegen 
unſere rechtmäßige Obrigkeit anweiſt, und daß bisher 
auch nicht der leiſeſte Grund zu einem Mißtrauen in 
die Verheißungen unſeres Königs vorhanden iſt, der in 


feierlicher Stunde gelobte, alle ſeine Unterthanen ohne 


Rückſicht auf konfeſſionelle Verſchiedenheit mit gleicher 
Liebe zu umfaſſen; daß auch, was die vorliegende An⸗ 
gelegenheit betrifft, die Gefühle und Wünſche der Pro⸗ 
vinz hinreichend ſchon in der einſtimmig angenomme⸗ 
nen Adreſſe vom 26ſten v. M., zur Kunde Sr. Mar 
jeſtät gebracht worden ſind, und daß mithin unſere Pflicht 
als Chriſten, wie als Staatsbürger nur dann als un⸗ 
verletzt bleiben wird, wenn, was wir hiermit in der voll: 
ſten Zuverſicht bevorworten, wir in feſtem Vertrauen 
auf Gott und unferen König, dem in Frage ſtehenden 
Antrage wenigſtens in der Faſſung, wie er hier vorliegt, 
keine Folge geben.“ 

Referent ſetzte dieſem Vortrage Folgendes hinzu: 
„Wir ſehen alſo hier zwei Anſichten vor uns, welche, 
wenn auch in ganz verſchiedener Richtung, doch unver⸗ 


kennbar aus einer und derſelben Geſinnung hervorge- 


gangen ſind und den gemeinſamen Wunſch, wenn auch 
nicht auf gleichem Wege, verfolgen. Die eine hält ſich 
berufen, die höchſte Staatsgewalt durch die Vertreter 
der Rheinprovinz an die Ausgleichung von ſchwebenden 
Differenzen und an die Beſchleunigung der Entſchei⸗ 
dung über einen der wichtigſten Vorfälle der letzten Zeit 
mahnen zu laſſen; während die andere ſich beſcheidet, 
die gegenwärtige Lage der Verhandlungen nicht zu ken⸗ 
nen, allein im Vertrauen auf das Wort des Königs 
und in der Zuverſicht feſt ſteht, daß es unter Gottes 
Beiſtand Seinem treuen Streben gelingen werde, den 
Einklang der Gemüther auf dem Gebiet, auf welchem 
er durch die betrübenden Ereigniſſe geſtört worden, aus: 
zutheilen. — Die eine hält es für ihre Pflicht, die 
Rechte perſönlicher Freiheit und Herſtellung geſtörter 
Amtsthätigkeit vor den Gerichtshöfen, welche zu bezeich⸗ 
nen eine ſchwere Aufgabe ſein dürfte, zu vindiziren und 
fürchtet nicht in Erreichung dieſes Zweckes einen Kom⸗ 
petenz⸗Streit herbeizuführen, welcher das ſehnlichſt er⸗ 
wünſchte Ziel vielleicht noch in unabſehbare Ferne hin⸗ 
ausrücken dürfte; während die andere die Ueberzeugung 
feſt hält, daß eine Ausgleichung hier nur auf dem Wege 
der Verhandlung, der ruhigen Verſtändigung und der 
Herſtellung ſicherer Grenzen zwiſchen den beſtrittenen 
Gebieten möglich ſei. Die eine hegte die Meinung, daß 
es in den Attributionen, ja iu den Pflichten des Pro⸗ 
vinzial⸗Landtages liege, wegen Bedrückung eines Staats⸗ 
bürgers, mit gehörig konſtatirter Anzeige, den Antrag 
auf Abſtellung an die Stufen des Thrones zu bringen, 
während die andere in Betrachtung zieht, daß hier nur 


Thatſachen vorliegen, welche vor dem Auge des Königs 


klar aufgedeckt find, deren Vollziehung durch die höch⸗ 
ſten Staatsgewalten ſelbſt herbeigeführt wurde, und de⸗ 
ren betrübende Folgen zwar, wie dies bereits des Oef⸗ 
teren geſchehen, dem väterlichen Herzen des Landesherrn 
nahe gelegt und in Ehrfurcht und Vertrauen zur endli⸗ 
chen Beſeitigung empfohlen werden können, an deren 
Entſcheidung auf dem Rechtswege oder Entfernung als 
unabweisliche Pflicht der Monarch ſich aber von einem 
Provinzial⸗Kollegium nicht kann mahnen laſſen, in deſ⸗ 
fen Verkennung der zuständigen Befugniſſe Er. dagegen 
nur den Mangel an Vertrauen auf Sein gegebenes 
Wort, einen Zweifel in Seine unausgeſetzte Bemühung 
zu Erreichung des gewünſchten Zieles erkennen würde, 
und daß in dieſer Weiſe der Provinz, deren ruhige er⸗ 
gebene Haltung bisher nur lobend bezeichnet wurde, die 
Ungnade des Königs und ſomit weit größerer Nachtheil 
bevorſtehe, als wenn ſie eine Gabe von Seiner Weis⸗ 
heit und Liebe erwartete, die ſie als ein Recht zu ver⸗ 
langen ſich nicht berufen fühlen kann. Endlich hat das 
Referat noch darauf aufmerkſam gemacht, daß es ſich 
hier nicht ſowohl von längſt vergangenen Vorfällen, ſon⸗ 
dern von der gegenwärtigen Lage der Dinge handele 
und hat daher die Frage geſtellt: ob ſie denn wirklich 
mit Ueberzeugung ſagen können, daß die perſonliche 
geſetzliche Freiheit des Herrn Erzbiſchofs noch jetzt als 
dergeſtalt- beſchränkt oder unterdrückt zu betrachten ſei, 
daß darin eine Verletzung ſeiner bürgerlichen Rechte 


klar zu Tage liege. Ferner wurde der Zweifel auf: |; 


geworfen, ob der Herr Erzbiſchof ſelbſt eine Verwen⸗ 
dung in der Art, wie Sie dieſelbe hier wollen eintreten 
laſſen, wünſchen oder auch nur billigen wird, ob und 
vor welchem Gerichte er die Verhandlung, auf die Sie 
antragen, geführt ſehen möchte, ob daher hier nicht ein 
wirklicher Eingriff in ſeine perſönlichen Rechte zu be⸗ 
fürchten ſtehe. Referent iſt gefaßt auf die Entgegnung, 
es handele ſich hier nur von der Sache, von dem Prin⸗ 
zip, nicht von der Perſon, und das Recht müſſe ſeine 
Integrität behalten, wenn man auch nicht wiſſe, vor 
welchem Forum und vor welchem Richter es ſeine Kla⸗ 
gen führen ſolle. Allein ſchon die Alten wußten, daß 
oft summum jus, summa injuria, und bei dieſer 
Schwierigkeit der Verhältniſſe, bei dieſem Mangel einer 
ſicheren geſetzlichen Grundlage laſſen Sie uns nicht ein 
Gebiet betreten, deſſen Gränzen, deſſen Klippen, deſſen 
Abgründe wir nicht vorher ſehen; laſſen Sie uns viel⸗ 
mehr nach dem Schlußantrage des Referats in Demuth 
und Vertrauen dem Himmel die Entſcheidung dieſer 
Angelegenheit anheim ſtellen, in welcher es ſchwer ſein 
möchte, bei eigenmächtigem Einſchreiten den Mahnun⸗ 
gen und Vorwürfen des politiſchen wie des ſittlichen 
Gewiſſens zu entgehen.“ 

Hierauf trug ein Deputirter aus dem Stande der 
Nitterfchaft fein bereits im Ausſchuß abgegebenes Sepa⸗ 
rat⸗Votum in folgender Weiſe vor: „Ich ſtimme dafür, 
daß dem Antrage des Deputirten der Stadt Aachen möge 
Folge gegeben werden, weil er es nach ſeiner Anſicht 
für an der Zeit hält, Sr. Majeſtät dem Könige mit 
Wahrheit und Freimüthigkeit, jedoch in der ſchuldigen 
Ehrerbietung und Unterthanen⸗Treue angemeſſenen Aus⸗ 
drücken, den Wunſch und die Erwartung der Provinz 
wegen Zurückführung des Herrn Erzbiſchofs und deſſen 
Einweiſung in ſeine kirchliche Wirkſamkeit vorzutragen. 
— „Was die von den Ständen ausgegangene Aoreſſe 
in dieſer Beziehung berührt, ſchließt ein Petitum nicht 
aus; daſſelbe ſchließt ſich um ſo angemeſſener an die⸗ 
ſelbe an, als es die in derſelben vorkommenden Worte 
„bedrängte Zeit“ näher, auseinanderſetzt. Eine Adreſſe ver⸗ 
tritt nie die Stelle eines Antrags, weil ſie die einzelnen 
Zuſtände nur vorübergehend berührt, ohne jedoch in de⸗ 
ren Beziehung beſtimmte Bitten auszuſprechen.— 
„Wäre der Landtag ſchon früher, nach dem tief zu be⸗ 
trauernden Ereigniſſe des 20. Novembers 1837, zuſam⸗ 
menberufen worden, ſo hätten ohne Zweifel die Vertre⸗ 
ter der Provinz ſich auch ſchon früher in dieſer Hinſicht 


ausgeſprochen, da fie die Organe find, welche, vermöge 
ihrer Stellung, Recht und Wahrheit zu vertreten haben, 


die da bekannt haben würden, daß nicht Gleichgültigkeit 
gegen das, was dem Menſchen das Heiligſte iſt, was 
allein ihn zu einem treuen und tüchtigen 


macht, Urſache der ruhigen gehorſamen Unterthanen ge⸗ 


ziemenden Haltung war, ſondern daß es feſtes Vertrauen 
in die mehrfachen Verſicherungen war, daß die obwal⸗ 
tenden Differenzen eheſtens geſchlichtet werden würden. 
Drei und ein halbes Jahr ſind ſeitdem verfloſſen, und 
noch die beiden biſchöflichen Stühle der Provinz der eine 
leer, der andere verwaiſ't, unb immer dringender wird 
das Bedürfniß, die in Trauer verſetzten katholiſchen Un⸗ 
terthanen der Provinz nicht durch Hoffnung erweckende 
Worte, ſondern die dieſe Worte bewährende That auf⸗ 
zurichten, die Mißſtimmung, das geſunkene Vertrauen 
wieder herzuſtenen, die in der Congreßakte ſtipulirte 
Gleichſtellung aller chriſtlichen Glaubensgenoſſen aufrecht 
zu halten; und da man den Ungrund der gegen den 
Herrn Erzbiſchof von Klön vorgebrachten Beſchuldigun⸗ 
gen erkannt hat, ſo möge man das geſchehene Unrecht 
dadurch wieder gut machen, daß man den Herrn Erz⸗ 
biſchof wieder auf ſeinen biſchöflichen Stuhl zurück und 
5 Wirkſamkeit ſeiner kirchlichen Würde wieder ein⸗ 
ühre.“ 

Dieſem folgte der Vortrag eines zweiten von ei⸗ 
nem Mitgliede des vierten Standes ebenfalls im Aus⸗ 
ſchuſſe abgegebenen Votums in folgender Weiſe: „Ein: 
gedenk ihrer Pflicht gegen unſern Allergnädigſten König, 
fo wie ihrer Pflicht und Stellung gegen die Provinz, 
konnte die Minorität des vierten Ausſchuſſes ſich dem 
Berichte des Herrn Referenten nicht anſchließen, weil 
fie das Gefühl für Recht und perſönliche Freiheit auch 
dann nicht unterdrücken konnte, wenn ſelbſt hochgeſtellte 
Perſonen und verwickelte Staats⸗ oder religiöſe Verhält⸗ 
niffe dabei in Betracht kommen. — Die Freiheit darf 
durch keine Definition modiſizirt oder mißdeutet werden, 
ſie iſt unſer Eigenthum im ganzen Umfange und bildet 
die Baſis unſerer ſozialen Verhältniſſe. — Daß dieſe 
perſönliche Freiheit des Herrn Erzbiſchofs durch ſeine ge⸗ 
waltſame Wegführung verletzt worden und noch gegen⸗ 
wärtig ihm geraubt ſei, darüber konnte die Minorität 
des vierten Ausſchuſſes keinen Augenblick im Zweifel 
bleiben, und dann nicht, als die Verhältniſſe und Un⸗ 
terhandlungen ſich noch fo verwickelt geſtellet. — Dies 
auszuſprechen und auf die endliche Löfung dieſer bekla⸗ 


genswerthen Sache anzutragen, hielten wir für unſere 


Pflicht, die wir auch zu erfüllen ſchuldig ſeien, wo wir 


ſo ungern die Verwickelungen noch vermehren möchten. 
— Vor unſeren Geſetzen ſind wir Alle 


gleich; keine 
kirchliche Würde darf uns denſelben entziehen, und wo 
ein Vergehen begangen, da muß der Mund unſerer Rich⸗ 
ter das Schuldig ſprechen.“ 

Hierauf folgten die nachſtehenden Bemerkungen ei⸗ 
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nes anderen Mitgliedes des vierten Standes: „Der 
Gegenſtand, worüber augenblicklich verhandelt wird, iſt 
entſchieden von ſolcher Wichtigkeit, daß wohl zu erwar⸗ 
ten ſteht, daß die erſten Kräfte und namentlich diejeni⸗ 
gen verehrten Mitglieder dieſer Verſammlung, die als 
ältere Mitglieder des rheiniſchen Provinzial⸗Landtages 


ſchon Gelegenheit hatten, ſich in dieſer Eigenſchaft als 


treue Wortführer loyaler Geſinnungen zu bewähren, ſich 
heute aufgefordert fühlen werden, ſich des Wortes zu 
bemächtigen, um mit ihrer ganzen Kraft und Intelligenz 
dahin zu ſtreben, Einigkeit der Geſinnungen in einer 
Sache herbeizuführen, die — mag man ſie auch noch 
ſo gern als einen Gegenſtand des berechnenden Verſtan⸗ 
des darzustellen ſuchen — doch mehr oder weniger auch 
Sache des Gefühls bleibt. Doch eben in der Wichtig⸗ 
keit des beregten Gegenſtandes, der Aller Gemüther de⸗ 
ſchaftigt, da er die wichtigſten Intereſſen berührt, muß 
bei einer richtigen Auffaſſung ihrer Stellung auch für 
die, welche. die eben berührten hohen Eigenſchaften nicht 
beſitzen, wenigſtens eine Aufmunterung liegen, auch nach 
ihrer Art und Weiſe, in wenigen ſchlichten Worten ſol⸗ 
chen zu beſprechen, und dürfte es dieſen vielleicht am 
erſten gelingen, weitläufige, zu keinem Reſultate führende 
und gewiß für keinen der hier Anweſenden erfreuende 
Erörterungen zu vermeiden und dieſe auf das Feld hin⸗ 
zuleiten, worauf wir uns Allen, ſelbſt bei größter Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit, ſicherlich begegnen werden: nämlich: 
im Vertrauen zu unſerem Könige! — Das Faktum, 
welches zu den gegenwärtigen Erörterungen die nächſte 


Veranlaſſung giebt, in ſeinen Einzelnheiten zu berühren, 


halte ich nicht für nothwendig. Es iſt uns Allen be⸗ 
kannt, und wird uns auch wegen der Wichtigkeit 
der Handlung, ſowohl als eine ſelbſtſtändige in ihrer 
Eigenſchaft an und für ſich, als auch in ihren andern 
Beziehungen und Folgen, unvergeßlich bleiben, und wird 
der Wunſch auch eben ſo allgemein ſein, daß ſie nicht 
geſchehen wäre — ſelbſt wenn die Nothwendigkeit des 
Augenblicks ſolche gebot. — Glauben wir ſie aber in 
unſerer Stellung, welche wir durch den Ruf des Königs 
und das Vertrauen unſerer Mitbürger hier einnehmen, 
berühren zu muͤſſen, fo kann dieſes bei dem augenblick⸗ 
lichen Stande der Dinge — ich habe die feſte Ueber⸗ 
zeugung, daß ich hier eine allgemeine Anſicht aus⸗ 
ſpreche — nur in einem Sinne geſchehen, als dadurch 
eine endliche ſchnellere Löſung der beſtehenden Verwicke⸗ 
lungen in gewiſſe Ausſicht geſtellt werden könnte. Eine 
ſolche Beſprechung entſpricht auch ganz unſern ſtändi⸗ 
ſchen Verhältniſſen, und dürfte ſelbſt hierzu für uns in 
den durch des Königs Majeſtät im Eröffnungs⸗Dekret 
an uns gerichteten Worten eine Aufforderung liegen. 
Es drängt ſich mir indeſſen nun die ganz einfache Frage 
uf: Iſt dieſe Sache nicht bereits beſprochen und in 
dieſer Beziehung für uns als erledigt zu betrachten? 
dieſe Frage glaube ich mit Ja beantworten zu können 
und zu müſſen; dann: in der an Se. Majeſtät den 
König gerichteten — von uns einſtimmig ange⸗ 
nommenen Adreſſe iſt der Sache, und zwar meines 
Erachtens auch der Art Erwähnung geſchehen, wie die 
Wichtigkeit derſelben es erheiſchte. Es iſt darin in Be⸗ 
zug auf dieſelbe in beſtimmten Worten ausgedrückt, wie 
zur Zeit die Bewohner unſerer Provinz an dem Beſte⸗ 
hen eines Rechtszuſtandes glaubten zweifeln zu dürfen. 
— Es iſt ferner darin die Hoffnung ausgeſprochen, daß 


es Str. Majeſtät baldigſt gelingen möchte, durch die 
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endliche, allen Anforderungen entſprechende Beſeitigung 


der noch fortbeſtehenden Verwickelungen das durch jene 
Handlung nothwendig herbeigeführte Schwanken des Ver⸗ 


trauens in der Handhabung der Geſetze wieder ganz 


herzustellen. Und endlich erklärten wir uns im Gefühl 
der Zuverſicht und des Vertrauens zu Sr. Majeftät 
über alle Zweifel erhaben, welche; durch andere Verhält⸗ 
niſſe oder durch andere Rückſichten bedingt, etwa noch 
in uns aufkommen konnten. — Was könnte daher un⸗ 
ſer Verfahren rechtfertigen, dieſe Sache während dieſes 
Landtages nach Verlauf von kaum drei Wochen neuerdings 
zur Sprache zu bringen und ſolche gar zum Gegenſtande 
eines förmlichen Antrages zu machen? Täuſchen wir 
uns nicht, meine Herren, und glauben wir nicht, weder 
der Sache ſelbſt, noch der Stellung, welche wir hier 
einnehmen — oder gar dem großen Publikum gegen⸗ 
über, dieſe Demonſtration ſchuldig zu fein, und hüten 
wir uns, weder durch unſere eigene, noch durch die 
Sympathie Anderer uns für irgend eine Perſon be⸗ 


ſtechen zu laſſen und Mittel und Zweck zu verwech⸗ 


fen. — Räumen wir vielmehr den höhern Rückſichten, 
ſich uns durch die Stellung und die Beziehuugen 


ie 
. Perſonen entgegenſtellen, ihre Rechte ein. 


Räumen wir ferner jenen Rückſichten ihre Rechte 
elche uns die diplomatiſchen Verhandlungen, un⸗ 
welchen die Sache noch ſchwebt, ernſt und ſtreng 
an peng auch in allen, ſelbſt conſtitutionellen Staa⸗ 
ten perſönliche Wünſche und Intereſſen untergeordnet find 
und auch ſein müſſen, und vermeiden wir gewiſſenhaft 
k it, welche auch nur im Entfernteften 
dazu beitragen könnte, die bereits beſtehenden Verwicke⸗ 
lungen zu vergrößern oder gar neue herbeizuführen, de⸗ 
ren Verantworkung ſchwer auf uns laſten könnte; denn 
es handelt ſich Hier nicht mehr und nicht we⸗ 
niger, als von der Ruhe von Millionen. — 
Laſſen wir keinen Augendlick außer Acht, daß ſich große 
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Erwartungen, und größere denn je, an dieſe unſere Ver⸗ 
ſammlung knüpfen; doch laſſen wir uns dadurch nicht 
hinreißen, da handeln zu wollen, wo die Lage der 
Sache, durch die neueſten Exeigniſſe möglichſt noch mehr 
complicirt, uns ein ruhiges Abwarten oder gar ein tie⸗ 
fes Schweigen gebietet. Se. Majeſtät müßten in dem 
geſtellten Antrag einen Akt des Mißtrauens erkennen, 
welchen zu bekunden gewiß Niemand beabſichtigt, dem 
zu begegnen wir uns aber um ſo mehr aufgefordert 
fühlen müſſen, als der König derſelbe Fürſt iſt, der ſchon 
bei ſeinem erſten Erſcheinen am Rheine vor 27 Jah⸗ 
ren ſowohl für das Land als für deſſen Bewohner die 
größte Sympathie zeigte, der bei ſeinem ſpätern Auftre⸗ 
ten unter uns ſolche ſtets bekundete, und dieſe auch bis 
auf den heutigen Tag noch nicht verleugnet. — Er iſt 
derſelbe Fürſt, der ſich dieſelbe Sympathie in dem Grade 
von uns zu erwerben wußte, daß wir ihn ſelbſt zur 
Zeit als unſeren Vermittler anriefen, und der ſich auch 
unſer und der Intereſſen der Rheinprovinz ſtets mit 
Wärme angenommen hat. Dieſer Fürſt iſt jetzt unſer 
König, und beſitzt daher auch die Macht, ſeinen Rhein⸗ 
ländern das zu geben, und ſie auch ſo zu behandeln, 
wie ihr loyaler Charakter — unſer Stolz! — es 
verlangt und auch verdient. Der § 49 des Geſetzes 
wegen Anordnung der Provinzial⸗Stände für die Rhein⸗ 
Provinz vom 27. März 1824 kann in dem vorliegen⸗ 
den Falle keine Anwendung finden; denn es handelt ſich 
nicht davon, dem Könige von der Bedrückung eines oder 
mehrer Individuen — wofür uns ohnedies alle Be⸗ 
weiſe, alſo auch die beſtimmte Ueberzeugung mangelt — 
Kenntniß zu geben, da Se. Majeftät die Lage der Sache 
bereits und genauer als jeder Andere kennen; ſondern 
von einem wiederholten Anmahnen und Drängen 
für die Erfüllung ſchon erfolgter Zuſagen, die aber au⸗ 
genblicklich noch nicht verwirklicht werden könnten, und 
reduzirt ſich daher meines Erachtens das Votum, wel⸗ 
ches wir abzugeben im Begriffe ſind, rein auf ein Vo⸗ 
tum des Vertrauens in Bezug auf den König ſelbſt. 
Wanken wir daher auch nicht in dieſer Stunde in dem 
bis heran gehegten Vertrauen, welches uns auch noch 
nie getäuſcht! Halten wir ferner feſt daran; und laſſen 
wir dem Könige auch die Zeit, um die großen Verhei⸗ 
ungen zu erfüllen, welche er uns gemacht, und die er 
bei jeder ſich nur darbietenden Gelegenheit — ja, ſelbſt 
gegen einzelne Perſonen, denen die hohe Gunſt zu Theil 
geworden, ſich in Privat⸗Audienz gegen unſern erhabe⸗ 
nen Monarchen äußern zu dürfen — zu wiederholen 
und zu bekräftigen gern Veranlaſſung nimmt, und ent⸗ 
äußern wir uns nicht ſeiner Liebe und Zuneigung, in⸗ 
dem wir ſolche durch Zeichen unbegründeten, unver⸗ 
dienten Mißtrauens gewaltſam zurückſtoßen. Jedes Wort, 
welches hier geſprochen wird, gehört der Geſammtheit 
und der noch ferneren Zeit an; ſuchen wir ſie daher 
auch ſo zu ſtellen, und ihnen einen Sinn beizulegen, 
daß wir nicht mißverſtanden werden, daß wir ſie vor 
Allen und Jeden und zu allen Zeiten rechtfertigen 
können. Bleiben wir daher auch conſe quent, und 
ſetzen wir uns nicht dadurch in Widerſpruch, daß 
wir heute zweifeln, wo wir geſtern das unbeding⸗ 
teſte Vertrauen ausſprachen. — Die An: 
ſichten, welche ich hier als die meinigen ausſprechen zu 
dürfen die Ehre hatte, glaube ich auch als die allgemei⸗ 
neren angeben zu können. Auch die Maſſe denkt nicht 
anders, und zeigt für den geſunden Sinn des Volks. 
Ehren wir ſolchen und compromittiren wir den Charak⸗ 
ter der Rheinländer nicht, indem wir den Stoff zur 
Aufregung geben. — Nach dem Geſagten glaube ich 
meine Miſſion nicht beſſer erfüllen zu können, als indem 
ich die Hoffnung auszuſprechen wage, daß dem geſtellten 
Antrage — wenn gleich höchſt achtbar in ſeiner 
Tendenz, doch unter den obwaltenden Umſtän⸗ 
den — keine Folge gegeben, und derſelbe unter Hin⸗ 
weiſung auf die Adreſſe an Se. Majeſtät den Kö⸗ 
nig als ungeeignet erkannt werde.“ 

Dieſem Vortrage folgte nachſtehende Replik des An⸗ 
tragſtellers: „Sie haben ſo eben das Referat über mei⸗ 
nen Antrag vernommen; mir ſei es nun erlaubt, aus 
dieſer, größtentheils kirchlichen, Auseinanderſetzung das 
hervorzuheben, was auf Geſetze ſich fußt, da Kirchliches 
hier vorzubringen ſich nicht geziemt, und ich daher nach 
meinen vielfach ausgeſprochenen Grundſätzen auf das vor⸗ 
gebrachte Kirchliche nicht antworten werde, zumal da die⸗ 
ſes in der Adteſſe des Landtages an des Königs Maje⸗ 
ſtät vom 26. v. Mts. gehörig geſchehen iſt. Alſo zur 
Sache! Es iſt in der Adreſſe die Ungeſetzlichkeit des 
Verfahrens gegen den Erzbiſchof nicht berührt worden, 
konnte auch dort füglich nicht berührt werden; es mußte 
dieſes daher von den Ständen, welche die natürlichen 
Wächter und Wahrer der Geſetze ſind, nachgeholt wer⸗ 
den, was dann auch in meinem Antrage geſchah. — 
Daß der Erzbiſchof in ſeiner perſönlichen Freiheit, wie 
der Begriff unſerer Geſetze ſolche involvirt, fo wie auch 
in ſeiner Amtsthätigkeit gehemmt iſt, iſt offenkundig, 
und die Deduktion im Referate, als wenn die perſön⸗ 
liche Freiheit des Hrn. Erzbiſchofs jetzt nicht mehr in 
einem ſolchen Grade gehemmt wäre, daß der Landtag 
ſich berufen oder verpflichtet finden könnte, deßhalb eine 
Bitte an des Königs Majeſtät zu richten, iſt eine wahre 
Subtilität, und möchte ich die Verſammlung fragen, ob 


nicht Jeder von uns in ähnlicher Lage es gern ſehen 


€ 
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würde, wenn die Stände ſich auch dann noch feiner an⸗ 
nähmen, wenn er zwar im Schooße ſeiner Familie ſich 
befände, doch aber nicht überall, wo es ihm beliebt, hin⸗ 
gehen dürfte. Daß es aber in den Attributen 
des Landtages liege, wegen Abſtellung seiner ſolchen Be⸗ 
ſchränkung der geſetzlichen Freiheit bei des Königs Ma⸗ 
jeſtät ſich zu verwenden, darüber kann wohl kein Zwei⸗ 
fel obwalten, da der $ 49 der Stände⸗Inſtitution aus⸗ 
drücklich ſagt: 
„„Wenn aber Mitglieder des Landtages 
von Bedrückungen einzelner Individuen 
beſtimmte Ueberzeugung erhalten haben, 
fo können fie bei dem Landtage mit gehö⸗ 
rig konſtatirter Anzeige darauf antragen, 
daß derſelbe ſich für die Abſtellung bei 
Uns verwende,” 

„Dieſer Paragraph, den wir aus den Händen un⸗ 
ſeres nunmehr verewigten Höchſtſeligen Königs Majeſtät 
erhalten haben, und der für die Stände ſowohl ein Recht, 
als reſpective auch eine Pflicht begründet, iſt ſonnenklar, 
und die im Referate hierüber erhobenen Bedenklichkei⸗ 
ten, als können hierunter nur Bedrückungen verſtanden 
werden, wovon zu vermuthen ſei, daß ſie dem Könige 
unbetannt geblieben, ſind willkürlich angenommene, da 
keine ſolche Beſchränkung im Gefege enthalten iſt, auch 


nicht einmal eine miniſterielle Erklarung über eine der⸗ 


artige beengende Anſicht vorliegt. Vielmehr finden wir 
in dieſem Paragraphen ſowohl als auch ganz beſonders 
in der Eidesformel des dem Könige geleiſteten Huldi⸗ 
gungseides die entſchiedenſte Aufforderung, dem Könige 
frei und unverholen über eine Bedrückung zu ſprechen, 
die, wie das Referat ſelbſt eingeſteht, den größten Theil 
der Bewohner der Provinz in tiefſte Trauer, in höchſte 
Beängſtigung verſetzt hat; denn nebſt dem Schwure 
unverbrüchlicher Treue haben wir Huldigungs⸗ De: 
putirten ja auch dem Könige aus ganzer Seele ge⸗ 
ſchworen, alles Schädliche vom Staate nach Kräften 
abzuhalten; was iſt aber wohl Schädlicheres, was 
die Gemüther Beunruhigenderes, als Geſetzes⸗ 
Verletzungen, und wer es mit ſeinem lieben Könige red⸗ 
lich meint, wer, wie ich meinerſeits hier nochmals be⸗ 
theuere, für ſeinen König leben und ſterben will, dem 
gebietet es die Pflicht, Wahrheit zu ſprechen, ſie zu ſpre⸗ 
chen, mit offener Stirn und reinem Gewiſſen, wie es 
ſich ziemt, und wie unſer König es wünſcht und will, 
und keine Bitten, keine Wünſche dem königlichen Va⸗ 
terherzen vorzuenthalten, überzeugt, daß unſer weiſer, ein⸗ 
ſichtsvoller Landesvater mit eben demſelben tiefen For⸗ 


ſcherblicke auf uns hinblicken witd, ob wir in dieſer epi⸗ 


nöſen Angelegenheit durch freie und wahre Darle 
aller unſerer Bitten und Wünſche unſere Pflicht erflllen 
werden, als der Erhabene auch auf uns ſchauen wird, 
ob dieſes mit Anſtand und der dem Throne gebühren⸗ 
den Ehrfurcht geſchehen wird, welche beide Rückſichten 
gewiß Keiner von uns unbeachtet laſſen wird. — Wir 
werden daher unſerm lieben Könige am beſten, am red⸗ 
lichſten dienen, werden unſern großen Monarchen am 
würdigſten ehren, wenn wir, eingedenk unſers Huldi⸗ 
gungseides, ohne Furcht und Zagen, mit der Liebe und 
Anhänglichkeit wahrer Landeskinder zu unſerm liebevol⸗ 
len Landesvater mit reinem kindlichen Gemüthe hinauf⸗ 
blicken und gerade dadurch das unbegrenzte Vertrauen 
bethätigen, das wir in unſern guten Landesvater ſetzen, 
da gerade aus dem gemüthlichen Sprechen, aus dem 
gänzlichen Aufdecken aller Falten des Herzens, aus dem 


freimüthigen Ausſprechen aller Bitten und Wünſche der 


Beweis des höchſten Vertrauens unbezweifelbar hervor⸗ 


geht, während dumpfes, hoffnungsloſes Dahinbrüten und 


feiges, unzeitiges Schweigen vorhandenes Mißtrauen ver⸗ 
rathen. — Einen Hauptangriff macht nun das Referat 
auf meine Bitten um Rückkehr des Erzbiſchofs oder um 
Stellung vor Gericht. Dieſe Bitten ſind aber durch 
die Auffaſſung des Ganzen, wie ſolche von mir geſche⸗ 
hen, nothwendig bedingt, und enthalten nicht das min⸗ 
deſte Anſtößige oder Verfängliche; denn da ich in mei⸗ 


nem Antrage den Staat nicht im Geringſten inculpire, 


nicht einmal Irrthum Seitens des Staates vorausſetze, 
was blieb mir nun wohl übrig, als mich auf den Stand⸗ 
punkt zu ſtellen, als wäre die Sache erſt geſtern geſche⸗ 
hen, und dann um gemeines Recht, alſo entweder um 
Freilaſſung und Wiedereinſetzung ins Amt, oder aber 
um gerichtliche Unterſuchung zu bitten? Dieſe Bitte ging 
ganz natürlich aus der Stellung meines Antrages her 
vor, fie iſt folgerecht, ſtreng logiſch, und geſchah ganz 
arglos und mit reinem Gewiſſen; es ſchließt dieſe Faſ⸗ 
ſung aber keinesweges anderweitige Beſtimmungen in 
Folge von Verhandlungen mit dem Papſte oder Erzbi⸗ 
ſchofe aus; denn weit entfernt, wie das Referat ſich aus⸗ 
drückt, katholiſcher ſein zu wollen, als der Papſt ſelbſt, 
werden alle wahren Katholiken ſich dem Willen des Ober⸗ 
hauptes der Kirche unbedingt unterwerfen, ſobald ſie die 
mit dem Papſte regulirte Ausgleichung aller Differenzen 
werden vernommen haben, worauf auch alle mit höch⸗ 
ſter Sehnſucht fortwährend harren. Soll ich nun ſchließ⸗ 


lich noch der Aufforderung des Referats zum Gebete, 


zur Treue, zum Gehorſam, zum Vertrauen erwähnen, fo 
muß ich in Beziehung auf die Ermahnung zum Gebete 
ſehr bedauern, daß man, während man, womit ich ganz 
einverſtanden bin, zum Gebete, zur Bitte an Gott auf⸗ 
fordert, es mir nicht hat geftatten wollen, gleichzeitig den 


1 


$ natürlichen Inſtanzenzug einzuhalten und vorher oder 


zugleich auch eine Bitte an meinen lieben König, der 
von Gottes Gnaden und in deſſen Namen uns regiert, 
mit kindlichem Gemüthe zu richten. In Hinſicht der 
Hinverweiſung auf Treue, Gehorſam und Vertrauen 
finde ich aber nöthig, zu erklären, daß es wohl ſolcher 
Ermahnungen an die Ständeverſammlung nicht bedarf, 


da hier wohl Jeder feiner Unterthans⸗ und Chriſtenpflich⸗ 


ten ſich bewußt iſt, und daher auch wohl die Anſpie⸗ 
lung auf die Vorſchriften des Evangeliums hier nicht am 


rechten Platze war.“ 


Referent entgegnete: das Referat habe ſich ſelbſtredend 
nur über den gegenwärtigen Zuſtand des Herrn Erzbi⸗ 
ſchofs erſtrecken und ſich die Frage ſtellen können, ob in 
demſelben eine fortwährende Beſchränkung der geſetzlichen 
und perſönlichen Freiheit des Herrn Erzbiſchofs anzu⸗ 
nehmen ſei; ſo viel bekannt geworden, ſei es dem⸗ 
ſelben geſtattet, ſeinen Aufenthalt an jedem beliebigen 
Orte in und außerhalb der preußiſchen Monarchie, ja, 


ſogar in Köln zu wählen, ſobald er die Verſicherung ab 


gebe, ſich der Verwaltung der Erzdiözeſe zu enthalten. 
Referent traue ſich die tiefe Kunde, weder der kirchlichen 
noch der Civil⸗Geſetzgebung, nicht zu, um beurtheilen zu 
können, welcher Coder hier zu Grunde gelegt werden 
ſolle und wie die Frage zu entſcheiden ſei, ob es dem 


Regenten, namentlich einem evangeliſchen Landesherrn, 


rechtlich geſtattet werden müſſe, das einem katholiſchen 
Erzbiſchof einmal ertheilte Placet zurück zu nehmen oder 
wenigſtens zu ſuspendiren; jeden Falls ſei aber ein ka⸗ 
tholiſcher Erzbiſchof zugleich Staatsbeamter, und es müſſe 
dem Könige geftattet fein, ihn als ſolchen in feiner Amts: 
wirkſamkeit zu ſuspendiren; handle es ſich hier nun von 
einer Rechtsverletzung, fo bleide immer die ſchwer zu lö⸗ 
ſende Frage, vor welcher Behörde darüber entſchieden 
werden ſolle. Finde der Herr Antragſteller die Auffor⸗ 
derung im Schluſſe des Referats, dieſe Angelegenheit 
im vertrauungsvollen Gebete der Entſcheidung des Him⸗ 
mels anheim zu ſtellen, unangemeſſen, ſo könne Refe⸗ 
rent nur verſichern, daß er in bedenklichen Lebens ver⸗ 
hältniſſen ſtets nur zu dieſem Mittel ſeine Zuflucht zu 
nehmen gewußt habe. 

Hierauf gab ein Mitglied aus dem Stande der 
Städte folgende Erklärung ab: „Ich kann mich mit 
dem eben vorgetragenen Referate des vierten Ausſchuſ— 
ſes, die erzbiſchöfliche Angelegenheit betreffend, durchaus 
nicht einverſtanden erklären, und zwar aus folgenden 
Gründen: Zuerſt will Referent uns glauben machen, 
der Erzbiſchof ſei wirklich frei, indem er ſich im Schooße 
ſeiner Familie befinde und ſich dort frei bewegen könne. 

llerdings iſt demſelben jetzt eine größere Freiheit ge⸗ 

ttet, als es früher der Fall war, jedoch noch keine 
volle unbeſchränkte, wie ſie dem freien Staatsbürger 
durch das Geſetz geſichert und garantirt iſt. Will man, 
wie Referent ſich ausdrückt, den Herrn Erzbiſchof feiner 
Familie zurückgeben, ſo laſſe man ihn ungehindert zu 
feiner ihm als Oberhirten anvertrauten und nun ver⸗ 
waiſten Heerde zurückkehren; dann erſt befindet er ſich 
im Schooße ſeiner Familie. So lange ihm dieſes ver⸗ 
währt wird, wird Niemand abſtreiten, daß er fortwäh⸗ 
rend ſeiner Freiheit beraubt iſt. — Dann ſtellt Refe⸗ 
rent die Frage auf, ob es in dem Berufe oder in der 
Befugniß des Landtages liege, Sr. Majeſtät die Bitte 
vorzutragen, über den Grund jener angeblich ungeſetzli⸗ 
chen Beraubung der perſönlichen Freiheit des Herrn Erz⸗ 
biſchofs durch ein richterliches Erkenntniß entſcheiden zu 
laſſen. Ich glaube, daß über die Löſung dieſer Frage 
wohl kein Zweifel obwalten kann, denn wir nehmen 
hier für den Erzbiſchof das nämliche Recht in Anſpruch, 


das jedem andern unter dem Schutze des Geſetzes ſte⸗ 


henden Bürger zuſteht, oder ſoll etwa dem Herrn von 
Droſte als Erzbiſchof dieſer Schutz, den jeder andere 
Kölner Bürger für ſich in Anſpruch nehmen kann, und 
der auch dem geringſten unter ihnen nicht verſagt wird, 
verweigert und entzogen werden? — Ferner wiſſen wir, 
daß der Herr Erzbiſchof wiederholt den Wunſch ausge⸗ 
ſprochen hat, daß nach dem Rechte und Geſetze über die 
ihm zur Laſt gelegten Anſchuldigungen erkannt werde. 
Auch kann kein Zweifel obwalten, daß die gewöhnlichen 
Gerichtshöfe competent ſind, darüber zu erkennen, da das 
franzöſiſche Geſetz keinen Unterſchied der Stände kennt, 
und der Erzbiſchof in dieſem Falle als Kölner Bürger 
vor die gewöhnlichen Gerichte gehört. — Was nun den 
übrigen Theil des Referats betrifft, ſo komme ich dar⸗ 
auf nicht weiter zurück, und will mir nur noch die Be⸗ 


merkung erlauben, daß, wenn auch Einzelne den geſtell⸗ 


ten Antrag keiner Unterſtützung werth halten, und ſich 
von der falſchen Anſicht leiten laſſen, man müſſe ſich 
da, wo die heiligſten Intereſſen des Volks, nämlich per⸗ 
ſoͤnliche und geſetzliche Freiheit, auf fo unerhörte Weiſe, 
wie in dem vorliegenden Falle, verletzt worden ſind, hö⸗ 
heren Rückſichten, ſo die ſogenannte Staats⸗Raiſon 
gebietet, unterwerfen, ſo kann ich doch die feierliche Er⸗ 
klärung abgeben, daß die Städte, ſo ich zu vertreten die 
Ehre habe, gleich mir dem Antrage in allen Theilen 
beipflichten und in der fortdauernden Hemmung der 
Amtsthätigkeit unſeres verehrten Erzbiſchofs die größte 
Rechtskränkung erblicken; einen Beweis dafür geben die 
vielen, aus allen Städten und Landgemeinden der Rhein⸗ 
provinz an des Königs Majeſtät ergangenen und noch 
täglich einlaufenden Bitten und Petitionen für die bal⸗ 


dige Rückkehr deſſelben. Dann muß ich ſchließlich noch 
darauf zurückkommen, daß der Berichterſtatter des vier⸗ 
ten Ausſchuſſes von dem falſchen Grundſatze ausgeht, 
dieſer unheilvolle Streit zwiſchen Staat und Kirche könne 
auf dem Wege der Unterhandlungen zwiſchen Berlin 
und Rom geſchlichtet werden; dieſe dauern aber ſchon 
Jahre lang, ohne daß ſie ihrem Ziele näher gerückt ſeien, 
und können und werden daſſelbe auch nie erreichen, ſo 
lange der Erzbiſchof ſelbſt nicht damit einverſtanden iſt; 
man wende ſich daher lieber an den Erzbiſchof direct, da 
jeder katholiſche Biſchof ſelbſtſtändig in feiner Diözefe 
daſteht, und ſelbſt der Papſt die Gewalt nicht hat, den⸗ 
ſelben in ſeinen Rechten zu beſchränken. — Wir wiſſen 
ferner, daß der hochgeſtellte Prälat keine Gnade, ſon⸗ 
dern nur Recht verlangt; man laſſe ihm dies alſo an⸗ 
gedeihen, entweder durch Bewilligung ſeiner ungehinder⸗ 
ten Rückkehr auf ſeinen Biſchofsſitz nach Köln, oder 
man ſtelle ihn wegen der ihm Schuld gegebenen, ſeine 
vorläufige Amtsſuspenſion zur Folge gehabten Handlun⸗ 
gen vor ſeinen ordentlichen Richter. Nur dadurch kann 
der katholiſche Theil der Rheinprovinz in ſeinen täglich 
ſteigenden Beſorgniſſen beruhiget und das erſchütterte 
Vertrauen, fo derſelbe in die landes väterlichen wohlwol⸗ 
lenden Abſichten unſeres verehrten Monarchen ſetzt, wie⸗ 
der vollkommen hergeſtellt und erhalten werden. — Be⸗ 
ten wir daher vielmehr, daß die langjährigen Leiden, ſo 
ſchöne Früchte ſie auch (wie der Herr Referent ſich aus⸗ 
drückt) tragen mögen, endlich ihr Ziel und Ende dadurch 
erreichen, daß Se. Majeſtät Sich Allergnädigſt bewogen 
finden mögen, dem vorliegenden Antrage baldmöglichſt 
zu willfahren.“ 

Auf die von anderer Seite aufgeworfene Frage, ob 
der Redner die geſetzliche Freiheit des Erzbiſchofs nur 
darin erkenne, wenn er nicht bloß nach Köln zurückkehre, 
ſondern auch den erzbiſchöflichen Sitz wieder einnehmen 
könne, erfolgte eine bejahende Antwort. 

Ein Abgeordneter aus dem dritten Stande verlangt 
hierauf das Wort und bemerkt: „Auch ich kann mich 
mit dem Referate des vierten Ausſchuſſes nicht einver⸗ 
ſtanden erklären, da es mir nicht geeignet erſcheint, den 
Frieden und die Einigkeit in der Provinz wieder herzu⸗ 
ſtellen. Um dieſes Friedens willen möchte ich aber auch 
eine Modification des urſprünglichen Antrages wünſchen, 
die alle Theile befriedigen könnte. Zu dieſem Zwecke 
ſcheint es mir vor Allem nothwendig, genau den Stand⸗ 
punkt ins Auge zu faſſen, auf welchem wir uns der 
erzbiſchöflichen Frage gegenüber befinden. Das unglüd- 
liche Ereigniß vom 20. November 1837 verletzte die 
ſämmtlichen Bewohner der Rheinprovinz, weil einer ih⸗ 
rer hochgeachteten Mitbürger unter der Laſt einer ſchwe⸗ 
ren Beſchuldigung ſeinem ordentlichen Richter entzogen, 
eine Rechtfertigung ihm nicht geſtattet und er feiner Frei⸗ 
heit beraubt wurde. Es verletzte aber die Katholiken 
insbeſondere, weil dieſer ihr Mitbürger ihre höchſte geiſt⸗ 
liche Obrigkeit in der Provinz war, und ſeine Hinweg⸗ 
führung, abgeſehen von jenen ſchweren Anſchuldigungen, 
wenigſtens theilweiſe als die Folge ſeiner Amtshandlun⸗ 
gen erſchien. Sie glaubten daher die ihnen zugeflcherte 
Freiheit ihres Cultus dadurch beeinträchtiget. — Für 
dieſe iſt das Oberhaupt der Kirche in die Schranken ges 
treten, und die freundſchaftlichen Verhäͤltniſſe, welche in 
der letzten Zeit zwiſchen Berlin und Rom wieder ange⸗ 
knüpft ſind, der lebhafte Wunſch unſeres geliebten Kö⸗ 
nigs, die geiſtlichen Wirren überall auszugleichen, ſein 
Allerhöchſtes Wort darf uns Bürge fein, daß dieſe Dif⸗ 
ferenzen baldigſt geſchlichtet ſein werden. Sie ſind aber 
dadurch nicht unfern Wünſchen und Hoffnungen, wohl 
aber unſerer unmittelbaren thätigen Theilnahme entzo⸗ 
gen und der Diplomatie zur Entwirrung überantwor⸗ 
tet. — Jene Beſchuldigung des Hochverrathes laſtet 
dagegen auch noch auf dem Haupte des ehrwürdigen 
Mannes, und wir ſehen nun noch fortwährend 
ſeine bürgerliche Freiheit beſchränkt; darum ziemt es uns 
wohl, wenn wir an die Gerechtigkeit unſers Königs uns 
wenden, und auch hier voll innigen Vertrauens und ge⸗ 
denkend der Worte, die er mit ſo inniger Liebe zu uns 
geſprochen, die Bitte am Throne niederlegen, daß er ge⸗ 
ruhen wolle, die geeigneten Maßregeln zu veranlaſſen, 
damit dieſer Zuſtand aufhören, die Anklage, die ſich als 
unbegründet herausgeſtellt, zurückgenommen, und dem Erz: 
biſchof ſeine bürgerliche Freiheit und Ehre förmlich zurück⸗ 
gegeben werde. So, glaube ich, entſprechen wir ganz 
dem Gelöbniß, das wir in der feierlichen Stunde der 
Huldigung gegeben haben.“ 

Ein Abgeordneter aus dem Stande der Städte wie⸗ 
derholt den im Ausſchuß bereits geſtellten Antrag, daß 
der Hr. Antragſteller erſucht werden möge, die Worte 
zu wiederholen, welche er ſelbſt aus dem Munde des Kö⸗ 
nigs über dieſe Angelegenheit gehört zu haben oft erklärt 
habe; er bemerkte dabei: „Der geehrte Antragſteller hat, 
ſo viel mir bekannt, in Berlin wegen eines gleichen An⸗ 
trags in der erzbiſchöflichen Angelegenheit dei Sr. Ma⸗ 
jeſtät dem Könige Audienz gehabt; die Worte, welche der 
König ihm hierauf erwidert, ſind, wie ich ſolche damals 
vom Hrn. Antragſteller vernommen, ſo beſtimmt und be⸗ 
ruhigend, daß ich deren Wiederholung hier wünſchen muß, 
und deßhalb den Herrn Landtags⸗Marſchall bitte, den ge⸗ 
ehrten Antragſteller um deren Wiederholung zu erſuchen.“ 

Der Hr. Antragſteller erwidert, Se. Majeſtät haben 
ihm damals Folgendes zu eröffnen geruht: 


„Sagen Sie allen, welche ſich wegen des 
Herrn Erzbiſchofs intereſſiren, daß Ich fort⸗ 
während daran dächte, einen Ausgleichungs⸗ 


punkt auszumitteln, daß bereits einige 
freundliche Worte zwiſchen der römiſchen 
Curie und Meinem Staate gewechſelt wor⸗ 
den, daß Ich Se. Heiligkeit perſönlich ſchätze, 
wenn gleich Se. Heiligkeit Mir hier und da 
weh gethan haben, Ich auch Sr. Heiligkeit 
Anſichten nicht überall theilen kann, und 
daß Ich feſt hoffe, daß die Vorſehung Mir 
recht bald ein Mittel an die Hand geben 
werde, dieſe Angelegenheit zur allgemeinen 
Zufriedenheit auszugleichen; ſagen Sie 
aber auch Ihren Freunden unter den De⸗ 
putirten, daß Ich ſehr wünſche, daß am 
feierlichen Huldigungstage öffentlich keine 
derartigen Petitionen vorgetragen werden 
mögen.“ : 
und fuhr fort: „Ich begreife den Beweggrund der Frage 
des frühern Redners nicht; ob derſelbe vielleicht in den 
vom Könige mir Allergnädigſt gegebenen Aeußerungen 
einen Grund zur Mißbilligung meines Antrages finde, 
der doch nicht vorhanden iſt, da ich hier nur meine da⸗ 
mals ſchon an Se. Majeſtät gerichtete Bitte erneuert 
habe.“ 

Der frühere Redner entgegnete, er müſſe jede fremde 
Deutung ſeiner Frageſtellen auf das beſtimmteſte abwei⸗ 
ſen. Es habe die in den Zeitungen bekannt gemachte 
Verhandlung der erzbiſchöflichen Angelegenheit eine Auf⸗ 
regung in der Provinz hervorgebracht, die er durch die 
ihm von Seiten des Hrn. Antragſtellers in Berlin mit⸗ 
getheilten beruhigende Worte Sr. Majeſtät des Königs 
wiederum zu beſchwichtigen geglaubt, weßhalb er um 
deren weitere Bekanntmachung gebeten. 

Ein anderer Abgeordneter aus dem dritten Stande 
entgegnete hierauf: „Nach den beruhigenden Verſicherun⸗ 
gen, welche uns der Herr Antragſteller ſo eben betheuert, 
aus dem Munde Sr. Majeſtät des Königs vernommen 
zu haben, iſt es ſo viel unbegreiflicher, wie er einen ſol⸗ 
chen Antrag hat ſtellen können. Derſelbe hat nun ſo 
oft verſichert, er habe volles Vertrauen zu ſeinem Könige, 
daß es nöthig iſt, ihm zu erwiedern, daß er ſich einer 
Selbſttäuſchung überläßt. — Sie — der Antragſteller — 
wollen, daß der Landtag eine Wahrheit werde! Wohlan 
denn! die Hand aufs Herz, und Niemand wird mit 
Aufrichtigkeit und Wahrheit ſagen können, daß man durch 
eine ſolche die Gemüther aufregende, und die Verſicherun⸗ 
gen in der Adreſſe an Se. Majeſtät entkräftigende Mo: 
tion Liebe und Vertrauen zu feinem Könige beweiſe. — 
Inn engliſchen Parlament würde die Erklärung eines Mi⸗ 
niſters, daß noch Verhandlungen obſchweben, welche ge⸗ 
fährdet werden könnten, hinreichen, den Antragſteller zu 
bewegen, ſeine Motion zurückzunehmen. Uns hat der 
Landesherr ſelbſt die allerberuhigendſte königliche Zuſiche⸗ 
rung gerade in der angeregten Angelegenheit gegeben, wo⸗ 
bei nicht Eine Confeſſion allein, ſondern auch die anderen 
hinſichtlich der gemiſchten Ehen ſchwer betheiligt ſind. — 
Es wird in Rom unterhandelt, was ſo leicht nicht iſt, 
wie die Geſchichte lehrt. Man verlangt, daß der König 
öffentlich mißbillige und redreſſire, was fein königlicher 
Vater auszuführen als eine ſchmerzliche Nothwendigkeit 
erachtet hat. Sollte der Herr Antragſteller wohl das 
Gewicht einer ſolchen Manifeſtation von Seiten der rhei⸗ 
niſchen Stände erwogen haben? Man ſcheint die Sache 
aus dem kirchlichen Gebiet in ein geſetzliches Labyrinth 
herüberziehen zu wollen. — Ich unternehme es nicht, 
den Antrag der damaligen Miniſter zur Abführung des 
Prälaten gegen diejenigen zu vertheidigen, welche zu mil⸗ 
dern Maßregeln mögen gerathen haben; ich weiß aber, 
daß durch ſtarres Feſthalten am abſtracten Rechte das 
Glück der Provinz nicht gefördert wird. — Wir haben 
das Glück einen König zu haben, dem Gott den Thron 
in einer verhängnißvollen Zeit zum Schutz und Heil aller 
Deutſchen gegeben. Alle Deutſchen haben gewiſſe Rechte 
an ihn, ganz Deutſchland preiſt mit Bewunderung die 
erſten Thaten unſeres Königs; er ſieht aber auch auf die 
verſammelten rheiniſchen Stände, ob dieſe die ſchwere Ver⸗ 


antwortlichkeit auf ſich laden werden, einen ſolchen König 


zu betrüben und ihn in ſeinem treuen Beſtreben für all⸗ 
gemeines Volks⸗Wohl zu entmuthigen. Man wird un⸗ 
ſere Namen aufzeichnen, und der Antragſteller wird ſich 
vielleicht den falſchen Ruhm einer ganz rückſichtsloſen 
Liberalität, aber wahrlich keine Bürgerkrone erwerben. — 
Der Papſt weiß es, und die ganze Welt, was Friedrich 
Wilhelm der Gerechte für die Reſtitution des Kirchen⸗ 
ſtaats gethan hat. Klüber's Annalen des Wiener Con: 
greſſes haben es der Geſchichte aufbewahrt. — Wie ſtand 
es um die katholiſche Kirche gam Rhein im Jahr 18152 
Wie war ſie gefeſſelt und beraubt durch die Zwangsherr⸗ 
ſchaft? Wer hat ſie losgebunden? Wer hat ihr Vermö⸗ 
gen reſtituirt! Wer hat das Bisthum Trier und das 
Erzbisthum Köln eingeſetzt? Wer die zu Magazinen her⸗ 


abgewürdigten Kirchen und Klöſter dem Gottesdienſt und 


Unterricht zurück gegeben? Wer hat dreimal 30,000 Tha⸗ 

ler bewilligt zur Verbeſſerung der Pfarrgehälter, wovon 

drei Viertel, wenn nicht vier Fünftel, auf die katholiſchen 
N (Fortſetzung in der Beilage.) 
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ortſetz un g.) ; 
kommen? Und für alles das könnte man ſich undankbar 
bezeigen? Nein, ich habe das feſte Vertrauen, man wird 
durch Annahme einer fo heilloſen Motion das Grabge⸗ 
wölbe eines Königs nicht entweihen, der das Volk beglückt, 
ihm einen ehrenvollen Frieden geſichert und Preußen ſtark 
und mächtig gemacht hat. Möge kein fremdartiger, ſon⸗ 
dern der biedere deutſche Geiſt uns alle befeelen! Dann 
werden wir auch keine Veranlaſſung geben, die gierigen 
Blicke des Nachbars wieder auf den Rhein zu ziehen, 
ſondern dem Könige ganz vertrauen, der alle Unterthanen 
mit gleicher chriſtlicher väterlicher Liebe umfaßt.“ 

Nun erbat ſich ein Deputirter aus dem Stande der 
Ritterfchaft das Wort und hielt folgenden Vortrag: 
„Möchte es mir in dieſer ernſten Stunde gelingen, Sie 
zu überzeugen, daß die Gefühle, die ſich in meinem Her⸗ 
zen bewegen, nur die des Friedens und der Eintracht 
ſind! möchte ich Sie überzeugen, daß nur dieſe Gefühle 
es ſind, welche mich beſtimmen, Sie zu bitten, meinen 
Worten in einem ſo wichtigen Augenblick ein geneigtes 
Gehör und eine ernſte Aufmerkſamkeit zu ſchenken! Dies 
iſt die erſte Bitte, die ich an Sie richte; die zweite iſt 
die, meinen Worten ſtets die mildeſte Deutung zu ge⸗ 
ben, wo es denſelben irgend an Klarheit mangeln ſollte. 
„Der vorliegende Antrag berührt ein Ereigniß, welches die 
Ruhe der Provinz, der Monarchie, ja, ganz Deutſchlands, 
in ihren innerſten Grundfeſten erſchütterte. — Wir konn⸗ 
ten uns ſchon damals nicht verbergen, es war ein un⸗ 
glückliches Ereigniß, unglücklich, weil es einen tiefen und 
auf die Einheit Deutſchlands nachtheiligen Eindruck her⸗ 
vorbrachte, und noch unglücklicher, wenn es ſpurlos 
vorüberging und Zeugniß gab von dem Fortſchreiten des 
Unglaubens und eines alles geiſtige Leben tödtenden 
Materialismus. Doch, Gott ſei Dank! nicht Letzteres 
war der Fall, und was ganz Deutſchland gefühlt, ha⸗ 
ben wir in unſerer Adreſſe ausgeſprochen. Wir haben 
aber auch ausgeſprochen, daß jene Wunde nicht unheil⸗ 
bar ſei, wir haben ausgeſprochen die feſte Zuverſicht, 
daß Heilung kommen wird von dort, wohin wir Alle 
mit gleich unerſchütterlichem Vertrauen unſere nach Frie⸗ 
den und Eintracht ſehnſuchtsvollen Blicke richten. An 
jenem allgemeinen Ausdruck unſerer Gefühle reiht ſich 
würdig der uns vorliegende Antrag. Er entſpricht un⸗ 


ſerer Verfaſſungsurkunde, welche $ 49 ſagt: 


„„Wenn aber Mitglieder des Landtags von Be⸗ 
drückungen einzelner Individuen beſtimmte Ueber⸗ 
zeugung erlangen, ſo können ſie bei dem Landtage 
mit gehörig konſtatirter Anzeige darauf antragen, 
daß derſelbe ſich für die Abſtellung bei Uns ver⸗ 
wende, 

„Er entſpricht dem Gefchäftsgange, indem die be 
ſtimmt artikulirte Bitte, die er enthält, nur in der 
Form eines Antrags gefaßt werden konnte; er entſpricht 
dem Vertrauen, welches wir in der Adreſſe ausgedrückt, 
indem wir mit ehrerbietiger Offenheit ſagen, welche Er⸗ 
wartungen die Provinz an jenes Vertrauen zu knüpfen 
ſich für berechtigt erachtet; er entſpricht endlich unſerer 
Stellung als Landtags⸗Abgeordneter, indem von jenem 
Rechte, welches uns das Geſetz zuweiſ't: unzertrennlich 
iſt die Pflicht, davon Gebrauch zu machen, da wo die 
Provinz oder Einzelne dieſen Gebrauch verfaſſungsmä⸗ 
ßig von uns fordern dürfen. Daß Beides hier der Fall, 
wird mir nicht ſchwer werden, Ihnen nachzuweiſen, das 
Ereigniß, durch welches der uns vorliegende Antrag her⸗ 
vorgerufen wurde, kann von uns nur nach Thatſachen 
und den uns vorliegenden Aktenſtücken beurtheilt wer⸗ 
den. Beide ſind, wie ich vorausſetzen darf, Ihrem Ge⸗ 
dächtniſſe nicht entſchwunden; ich will ſie daher nur im 
Allgemeinen und ſo leiſe wie möglich berühren, um 
nicht die Wunde, die ſie geſchlagen, durch tieferes Ein⸗ 


dringen neuerdings aufzureißen. — Die Akten in die⸗ 


fer wichtigen Sache find geſchloſſen, und Niemand kann 


ſich verbergen, daß ihr Ergebniß ein unbefriedigendes 


iſt. Außerordentliche Anklagen wurden erhoben, außer⸗ 
ordentliche Maßregeln ergriffen gegen einen Mann, deſ⸗ 
fen Leben bis dahin auch des leiſeſten Vorwurfs ent⸗ 
behrte, und der das hohe Amt, welches er bekleidete, 
nur feinem tadelloſen Wandel und dem höchſten Ver⸗ 
trauen verdankte. Wodurch ſo außerordentliche Anklagen 
gerechtfertigt, warum fo außerordentliche Maßregeln noth⸗ 
wendig waren, ſind Fragen, die ; N 
ungenügend und oberflächlich, ſeitdem aber mit dem tief⸗ 
fin Stillſchweigen beantwortet wurden. Diefes Still: 
ſchweigen gibt Zeugniß von dem Irrthum, der hier vor⸗ 
gefallen, und der nur durch Feſthalten zu einem ver⸗ 
derblichen Fehler werden könnte. — Die Gerechtigkeit 
iſt die ſicherſte Stütze der Staaten und das Umkehren 
auf der Bahn des Irrthums kann eben ſo wenig einer 
Regierung wie dem Einzelnen zum Vorwurf und Scha⸗ 
den gereichen. — Wit haben einen Regenten verloren, 
deffen Leben und Streben bewieſen, wie die Wahrheit 
des chriſtlichen Glaubens und Gerechtigkeit ihm ſtets 
das Höchſte und Heiligſte waren. Wenn dieſem großen 


die in der erſten Zeit nur 
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und chriſtlichen Könige die innern Verhältniſſe der ka⸗ 
tholiſchen Kirche fremd waren, wenn er ſie nur von 
ſeinem konfeſſionellen Standpunkte aus betrachtete, wenn 
er, von den Wahrheiten ſeiner Lehre durchdrungen, auch 
Andere derſelben zugänglich zu machen ſuchte: ſo gebe ich 
der Geſchichte das Urtheil anheim, ob dieſes ein politi⸗ 
ſcher Fehler war; für mich aber und alle ſeine kath. 
Unterthanen vindicire ich das Urtheil ſchon jetzt, daß es 
kein Fehler ſeines Herzens geweſen. — Das Buch der 
Bücher ſagt: Der Gerechte fällt ſieben Mal an einem 
Tage, und wir katholiſchen Unterthanen des frommen 


dahingeſchiedenen Königs ſollen eines Irrthums wegen, 


in den er aus Liebe zu uns verfallen, Gefühle der Bit⸗ 
terkeit in unſerm Herzen nähren, wir ſollen deßhalb 
Anſtand nehmen, ihm die ſchönſte Krone, die ſeine Stirn 
geziert, die der Gerechtigkeit, zuzuerkennen? Fern von 
uns ſei es, ſo lieblos zu denken, und fern von Ihnen, 
meine Herren, die Sie einer andern Confeſſion ange⸗ 
hören, uns ſo eingedenk zu wähnen der Vorſchriften un⸗ 
ſeres gemeinſamen chriſtlichen Glaubens! — Seitdem 
jener König heimgegangen, haben wir einen neuen 
Herrn gewonnen, von dem Jeder von uns die Ueber⸗ 
zeugung in ſich trägt, daß ein edleres Herz nie auf ei⸗ 
nem königlichen Throne geſchlagen. Wenn wir nun mit 
dieſen Gefühlen unſere Blicke auf die Vergangenheit 
und auf die Gegenwart richten; wenn wir uns erin⸗ 
nern, welchen Ausgang derſelbe Streit in einer andern 
Provinz genommen, wenn wir erwägen, daß keine That⸗ 
ſache, kein Aktenſtück auch hier einem gleichen Aus⸗ 
gange entgegen ſteht, der einerſeits mit den Rechts⸗ 
grundſätzen in Einklang ſteht, die das höchſte irdiſche 
Gut des Menſchen, ſeine Ehre und Freiheit, ſchützen, 
andererſeits den Zerwürfniſſen im Innern der Kirche 
ſelbſt und der täglich zunehmenden Auflöſung der Dis⸗ 
ciplin dadurch ein Ende macht, daß er der armen ver⸗ 
laſſenen Heerde wieder einen würdigen Hirten zuführt; 
wenn wir ferner bedenken, daß der jeden Augenblick 
mögliche Tod des Erzbiſchofs von Köln in der Ge⸗ 
ſchichte Preußens die Feſtung Minden in einen unver⸗ 
löſchlichen Widerſpruch bringen würde mit jener bei 
Weitem ſtärkern Feſtung der Mühle von Sansſouci; 
wenn wir jene Momente alle ins Auge faſſen, aus de⸗ 
nen jeden Augenblick die Giftpflanze des Mißtrauens 
ſo lange emporwuchern kann, als nicht der Same des 
Unkrauts in ſeinem innerſten Keime erſtickt iſt: wer 
kann alsdann noch zweifeln, daß es hier Pflicht ſei, 
zu reden und nicht zu ſchweigen, daß es Pflicht, uner⸗ 
läßliche Pflicht ſei, den König zu bitten, dem Erzbi⸗ 
ſchofe von Köln dasjenige zu gewähren, was in der 
Geſchichte Preußens nie dem geringſten Unterthan ver⸗ 
weigert wurde? — Doch für Sie, meine Herren ande⸗ 
rer Confeſſion, welche Sie von uns Katholiken ſich 
durch eine Bezeichnung unterſcheiden, die uns in fo 
Vielem und Wichtigem vereinigt, die uns urſprünglich 
in Allem vereinigte, und die, ſo Gott will, uns dereinſt 
auch wieder in Allem vereinigen wird, für Sie liegt 
noch ein beſonderer Grund vor, Hand in Hand mit 
uns dieſen wichtigen Schritt zu thun. — Seitdem es 
in Deutſchland ein corpus evangelicorum und ein 
corpus catholicorum gab, war Deutſchlands Einheit 
grundſätzlich geſtört und Deutſchlands Kraft gelähmt. 
Jahrhunderte vergingen in blutigem Hader, bis endlich 
jene Kämpfe zurückwichen von dem Gebiete der Politik 
auf das Gebiet der Lehre, wohin ſie gehören, und mit 
ehrlichen Waffen ausgefochten werden mögen. — Die 
politiſche Einheit Deutfchlands iſt heut zu Tage das 
Ziel unſer Aller Beſtrebungen, und in Ihre Hand iſt 
es gegenwärtig gegeben, das, was wir bereits auf die⸗ 
ſem Wege erreicht, durch den feſten Cement zu kitten. 
Wir verlangen nichts von Ihrem Glauben, nichts von 
Ihrer Lehre, nur von Ihrem Rechtsgefühl verlangen 
wir, daß Sie mit uns den König bitten, dem Erzbi⸗ 
ſchofe von Köln dasjenige zu Theil werden zu laſſen, 
was wir für den Geringſten der Ihrigen ſtets zu for⸗ 
dern bereit ſein werden. — So viel zur Begründung 
und Unterſtützung des Antrags im Allgemeinen. Ich 
erlaube mir nun auch, die von dem Ausſchuß aufge⸗ 
ſtellten Gegengründe mit einigen wenigen Worten zu 
beleuchten. Dieſe reduciren ſich auf drei Punkte: Erſt⸗ 
lich betrachtet der Ausſchuß die gegenwärtige Lage des 
Erzbiſchofes nicht ſowohl als eine Beſchränkung der 
vollſten perſönlichen Freiheit, als vielmehr nur der Wie⸗ 
derkehr in ſeinen Sprengel und ſeine Adminiſtration. 
Dieſe Unterſcheidung beruht aber, wie der Antragſteller 
ſelbſt ſchon bemerkt hat, auf einer trügeriſchen Subtili⸗ 
tät. Denn eine Freiheitsſtrafe beſteht nicht blos in der 
Einſperrung in ein Gefängniß, ſondern dahin iſt von jeher 
auch das Exil und die Relegation an einen beſtimmten 
Aufenthalt gerechnet worden, überhaupt jede Verſperrung ei 
nes Ortes, der allen Freien offen ſteht. Wenn es nun eine 
Freiheitsſtrafe iſt, nicht irgendwo hingehen zu dürfen, wohin 
jeder Andere gehen darf, um wie viel mehr iſt es Strafe, 
nicht dahin gehen zu dürfen, wohin man nach Pflicht 
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und Gewiſſen gehen muß! Mit Einem Worte: für einen 

katholiſchen Biſchof ift feine Diözefe- die Welt; wird 

ihm dieſe verſperrt, ſo iſt ihm die übrige Welt, ſtehe 
ſie auch noch ſo weit offen, doch nur ein Kerker. — 

Alſo iſt der Zuſtand, worein man den Erzbiſchof von 

Köln verſetzt hat, nach allen Rechtsgrundſätzen eine wahre 

Freiheitsſtrafe, und daher der Antrag nach der Regel: 

„„Keine Strafe ohne rechtliches Gehör und Ver⸗ 

theidigung““! b 

juriſtiſch durchaus begründet. — Zweitens ſtellt der Aus⸗ 

ſchuß als Hauptſchwierigkeit die Frage entgegen: wel⸗ 
ches Gericht denn hier die kompetente Behörde ſei? 

Wenn man ſich aber auf den rein geſetzlichen Stand⸗ 

punkt ſtellt, ſo iſt die Antwort auf dieſe Frage ſehr leicht. 

Danach ſind nämlich drei Fälle zu unterſcheiden: 

1) Handelt es ſich um die Anklage wegen eines rein 
bürgerlichen Vergehens, ſo ſind die gewöhnlichen 
weltlichen Gerichte kompetent; denn ein privile- 
gium fori oder eine Immunität, kraft welcher der 
Biſchof wegen bürgerlicher Vergehen vor der Kir⸗ 
chenbehörde zu belangen wäre, beſteht nach unſerer 
Geſetzgebung nicht. Selbſt im Mittelalter wurden 
die Biſchöfe in ſolchen Fällen bekanntlich vor den 
Reichshof gezogen. 

2) Bezieht ſich die Anklage auf rein kanoniſche Ver⸗ 
gehen, auf ungerechte und ungeſetzliche Verwaltung 
lediglich im Innern des kirchlichen Amtskreiſes, 
z. B. auf Bedrückung und Verfolgung von Geiſt⸗ 
lichen, auf Beſchränkung von Gewiſſensfreiheit, ſo 
iſt dafür, nach unzweifelhaften kanoniſchen Grund⸗ 
ſätzen, der Papſt die Oberbehörde, der dafür Kom⸗ 
miſſarien ernennen kann. : ? 

3) Stützt ſich endlich die Anklage darauf, daß der 
Erzbiſchof in den als Erzbiſchof vorgenommenen 
Amtshandlungen die Grenze der geiſtlichen Gewalt 
überſchritten, und in den Umkreis der weltlichen 
Macht eingegriffen habe, ſo zeichnen dafür die auf 
dem linken Rheinufer noch geltenden organiſchen 
Artikel vom 18. Germinal des Jahres X. Art. 6. 
den an den Staatsrath zu ergreifenden Rekurs 
vor, welcher durch eine déclaration d’abus die 
Amtshandlung, inſoweit ſie über die geiſtliche Kom⸗ 
petenz hinausgeht, für wirkungslos erklären kann. 

II y aura recours au conseil d'état dans 
tous les cas d'abus de la part des supérieurs 
et autres personnes ecclésiastiques. 

Nach einem ſpätern, nicht widerrufenen Dekrete 
vom 25. März 1813. Art. 5. iſt das Erkenntniß 
über die Appels comme d’abus den gewöhnlichen 
Appellationshöfen übertragen worden. 

Nos cours impériales connaitront de toutes 
les affaires connues nous le nom d’appels 
comme d’abus, ainsi que de toutes celles, qui 
resulteraient de la non-exdcution des lois 
des concordats. n 

Unter dieſe drei Geſichtspunkte werden fich doch 
die gegen den Erzbiſchof erhobenen oder zu erhe⸗ 
benden Anklagen bringen laſſen müſſen. Wenn nun 

der Ausſchuß⸗ Bericht hinſichtlich der Kompetenz⸗ 
Frage beſorglich von Schwierigkeiten ſpricht, die 
vom Erzbiſchofe ſelbſt ausgehen möchten, ſo glaube 
ich, daß man deſſen Geſinnungen durch ſolche Ver⸗ 
muthungen nicht angreifen darf. Vielmehr iſt weit 
eher zu glauben, daß derſelbe in ſeinen weltlichen 
Beziehungen als Unterthan den Staatsgeſetzen und 
Staatsgerichten dieſelbe Hochachtung erweiſen wird, 
die er ihnen in dieſem ihrem Umkreiſe bisher im⸗ 
mer erwieſen hat. Die Verweiſung auf das Bei⸗ 

ſpiel des Erzbiſchofs von Poſen iſt hier nicht an 
ihrer Stelle, da die Jurisdictions⸗ und Immuni⸗ 

täts⸗Verhältniſſe dort anders fein mögen, als fie 
es nach dem hieſigen Rechte ſind. 

„Drittens endlich verweiſt der Ausſchuß⸗Bericht auf 

die zwiſchen des Königs Majeſtät und dem Papſte über 

dieſen Gegenſtand ſchwebenden Verhandlungen, worein 
die Landtags⸗Petition nicht ſtörend eingreifen möge. Auch 
ich, und mit mir ſo viele ehrenwerthe Männer, welche 
die Anſichten des würdigen Antragſtellers theilen, ſehen ge⸗ 
wiß mit gleicher Spannung und mit eben ſo heißen und den 
heißeſten Wünſchen auf dieſe Verhandlungen hin. Allein 
über den Stand, die Wendung und den Ausgang ver⸗ 
mag wohl, wenn wir aufrichtig ſein wollen, in dieſer 

Verſammlung Keiner etwas nur irgend Zuverläffiges zu 

ſagen. — In jedem Falle müffen wir, da wir erſt nach 

zwei Jahren hier wieder zuſammenkommen werden, die 

Möglichkeit des Nichtgelingens jener Verhandlungen ins 

Auge faſſen. Der Ausſchuß⸗Bericht hat die Wichtigkeit 

der erzbiſchöflichen Angelegenheit, ihren Einfluß auf die 

Stimmung der Provinz mit wahren und lebhaften Far⸗ 

ben geſchildert. Was ſoll aber werden, wenn jene Ver⸗ 

handlungen ihren Zweck nicht erreichen, wenn der Erz⸗ 
biſchof auf ſeinem Rechte beſteht? Dann bleibt doch nur 

Ein Weg übrig, ein Weg, der allein mit der Ehre und 


C 


4 1 
Würde der Regierung, mit der Pietät gegen den Hoch⸗ 
feligen König Friedrich Wilhelm den Gerechten voll⸗ 

kommen beſteht, der Weg, den der Antragſteller be⸗ 
zeichnet: 

„„daß dem Erzbiſchof fein Recht werde“ “. 

„Um aber deſſen Bitte mit dem Ausſchuß⸗Berichte, 
mit der ſchuldigen Rückſicht auf die obſchwebenden Ver⸗ 
handlungen in Einklang zu ſetzen, giebt es ein leichtes 
Mittel, nämlich: dieſelbe in folgende Modifikation zu faſ⸗ 

ſen, die ich hiermit im Einverſtändniſſe mit dem Antrags 
ſteller vorzuſchlagen mir erlaube, und welche dahin geht: 

„Se, Majeſtät allerunterthänigſt zu bitten, 
auf den Fall, wo die zwiſchen Sr. Maje⸗ 
! ftät und dem römiſchen Stuhle ſchweben⸗ 
den Verhandlungen zu einer gegenſeitigen 
Verſtändigung nicht führen ſollten, als⸗ 
dann zur Beruhigung der Provinz dem 
Erzbiſchofe Clemens Auguſt ſeine volle 
gefeglihe Freiheit und Amtswirkſamkeit 
wiederzugeben oder aber Allergnädigſt zu 
befehlen, daß über die gegen denſelben 
veröffentlichen Beſchuldigungen nach den 
beſtehenden Geſetzen verfahren und er⸗ 
kannt werde.“ 
„So ſchwer es mir nun fällt, in einer ſo wichtigen 
Sache über Worte zu reden, ſo kann und darf ich doch 
nicht ſchweigen über einige im Laufe der Verhandlungen 
ebrauchte Ausdrücke, die, verſtanden oder mißverſtanden, 
jedenfalls Veranlaſſung geben können, als perfönliche 
Verdächtigungen betrachtet zu werden. — Wir, die wir 
den vorliegenden Antrag unterſtützen, verdächtigen nie⸗ 
manden, der unſere Anſichten nicht theilt, wir glauben 
aber auch fordern zu dürfen, daß dies andererſeits nicht 
geſchehe. — Wahrlich, der Antragſteller und die ehren⸗ 
werthen Männer, die ſeinen Antrag unterſtützen, die die⸗ 
ſen Antrag zu unterſtützen ſich in ihrem Gewiſſen für 
verpflichtet erachten, ſtehen zu hoch, als daß Perſonlich⸗ 
keiten ſie berühren könnten. Leider finden ſich ſchon in 
dem Referat die unverkennbaren Spuren ſolcher Ver⸗ 
dächtigungen; ob ſie aber der Würde der Verſammlung 
entſprechen, ob ſie das Vertrauen kräftigen, welches nach 
allen Seiten zu erlangen wir uns beſtreben ſollen, ob 
dieſe Auffaffung eine für den Geiſt des Friedens und 
der Eintracht, die uns alle beſeelen ſoll, fördernde fei, 
das glaube ich kühn Ihrem Urtheile überlaſſen zu dür⸗ 
fen. — Ich will mit offenen Waffen ſtreiten, ich will 
Ihnen in dieſem wichtigen Augenblicke nichts von dem 
vorenthalten, was in meinem Herzen vorgeht. Ich be⸗ 
kenne es hiermit offen und frei, ich habe außer dem 
allgemeinen Intereſſe noch ein anderes, und zwar ein 
rein perſönliches, welches mich beſtimmt, dem Antrage 
das Wort zu reden. Hören Sie mich und richten Sie 
auch darüber. Der Himmel hat mich mit ſechs Söh⸗ 
nen geſegnet; was ich denſelben an irdiſchen Gütern 
hinterlaſſen werde, ſteht in Gottes Hand; doch in meine 
Hand iſt es gelegt, ihnen das Bewußtſein zu hinterlaſ⸗ 
ſen, daß ich nie geſchwiegen, da, wo es galt, meine 
Stimme für Recht und Wahrheit zu erheben. Daß 
aber dieſes das einzigſte Motiv, das verfichere ich Ihnen 
bei allem, was mir heilig und theuer im Leben iſt und 
je heilig und theuer im Leben war.“ 

Dieſe, mit tiefem Gefühl geſprochenen Worte erreg⸗ 
ten bei der Verſammlung große Theilnahme. 

Ein anderes Mitglied aus dem zweiten Stande theilte 
folgende Erklärung mit: „Wenn das Referat ſich pflicht⸗ 
mäßig dahin glaubt ausſprechen zu müſſen, daß der 
Hr. Antragſteller gegen feinen Willen in der Gewäh⸗ 
rung ſeines Geſuchs gewiß Niemandem eine ſchmerzli⸗ 
chere Verlegenheit bereiten würde, als eben dem, in deſ⸗ 
fen Intereſſe daſſelbe geſtellt wird, fo bin ich noch eine 
aus dem Munde des Hrn, Erzbiſchofs noch ganz jüngſt 
vernommene Erklärung im Stande, ganz beſtimmt hier. 
auszuſprechen und zu betheuern, daß der Herr Erzbi⸗ 
ſchof ganz daſſelbe beim hieſigen Landtage für ſich be⸗ 
antragt zu haben, erwartet und verlangt, was in dem 
vorliegenden Antrage ausgeſprochen, folglich auch nicht 
im Widerſpruch ſeiner Wünſche ſteht. — Daſſelbe, was 
ich hier erklärt, wird ein anderes Mitglied aus dem 
Stande der Ritterſchaft vollſtändig beſtätigen. Nachdem 
dem Hrn. Erzbiſchof in Folge ſeiner ſchweren Krankheit 
geſtattet worden, ſich von Minden nach Darfeld zu ſei⸗ 
nem Neffen zu begeben, wurde von ihm, ehe er von 
Minden abreiſte, die Erklärung verlangt, ſich ohne Er⸗ 
laubniß des Gouverneurs nicht von Darfeld zu entfer⸗ 

nen; ſpäter iſt ihm unter gleicher Bedingung die Er⸗ 
laubniß erteilt, ſich nach Münſter zu begeben. — Dies 
weiß ich aus dem Munde des Hen. Erzbiſchofs.“ 
Dieſe Erklärung wurde wirklich durch ein anderes 
Mitglied aus dem Stande der Ritterſchaft durch die 
Aeußerung beſtätigt, er ſelbſt habe noch vor wenig Mo⸗ 
naten von dem Hrn. Erzblſchof ſelbſt gehört, daß der: 
ſelbe wünſche und boffe, der tpeinifche Landtag möge 
einen ſolchen Antrag, wie den hier vorliegenden, an 
Se. Maſeſtät den König gelangen laſſen. 

Referent entgegnete: Die von den beiden verehrten 
Rednern fo eben gemachten Erklärungen ſeien allerdings 
von Wichtigkeit, er könne indeſſen die Verſicherung ge⸗ 
ben, daß darüber weder dem Ausſchuß, noch ihm ſelbſt 
bei Berathung des Antrages das Mindeſte bekannt ge⸗ 
weſen ſei; wäre Lehtetes aber auch der Fall gewefen, 
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fo würde dieſes fo wenig, als was ein früherer Redner] zur Klage. 


über die Stimmung und Aufregung in der Provinz ge⸗ 
ſagt, weder eine Abänderung des Referates, noch die 
Zuſtimmung zu den Vorſchlägen, welche in dem eben 
vernommenen ausführlichen Vortrage gemacht worden, 
herbeigeführt haben. Wäre die Unterhandlung abgebro⸗ 
chen und hatte man die Ueberzeugung, daß Se. Mai. 
ſelbſt die Rückkehr des Hrn. Erzbiſchofs und die Auf⸗ 
hebung der Suspenſion ſeiner Amtsthätigkeit niemals 
zu bewilligen beſchloſſen hätten, ſo würde Referent ſelbſt 
kein Bedenken tragen, eine desfallſige Verwendung bei 
dem Könige im Intereſſe feiner. katholiſchen Unterthanen 
eintreten zu laſſen; da aber allen öffentlichen Nachrich⸗ 
ten zufolge dieſe Unterhandlungen noch beſtändig fort⸗ 
dauerten, da ferner Referent, welcher bei Gelegenheit 
der Huldigung mit einem ſeiner geehrten Mitbürger das 
Glück hatte, bei Sr. Majeſtat dem Könige eben in Be⸗ 
treff der vorliegenden Angelegenheit zu einer Privat⸗Audienz 
zugelaſſen zu werden, die wiederholte Allerhöchſte Ver⸗ 
ſicherung vernommen, daß die Ausgleichung der ſchwe⸗ 
benden Differenzen Tag und Nacht das Gemüth des 
Königs beſchäftigen, ſo bleibe er bei ſeiner Meinung, 
daß, bevor die Vernichtung der bisher gehegten Hoff⸗ 
nungen der Provinz auf amtlichem Wege kund würde, 
es durchaus unſtatthaft bleibe, in den Gang der Ereig⸗ 
niſſe eigenmächtig einſchreiten zu wollen. 

Dieſen Aeußerungen folgte nachſtehende Erklärung 
eines Deputirten aus dem Stande der Städte: „Der 
Landtag hat, ſo weit ihm im Allerh. Eröffnungsdekret 
zu einer Aeußerung über die kirchliche Angelegenheit 
Veranlaſſung gegeben war, durch die Adreſſe geant⸗ 
wortet. — Sofern der Antrag auf Wiedereinſetzung des 
Erzbiſchofs zu Köln als Wunſch der Provinz vor⸗ 
getragen werden ſoll, muß ich mich dieſem Antrage 
ſchon deshalb widerſetzen, weil eine ſolche Wiederein⸗ 
ſetzung nach meiner innigſten Ueberzeugung das Anſehen 
des Staates nach innen und nach außen auf eine ge⸗ 
fährliche Weiſe beeinträchtigen würde. Wiefern aber je⸗ 
ner Wunſch als Wunſch der Provinz beſtehe, dar⸗ 
über wird der Landtag als rechtmäßiges Organ 
der Provinz, entſcheiden. — Eine Beſchwerde über 
Verletzung der perſönlichen Freiheit des Erzbi⸗ 
ſchofs iſt ungegründet, da ihm nur die Rückkehr in die 
Erzdiözeſe und auch dieſe nur bedingungsweiſe unterſagt 
iſt. — Was die Abführung ſelbſt anbelangt, fo ſagt 
der Hr. Antragſteller ſelbſt, daß er weit entfernt ſei, 
die Nothwendigkeit dieſes Schrittes anzugreifen. — Eine 
Beſchwerde über deſſen Amtsverhinderung iſt unzulaffig, 
da die päpſtliche Bulle de salute animarum durch Al⸗ 
lerh. Kabinets⸗Ordre vom 23. Auguſt 1821 mit aus⸗ 
drücklichem Vorbehalt und unbeſchadet der Majeſtäts⸗ 
rechte, ſo wie der Rechte der evangeliſchen Unterthanen, 
aber auch bloß in Beziehung auf die Einrichtung, Aus⸗ 
ſtattung und Begränzung der Erzbisthümer und Bis⸗ 
thümer der katholiſchen Kirche des Staates, als Statut 
der katholiſchen Kirche ſanctionirt iſt, überdies keine Ver⸗ 
einbarung beſteht, wonach Sr. Majeſtät dem Könige 
das angeſtammte Recht benommen wäre, im Intereſſe 
des Staates oder zur Wahrnehmung der Majeſtätsrechte 
die von einer Amtsentſetzung wohl zu unterſcheidende 
Amtsverhinderung der katholiſchen Geiſtlichen höheren 
oder niederen Ranges zu verfügen. — Ein Antrag 
auf gerichtliche Unterſuchung iſt, was die auf 
Grund der Majeſtätsrechte verfügte Amtsverhinderung 
des Hrn. Erzbiſchofs anbelangt, unannehmbar, weil 


keinem Gericht in Beziehung auf die Ausübung der 


Majeſtaͤtsrechte eine Competenz verliehen iſt, ſodann, be⸗ 
treffend die weitern perſönlichen Beſchuldigungen von 
Seiten Dritter, bei mangelnder Vollmacht unqualifteirt. 
Nur bei nachgewieſener Rechtsverweigerung in Beziehung 
auf die perſönlichen Beſchuldigungen würde die Compe⸗ 
tenz des Landtages zu einem Antrage auf gerichtliche 
Unterſuchung begründet fein. Iſt auf Grund der frag⸗ 
lichen Bulle und ohne Aufopferung der darin 
ausdrücklich vorbehaltenen Rechte, eine Eini⸗ 
gung mit zu erwirken, dann wird im allſeitigen Inter⸗ 
eſſe nichts übrig bleiben, als eine Zurücknahme der un⸗ 
term 23. Auguſt 1821 nur bedingungsweiſe ertheilten 
Allerh. Sanction und eine den gegenſeitigen Rechten 
und Verhältniſſen entſprechende neue Regulirung. Dem: 
gemäß unterſtütze ich die Anträge des Ausſchuſſes auf 
Verwerfung des zur Berathung vorliegenden Antrages, 
wiewohl ich, was die Motivirung des Ausſchuſſes an⸗ 
belangt, die dabei angeführten Thatſachen und Forde⸗ 
rungen zum großen Theil ausdrücklich beſtreite. Dahin⸗ 
gegen bin ich eben ſo wenig geneigt, eine Billigung al⸗ 
les Geſchehenen auszuſprechen. Namentlich muß ich es 
beklagen, daß die beſtehenden Differenzen zum Theil 
durch das Gouvernenient ſelbſt hervorgerufen find, und 
zwar einestheils durch jene unſelige Convention, welche 
wegen der ihr zu Grunde liegenden Unlauterkeit des 
preußiſchen Gouvernements nicht würdig war, und ins⸗ 
beſondere den Räthen, welche bei dieſer Convention mit⸗ 
gewirkt haben, zu großer Unehre gereicht, fo wie an⸗ 
derntheils durch jenes übereilte Publikandum, welches, 
wenn es als Rechtfertigung dienen ſollte, keine unerwie⸗ 
ſenen perfönlichen Beſchuldigungen enthalten durfte, — 
Sie ſehen, meine Herren, ich billige nicht, was zu ta⸗ 
deln iſt. Auch der evangeliſchen Kirche, zumal in ein⸗ 


gegen die Anwendung des Rechts, 


Es war meine Abſicht, Ihnen in dieſer 
Beziehung einen Antrag zur Berathung vorzutragen, al⸗ 
lein bei näherer Prüfung halte ich ihn zurück, weil des 
dermaligen Königs Majeſtät eine Veranlaſſung zur Ab⸗ 
hülfe noch nicht vorgelegt hat und ich zu ſeiner Gerech⸗ 
tigkeit das Vertrauen habe, daß das gag der evange⸗ 
liſchen Kirche, wo es verletzt iſt, wieder werde hergeſtellt 
werden. Von allen Seiten werden Einigkeit und Herſtellung 
der Ruhe als Motive der gegenſeitigen Anträge ausge⸗ 
ſprochen. Vereinigen wir uns, meine Herren, mit 
Beſeitigung eines jeden confeſſionellen Unterſchiedes zu 
einer wahren, ungetheilten Einheit, um mit 
ruhiger Ueberlegung zu prüfen, wie jener Zweck 
zu erreichen ſei. Würde dem vorliegenden Antrage Folge 
gegeben und Allerhöchſten Orts willfahrt werden, dann 
würde, ſo weit ich die Verhältniſſe kenne, die größte 
Uneinigkeit in der katholiſchen Kirche ſelbſt die allererſte 
Folge ſein, der Landtag aber die unſelige Folge des gro⸗ 
ßen Zerwürfniſſes zu verantworten haben. Darum be⸗ 
ſchwöre ich Sie, meine Herren, nach der Aufforderung 
des Ausſchuſſes, mit dem Blicke nach oben dem redli⸗ 
chen guten Willen des Königs zu vertrauen und das 
Reſultat der ſchwebenden Verhandlungen zu erwarten.“ 
— Dieſe Worte machten auf einen großen Theil der 
Verſammlung einen bedeutenden Eindruck. 

Es folgte nun ein Deputirter aus dem Stande der 
Landgemeinden in nachſtehender Weiſe: „Sie würden es 
mit Recht übel deuten, wenn ich nach mehrſtündiger 
Diskuſſion über die vorliegende hochwichtige Angelegen⸗ 
heit in geordneter ausführlicher Rede zu Ihnen ſprechen 
wollte, nachdem der Gegenſtand ſchon ſo vielſeitig be⸗ 
leuchtet iſt. — Ich greife die Sache in dem Zuſtande 
auf, in welchen ſie im Laufe der Debatten gelangt iſt, 
um meine Anſichten über den Antrag in Kürze vorzu⸗ 
tragen. Derſelbe begreift die amtliche Wiedereinſetzung 
des Hrn. Erzbiſchofs oder ſeine Stellung vor Gericht. 
Ich beginne mit der zweiten Alternative, die ich für un⸗ 
ſtdtthaft halte. — Bevor ich dieſe Unſtatthaftigkeit de⸗ 
monſtrire, bitte ich Sie, Sich zu befragen, ob anzuneh⸗ 
men ſei, daß der Hr. Erzbiſchof die bei den rheiniſchen 
Ständen zum Schutze ſeines perſönlichen Rechtes ohne 
ſeine Intervention nachgeſuchte Vertretung wirklich wolle, 
ob derſelbe ſie wollen könne; — ob es den Abſichten 
des Prälaten entſprechen könne, irgend einer gerichtlichen 
Inquiſition ſich unterworfen zu ſehen, ob nicht derſelbe 
eher, im theologiſchen Einverſtändniſſe mit dem Hrn. 
Erzbiſchof v. Dunin, jede weltliche Jurisdiktion perhor⸗ 
resciren werde. In der Ungewißheit, in welcher man 
hierwegen uns läßt, glaube ich, daß der Herr Erzbiſchof 
weder die Vertretung noch die Unterſuchung will. Wel⸗ 
ches würde dann das kompetente Gericht ſein? Ein welt⸗ 
liches oder ein geiſtliches? Dürfte man den Erzbiſchof 
Clemens Auguſt nöthigen, da Recht zu nehmen, wo er 
nicht geſonnen iſt, es zu ſuchen? Dieſer Zwang wäre 
eine bis jetzt beiſpielloſe Verletzung der erhabenen Stel⸗ 
lung und der Rechte der Kirchenfürſten; es wäre nicht 
minder eine Verletzung der öffentlichen Meinung. — 
Bedenken Sie die Ungewißheiten, die Zweifel und die 
Schwierigkeiten, die uns hier umgeben. Die Bulle 
De salute animarum hebt nicht die Hinderniſſe, welche 
in Anſehung der gerichtlichen Kompetenz dem Vorhaben 
entgegen treten, eben ſo wenig das Konkordat von 1801. 
Uebrigens iſt mir unbekannt, ob letzteres von dem Gou⸗ 
vernement noch befolgt wird und ob die katholiſche Geiſt⸗ 
lichkeit es noch anruft. Sie haben ſeit dem Entſtehen 
unſerer ſtändiſchen Verfaſſung dem Prinzipe der Gleich⸗ 
heit vor dem Geſetze und dem Richter mich oft huldi⸗ 
gen gehört; die Meiften unter Ihnen ſind ſchon lange 
Zeugen meiner Beharrlichkeit in der Geltendmachung die⸗ 
ſes Prinzips, welches tiefe Wurzel geſchlagen in dem 
rheiniſchen Sinne; Sie wiſſen, daß in unſern legisla⸗ 
tiven Deliberationen ich immer feſt daran gehalten. Da⸗ 
mit nicht auch nur der entfernteſte Verdacht entſtehe, 
ich könnte mich geneigt zeigen, auch nur in einem ein⸗ 
zigen Falle von dieſem Grundſatze abzuweichen, ſo er⸗ 
kläre ich vor Ihnen, daß, wenn auf dem Hen. Erzbi⸗ 
ſchofe die Anklage haftete, eines Verbrechens ſich ſchul⸗ 
dig gemacht zu haben, welches der Kriminal⸗Koder vor⸗ 
ſieht und beſtraft, ich zwar bedauern würde, daß ich aber 
welches für Alle gilt, 
keine Einwendung zu machen hätte. Allein der Erzbi⸗ 
ſchof unterliegt einer ſolchen Anklage nicht, und wir ha⸗ 
ben keine Urſache, dieſe Hypotheſe weiter zu verfolgen. 
— Ich halte die beantragte Bitte an des Königs Ma⸗ 
jeſtät, den Hrn. Erzbiſchof vor Gericht zu ſtellen, aus 
dem Grunde für rechtlich unſtatthaft, weil kein Geſetz 
die Stände zu einer ſolchen Verwendung, reſp. Ber 
ſchwerdeführung ermächtiget. Der $ 40 des Geſetzes 
vom 27. März 1824, auf welchen der Antrag zu ſei⸗ 
ner Begründung Bezug nimmt, kann auf den vorlie⸗ 
genden Fall keine Anwendung erhalten. — Faſſet man 
die Beſtimmungen des angezogenen Paragraphen in ih⸗ 
rem Zuſammenhange auf und erforſcht den Sinn der⸗ 
ſelben, fo; wird es leicht klar, daß die Schlußſtelle, wo 
von Bedrückungen einzelner Individuen Rede iſt nur 
auf ſolche Bedrückungen ſich beziehe, welche von Behörden 
und Beamten verübt wurden; Allerhöchſte Handlungen, 
welche Emanationen des Souperainitätsrechts ſind, kön⸗ 
nen in dem §. 49, nicht vorgeſehen, können nicht mit 


zelnen Theilen der Provinz, fehlt es nicht an Grund! dem Ansdeude Bedrückungen bezeichnet fein, Auf Maß⸗ 
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heißungen baue ich feſt und zuverſichtlich; ohne dieſes 
unerſchütterliche Vertrauen entbehrte ich des ſicherſten 
Anhalts im öffentlichen Leben. Bäte in dieſer Lage 


Grundſätze der 
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Der Antrag auf unbedingte amtliche Wiedereinſetzung] ledigt. — Die Hauptſache des Conflicts beſteht daher 
des Herrn Etzbiſchofs Clemens Auguſt kann nach den nicht mehr. — Die Beſchuldigungen des Hochverraths, 
Statt gehabten Erörterungen nicht als aus einem vor: des Wortbruchs haben die veröffentlichten Staatsſchrif⸗ 
handenen kirchlichen Intereſſe der Provinz: hervorgegan⸗ ten im Weſentlichen, einen Punkt nach dem andern, 
gen betrachtet werden; zudem iſt nachgewieſen worden, fallen laſſen. Nach dieſem darf man daher die Hoff⸗ 
daß derſelbe, würde ihm Berückſichtigung zu Theil, fo: nung kühn aussprechen, daß, wenn dem Erzbiſchof nur 
gar der Sache nachtheilig werden könnte. Es iſt dem⸗ einmal Richter und Gehör geftattet werde, ſich auch 
nach nicht vorzuſehen, daß der Landtag ſich werde dazu andere etwa noch beſtehende Streitpunkte, von denen 
beſtimmen laſſen, die Bitte, dem Geiſte des erſten Ab⸗ man nichts Beſtimmtes weiß, ausgleichen werden. 
ſchnitts des § 49 des Geſetzes vom 27. März 1824 Dieſe Angelegenheit hat eine allgemeine ſtaats körperliche 
zuwider, an den Stufen des Thrones niederzulegen. — Seite, fie berührt durch die Form, in welcher fie be⸗ 
Alle, welche die politiſchen Umſtände und kirchlichen handelt worden, ſo nahe die Grundfeſten der bürger⸗ 
Verhältniſſe, unter welchen die zur Berathung gebrachte lichen Sicherheit und der Grund⸗Principien unſerer rhei⸗ 
hochwichtige Sache der Ständeverſammmlung vorgelegt | nifchen Geſetzgebung und Procedur, daß fie unter die⸗ 
wird, zu würdigen ſich angelegen fein laſſen, alle, welche | ſem formellen Geſichtspunkt Keinem der hier Verſam⸗ 
mit dieſer hohen Verſammlung das Vertrauen und die | melten gleichgültig fein kann. Man ſpricht viel von 
Hoffnung theilen, mit denen die königlichen Zufagen diplomatiſchen Unterhandlungen, von Hoffnungen für 
uns erfüllen, ſehen ein, daß in dem gegenwärtigen Zus die Beilegung des Streites; was wir darüber wiſſen, 
ſtande der Dinge die Provinz kein anderes Intereſſe | ft ungewiß; nur das iſt gewiß, daß der Erzbiſchof drei 
hat, als das, daß ihre Vertreter Sr. Maj. dem Kö⸗ und ein halbes Jahr ſeiner perſönlichen Freiheit und 
nige, unſerm Allergnädigſten Landesvater, die rege und | Amtsthätigkeit beraubt iſt. — Und wie ift denn die 
unerlöſchliche Theilnahme ausdrücken, welche die Katho⸗ Zeit feiner Verhaftung benutzt worden, um Beſchuldi⸗ 
liken für eine Gewiſſensangelegenheit befeelt, von wel: | gungen und Verdächtigungen aller Art auf ein ehrwür⸗ 
cher für fie Ruhe, Glück und Segen abhangen; daß diges Haupt zu werfen! Ja, ſogar von den Staats⸗ 
ſie dem allverehrten Könige freimüthig bezeigen, wie all⸗ Behörden in Beſchlag genommene Papiere haben ano⸗ 
gemein der lebendige innige Wunſch in allen Ständen nymen Verfaſſern dazu gedient, um die maßloſen 
und Klaſſen verbreitet iſt, daß die unheilbringende Ver: | Befhuldigungen zu mehren. Darum iſt es kein Wun⸗ 
waiſung zweier Bisthümer am Rhein baldigft aufhöre. der, wenn fo Viele über die Perſon des Erzbiſchofs ſich 
Wären, wie einige Mitglieder dieſer hohen Verſamm⸗ in einem fo unglaublichen Irrthume befinden. Darum 
lung glauben, die bezüglichen Worte der bei der Eröff- | find wir fo weit gekommen, daß ſelbſt die rechtſchaffen⸗ 
nung des Landtages an des Königs Majeſtät allerun⸗ ſten und edelſten Gemüther das verletzte Recht über dem 
terthänigſt eingereichten Adreſſe nicht ausdrücklich und Widerwillen an der Perſon vergeſſen können, und von 
eindringlich genug, ſo würden unſere Protokollar⸗Ver⸗ der Gerechtigkeit Abſtand genommen werden ſoll. — 
handlungen, die der Allerhöchſten Cognition gewürdigt] Doch was iſt hier Recht und Gerechtigkeit? Soll das 
werden, die Darſtellung vollſtändig ergänzen. — Unter] Recht, das für jeden Bettler in Anſpruch genommen 
den beglückenden Hoffnungen, mit welchen wir im Ge⸗ werden kann, auf den Freiherrn von Droſte etwa nicht 
fühle der höchſten Begeiſterung den Regierungsantritt anwendbar fein, weil er ein katholiſcher Erzbiſchof ift? 
Friedrich Wilhelms IV. begrüßt, liegt keine dem Her: | Darum iſt der vorliegende Antrag ganz richtig geſtellt. 
zen der Rheinländer näher, als die der Herſtellung des Wir find von der Schuldloſigkeit unſers Erzbiſchofs 
Friedens und der Eintracht auf dem kirchlichen Ge⸗ überzeugt, und glauben, daß kein eigentlicher Klagepunkt 
biete; unter den königlichen Verheißungen iſt keine mehr gegen ihn beſteht, und darum hat der Antrag den 
geeigneter, die Gemüther zu beruhigen und zu erheben, | Gegenfag zwiſchen Recht und Rechtsverletzung fo ſcharf 
als die, welche uns die Allerhöchſte Abſicht verbürgt, gegen einander geſtellt. Darum muß dem Erzbiſchofe 
35 am tiefſten ſchmerzenden Wunden auszuheilen. — | fein Recht widerfahren.“ 

Nit unbeſchränktem zuverſichtlichem Vertrauen auf das Der BVorfigende ftellte die Frage: ob es die Abſicht 
königliche Wort dürfen die Stände ‚bie fernere Leitung des Redners ſei, den Punkt . ee e Ga 
der Angelegenheit, welche für den größten Theil der Ber nung fallen zu laſſen. (Es muß hierbei bemerkt wer⸗ 
völkerung dieſer Provinz das wichtigste und höchſte Gut den, daß der eben vernommene Redner derjenige war, 
begreift, der Weisheit und der Fürſorge des Landes- welcher den Antrag vieler Bürger der Stadt Köln zu 
herrn überlaſſen, zu deffen Throne wir mit Liebe. Treue dem ſeinigen gemacht hatte). Derſelbe erwiderte, daß 
und Ergebenheit unſere Blicke wenden. — In mir er ſich an den Antrag des erſten Antragſtellers an⸗ 
hat ſich durch die gewiſſenhafteſte Prüfung der Ange⸗ ; : 5 

b ſchließe. Dieſe Erklärung wurde acceptirt. 
legenheit, welche vor allen andern unſere Aufmerkſam⸗ 0 A Z 
keit feffelt, die Ueberzeugung feftgeftellt, daß der disc S Hierauf erwidert der Herr Abgeordnete des zweiten 
tirte Antrag in feinem Haupttheile in keiner Hinſicht tandes, welcher feine Anſichten bereits in einem frü⸗ 
auf einem vorhandenen Intereſſe der Provinz beruhe, bern Vortrage ausführlich entwickelt hatte: er beziehe 
daß deſſen Weiterbeförderung unter den Verhältniſſen] ſich auf die in dieſem Vortrage geäußerte Anſicht, daß 
der Gegenwart in die auf den Gegenſtand ſich bezie⸗ * e 3 er 1 5 
5 l 0 2 5 ; er die i 

z e enen fraglichen Publikandum enthaltenen Beſchuldigungen ei⸗ 


könnte, daß der Antrag in ſeiner zweiten Alternative 95 2 

weder begründet in Anſehung der Rechte des Herrn En — ſo er — ee en der 
; " inzelne in den Fall kommen könne, fie als nicht ge⸗ 

Erzbiſchofs und deren Vertretung, noch an und für ſich e 


ſtatthaft fei, weil er jeder geſetzlichen Stütze entbehrt. — f 5 
Ein anderes Mitglied des Ritterſtandes glaubt die 


Aus dieſen Gründen, welche eine hohe Ständeverſamm⸗ 
lung als das vor ihr freimüthig ausgeſprochene Ergeb- Frage ſtellen zu müſſen: Wenn über die dem Erzbiſchof 
niß meiner aufrichtigen innigen Ueberzeugung würdigen zugefügte Kränkung geklagt werde, fo möge er wiſſen, 
wird, trete ich den Anſichten und dem Gutachten des wo denn der König Recht zu nehmen habe gegen die 
Ausſchuſſes bei, deſſen Referat wir in der heutigen | drei heftigen Allokutionen und die nicht minder heftige 
Sitzung gehört.“ ; Denkſchrift des Papſtes, die von Beleidigungen voll 
„Zur Aufklärung der Discuſſion wurde die Bemer⸗ ſeien. Er müſſe ſich mit voller Ueberzengung dem An⸗ 
kung gemacht, daß der Widerſpruch zwiſchen dem Refe- trage, wie er hier zur Verhandlung vorliege, wider⸗ 
ſetzen. 5 a 


rat und der vernommenen Angabe der beiden Herren f f 
Deputirten des Ritterſtandes rückſichtlich der perſönlichen Dann äußerte ſich ein Abgeordneter aus dem Stande 
der Städte in nachſtehender Weiſe: „Es ſei mir ge⸗ 


Freiheit des Herrn Erzbiſchofs nicht ſo groß ſei, wie 
ftattet, für die Bemerkung, welche ich zu machen twüns 


habe behauptet werden wollen, und daß zwar eine Be⸗ 
ſchränkung, aber keine Gonfination, dieſe Beſchränkung] ſche, mich auf den Vortrag eines Deputitten des drit⸗ 
ten Standes hinſichtlich der Fortdauer der Verhandlun⸗ 


aber deswegen beſtehe, weil der Herr Erzbiſchof das 
Verſprechen, ſich der Verwaltung der Erzdiöceſe enthal⸗[gen mit dem römiſchen Stuhle und der daran geknüpf⸗ 
ten zu wollen, verweigert habe. ten Hoffnungen und Erwartungen für die Herſtellung 
Ein anderer Abgeordneter des dritten Standes äu⸗ des kirchlichen Friedens zu beziehen, um der Verſamm⸗ 

ßerte ſich nun folgendermaßen: „Der vorliegende Anz lung die Anſicht, welche mich in der Sache leitet, vor⸗ 
zulegen. Die von allen Seiten ausgeſprochene billige 


trag verlangt nur Recht und Gerechtigkeit, und wer ſich 
auf den Boden des Rechts ſtellt, wird nie anmaßend, und milde Beurtheilung der verſchiedenen Anſichten läßt 
verletzend oder widerſinnig. — Wir brüſten uns in un⸗ mich das Nämliche für die meinige hoffen. — Als ich, 
ſerm Staate mit Recht, daß die Regierung heut zu aus freiem Antrieb der innern Ueberzeugung folgend, 
Tage keinen Bettler anklagen kann, ohne daß ſie feine geſtützt überdies auf den an mich gerichteten Wunſch 
Schuld klar und deutlich ausspricht, kein Gerichtshof | einer großen Anzahl meiner Mitbürger, die hochwichtige 
ihn verurtheilt, ohne ihn gehört zu haben. Der Erz⸗ erzbiſchöfliche Angelegenheit bei meiner Anweſenheit in 
biſchof iſt unter der Anklage ſchwerer Beſchuldigungen Berlin unmittelbar Sr. Majeſtät unſerm Allergnädig⸗ 
ſten Könige vortrug, habe ich eine heilige Pflicht zu er⸗ 


auf die Feſtung gebracht worden, ohne daß bis jetzt 
auch nur ein Schritt zu einem gerichtlichen Verfahren | füllen geglaubt. — Aufs lebhafteſte bewegt und durch⸗ 
drungen von dankbarem Vertrauen durch die meinem 


eingeleitet worden. — Es iſt Jedermann bekannt, daß 

der Conflict des Staats mit dem Erzbiſchof hauptſäch⸗“Mitdeputirten und mir Allergnädigſt ertheilte Zuſiche⸗ 
lich wegen des Punktes der gemiſchten Ehen entſtanden rung, wie Se. Majeſtät, Tag und Nacht mit dieſer 
iſt. Des Hochſeligen Königs Majeftät haben, wie alle] Angelegenheit befchäftige, zu Gott vertrauten, dieſelbe 
Katholiken in dankbarer Verehrung feines. Andenkens auf dem Wege der mit Sr. Heiligkeit angeknüpften 
Unterhandlungen zu einer allgemein befriedigenden Er⸗ 


anerkennen, dieſer mißlichen Streitfrage durch die Aller⸗ 
höchſte Kabinets⸗Ordre vom 28. Januar 1838 ein] ledigung, zur Wiederherſtellung des kirchlichen Friedens 
zu führen, habe ich es nicht minder für Pflicht erach⸗ 


Ende gemacht, und dieſen mit dem Erzbiſchof ſo leb⸗ habe ich es ı 
haft verhandelten Streitpunkt im Sinne deſſelben er⸗] tet, der Allerhöchſten Ermächtigung zufolge, jene von 


regeln, welche des Königs Majeſtät auf dem Gebiete des 
Staatsrechts angeordnet, dürfen in der That die ſtändi⸗ 
ſche Kontrole und das Recht der Beſchwerdeführung zu 
Gunſten Einzelner nicht ausgedehnt werden. Eine aus⸗ 
führliche Argumentation würde hier am unrechten Orte 
fein, da die publieiſtiſche Richtigkeit der Aufſtellung un 
beſtritten if. — Die in dem Antrage aufgenommene 
zweite Alternative trennt das perſönliche Intereſſe des 
Hrn. Droſte von Viſchering von dem der Kirchenver⸗ 
waltung; letzteres herrſcht in dem Haupttheile des An⸗ 
trages vor. Da iſt die Angelegenheit objectum altio- 
ris indaginis und würde bei kirchlicher und ſtaatsrecht⸗ 
licher Behandlung, wozu der Landtag keinen Beruf hat, 
die tiefſte Ergründung erheiſchen. Wird fie in den be⸗ 
ſchränkteren Beziehungen auf die landſtändiſchen Befug⸗ 
niſſe aufgegriffen, fo gebietet fie uns die größte Umficht 
in der Berathung über die Schritte, zu welchen man 
uns veranlaſſen möchte. — Ich wünſche, daß die Stände 
in der Ausübung des ihnen verfaſſungsmäßig zuſtehen⸗ 
den Petitionsrechts ſich ſtets frei bewegen, und allenthal⸗ 
ben, wo das wohlerwogene Intereſſe der Provinz ſie da⸗ 
zu auffordert, vertrauungsvoll und, wo es angemeſſen 
iſt, kräftig ihre Stimme erheben können. Von zwei 
Kriterien mache ich meine Anſicht über die Zuläſſigkeit 
und Zweckmäßigkeit jeder Petition abhängig: ich unter⸗ 
ſuche, ob ſie in dem Intereſſe der Provinz wahrhaft be⸗ 
gründet, und ob ſie mit Berückſichtigung der allgemeinen 
Staatsverhältniſſe rechtzeitig angebracht iſt. — Inmitten 
des beklagenswerthen Konfliktes zwiſchen der geiſtlichen 
und weltlichen Macht, welcher ſeit mehren Jahren die 
Gemüther beunruhigt und nach allen Richtungen ſtören⸗ 
den Einfluß ausübt, thut es not) — das fühlen Alle —, 
daß im Geiſte der Verſöhnung auf dem Wege der Aus⸗ 
gleichung ſo großem Uebel abgeholfen und Eintracht zwi⸗ 
ſchen Staat und Kirche wieder hergeſtellt werde. Den 
Antrag auf unbedingte Zurückführung des Hrn. Frhrn. 
Droſte v. Viſchering auf den erzbiſchöflichen Stuhl zu 
Köln darf man aber nicht als ein zur Löſung der Streit⸗ 
frage geeignetes Auskunftsmittel anſehen. Schon lange 
währen pie diplomatiſchen Verhandlungen, ſo die beider⸗ 
feitige gewünſchte Beſeitigung der entſtandenen Verwicke⸗ 
lungen verfolgen; es iſt in der That zu bedauern, daß 
ſie den erſehnten Erfolg noch nicht gehabt; gewiß wird 
aber, das hoffen alle Gutgeſinnten, das vorgeſteckte Ziel 
erreicht werden. — Ich wage es nicht, eine Meinung 
darüber anzunehmen, in wie weit das katholiſche Kir⸗ 
chen⸗Prinzip bei der beantragten Reintegration des Hrn. 
Droſte von Viſchering betheiligt iſt. Proklamirte indef- 
ſen Se. Heiligkeit der Papſt die Unerläßlichkeit dieſer 
Maßregel, als einer weſentlichen Bedingung der Erhal⸗ 
tung des Katholicismus, ſo hörte ich auf, der beantrag⸗ 
ten Bitte zu widerſprechen; ich würde es mir zur Pflicht 
machen, ſie mit ganzer Seele zu unterſtützen, — dann 
wäre die rechte Zeit ge n, fie. da laut werden zu 
laſſen, woher Hülfe und Rettung in ſolcher Gefahr und 
Noth uns werden könnte. Es ſcheint aber jeder Zweifel 
darüber, daß eine abſolute Wiedereinſetzung des Prälaten 
keine principenmäßige Nothwendigkeit ſei, zu ſchwinden, 
und zwar aus dem zweifachen Grunde, weil von dem 
Oberhaupte der katholiſchen Kirche eine ſolche Reinte⸗ 
gration nicht mehr gefordert wird, und weil ſogar zwi⸗ 
ſchen beiden Höfen, wegen Beſeitigung der auf das un⸗ 
glückliche Ereigniß des 20. November 1837 gefolgten 
Wirren conſiliatoriſche Verhandlungen gepflogen werden, 
von denen die mitwirkende Theilnahme des Herrn Erz⸗ 
biſchofs ſelbſt nicht ausgeſchloſſen iſt. Es liegt aber 
wie in dem Zwecke, ſo in der Natur derartiger Nego⸗ 
ciationen, daß von allen Seiten Conceſſionen gemacht 
werden, zur Erreichung des gemeinſamen Zieles. Die 
unbedingte Nothwendigkeit läßt aber keine Conceſſionen 
zu. Des Königs Majeſtät und Se. Heiligkeit der 
Papſt ſind gleichmäßig von dem Gedanken und dem 
Wunſche der Ausgleichung beſeelt. Ich habe Gelegen⸗ 
heit gehabt, mir nicht allein die moraliſche, ſondern 
auch die materielle Gewißheit zu verſchaffen, daß die 
Unterhandlungen der Verſöhnung nicht abgebrochen ſind, 
daß uns die Ausſicht, die Hoffnung auf den glücklichen 
Erfolg nicht verſchloſſen ſind, welchen Gottes Beiſtand 
den eifrigen, unermüdeten Bemühungen des Königs 
Majeſtät verleihen wird. — Auf die königlichen Ver⸗ 


der Sache die Ständeverſammlung den König um un⸗ 
bedingte Zurückführung des Erzbiſchofs zu Köln in ſei⸗ 
kirchlichen Wirkungskreis, dann ſetzte fie der Ge⸗ 
ſich aus, ſelbſt die Abſicht Sr. Heiligkeit zu über⸗ 
*, und ſomit die leider noch fortdauernden Ver⸗ 
agen länger zu unterhalten. Jedes ſtändiſche 
ien, welches den Gang und das Fortſchreiten 

„ üpften Negociationen Gh 20 1 55 
SE und nach meinem Gefühle ein ſchwer 
zu verantwortendet ui Ich wäre in allen Verhält⸗ 
niſſen bereit, e e ae der BAR 
* 8 ion, zu welcher ich mich bekenne, 
ledes weltliche Opfer u A 1 mich nicht 
weniger in meinem Innerſten verpflichtet, in der Anz 
gelegenheit, mit welcher wir uns bisher befaffen, die 
Rückſichten gewiſſenhafter Beſonnenheit zu beachten und 
zu befolgen, welche ihr dermaliger Zuſtand gebietet. — 
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ſtrengſten parlament. Ehre und Würde, nur für die Sache 
mit Ausſchluß jeder Perſönlichkeit gekämpft wurde. Hätte 
die Provinz Zeuge dieſer großartigen Verhandlung ſein 
können, ſo würde ſie die Ueberzeugung gewonnen haben, 
daß ihre Vertreter, wenn auch in der Wahl der Mittel 
verſchieden, ſich dennoch überall die Erreichung des glei⸗ 
chen Zieles, nämlich Recht und Gerechtigkeit auf jedem 
geſetzlich zuläffigen Wege nach Pflicht und Gewiſſen zu 
ſchützen, zur alleinigen Aufgabe geſetzt hatten; daß end⸗ 
lich in dem Vertrauen auf die Weisheit und Gerechtig⸗ 
keit des Königs ſich alle gleich ſtanden, wie denn auch 
die geſtattete Veröffentlichung dieſer Verhandlungen, wie 
wir nicht zweifeln, hinreichen wird, um jeden Keim bös⸗ 
williger Verdächtigungen zu erftiden. (Kölner Ztg.) 

Berlin, 30. Juni. Se. Majeſtät der König ha⸗ 
ben Allergnädigſt geruht, den katholiſchen Geiſtlichen 
Dittmann beim Invalidenhauſe zu Rybnik den Ro⸗ 
then Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife, und 
dem Schnellpoſt⸗Conducteur Werthmann zu Königs: 
berg in Pr. das Allgemeine Ehrenzeichen zu verleiheu, 
und dem Sattler⸗Meiſter Friedrich Wilhelm Gottlieb 
Schultze das Prädikat eines Königl. Hof⸗Sattler⸗Mei⸗ 
ſters beizulegen. . 

Angekommen: Der General⸗Major und Com⸗ 
mandeur der Zten Kavalerie-Brigade, v. Frölich, von 
Stettin. — Abgereiſt: Se. Excellenz der Wirkliche 
Geheime Rath und Chef-Präſident des Kammergerichts, 
v. Grolmann, und der Kammerherr, außerordentliche 
Geſandte und bevollmächtigte Miniſter am Königlich 
Schwediſchen Hofe, v. Brockhauſen, nach Stettin. 

Von den im Jahr 1839 in Preußen geprüften 
Abiturienten ſtudirten 1086 auf inländiſchen, 43 
auf ausländiſchen, 16 auf in⸗ und ausländiſchen Uni⸗ 
verſitäten. Unter den verſchiedenen Provinzen lieferten 
Brandenburg und Sachſen die meiſten Abiturien⸗ 
ten, die wenigſten Poſen und Pommernz das Durch⸗ 
fallen beim Examen kam am häufigften in Weſtfalen 
vor (über welche Strenge ſich das Miniſterium lobend 
ausgeſprochen hat), gar nicht in Poſen und Branden⸗ 
burg. Folgendes iſt eine Ueberſicht der auf ſämmtlichen 
preußiſchen Gymnaſien im Jahr 1839 zu den Univerſi⸗ 
tätsſtudien geprüften Schüler: . 


Sr. Majeſtät ſelbſt mit der vollſten Würde und In⸗ 
nigkeit der erhabenſten königl. Geſinnung ausgeſprochene 
Zuſicherung meinen Mitbürgern mitzutheilen. — Wenn 
ich auf den Grund jener, in der feierlichen Eröffnungs⸗ 
ſtunde wiederholten, königlichen Aeußerungen hoffe und 
vertraue, die überall gleichmäßig ſich äußernde Sehn⸗ 
ſucht nach endlicher allgemein befriedigender Löſung der 
traurigen kirchlichen Wirren auf dem Wege der Ver⸗ 
handlung mit dem Oberhaupte unſerer katholiſchen Kirche 
in Erfüllung gehen zu ſehen, ſo habe ich geglaubt, mich 
hierin auf demjenigen Wege zu finden, der nach mei⸗ 
ner Ueberzeugung der geeignete iſt, zu einem im Inter⸗ 
eſſe der Kirche und der Provinz für Gegenwart und 
Zukunft erſprießlichen Frieden, und mit dieſem zugleich 
zum Frieden und zur Ruhe der Gemüther, zu führen. 
— Wenn ſonach bei der gleichen Liebe und dem gleich 
innigen Verlangen für die hochwichtige heilige Sache 
eine Meinungsverſchiedenheit unter uns hinſichtlich der 
Mittel herrſcht, wie am ſicherſten zu dem gemeinſamen 
Ziele zu gelangen ſei, ſo mögen wir, gegenſeitig die 
Reinheit unſerer Abſicht anerkennend, auch mit gegen⸗ 
ſeitigem Vertrauen Jedem geſtatten und überlaſſen, ſei⸗ 
ner Ueberzeugung nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen zu 
folgen und ſie auszuſprechen.“ 

Demnach giebt ein Deputirter des vierten Standes 
ſeine Anſicht in folgender Weiſe kund: Er halte den 
Gegenſtand durch die Diskuſſion fo vollſtändig und er⸗ 
ſchöpfend erörtert, daß er, um nicht ſchon Vorgebrach⸗ 
tes zu wiederholen, ſich begnuͤgen wolle, mit wenigen 
Worten ſeine Meinung vorzutragen. Der Antrag ſei 
auf die Alternative gerichtet: dem Erzbiſchofe entweder 
volle perſönliche Freiheit zu geſtatten, in der Art, daß 
die Ausübung ſeines Amtes ihm geſtattet 
werde, oder ihn vor Gericht zu ſtellen. Der 
letztern Alternative könne er ſeine Zuſtimmung nicht ge⸗ 
ben, weil, wenn ſtatt der zeitherigen Amtsverhinderung 
eine Vorgerichtſtellung erfolgen follte, der Conflict zwi⸗ 
ſchen Staat und Kirche noch vermehrt und die Auf⸗ 
regung der Provinz nur wieder aufgefriſcht und in ho⸗ 
hem Grade geſteigert werden würde. Der erſtern Alter⸗ 
native müſſe er gleichfalls ſeine Zuſtimmung verſagen, 
weil dieſelbe, wie ſehr auch der Antragſteller bloß auf 
der Bahn des Privatrechts ſich bewegen und den kirch⸗ 


lichen Standpunkt ausgeſchloſſen wiſſen wolle, dennoch, — 5 Sas . 
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in welchem Falle ein Antrag der Stände auf Wieder⸗ 
einſetzung des Erzbiſchofs in ſeine Amtsthätigkeit auf den 
Gang jener Unterhandlungen ſehr ſtörend einwirken und der 


Es blieben demnach 
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thänigſt zu bitten, auf den Fall, wo die zwi⸗ 

chen Allerhöchſtdenſelben und dem röm. Stuhle 
chwebenden Verhandlungen zu einer gegen⸗ 
eitigen Verſtändigung nicht führen ſollten, 
alsdann zur Beruhigung der Provinz dem 
Erzbiſchof Clemens Auguſt ſeine volle geſetz⸗ 
liche Freiheit und Amts wirkſamkeit wieder zu 
geben, oder aber Allergnädigſt zu befehlen, 
daß über die gegen denſelben veröffentlich⸗ 
ten Beſchuldigungen nach den beſtehenden 
geſetzen verfahren und erkannt werde.“ 

Auch von einem anderen Abgeordneten des vierten 
Standes wurde gegen die Abſtimmung über dieſes Amen⸗ 
dement Einſpruch erhoben, da daſſelbe im Weſentlichen 
mit dem urſprünglichen Antrage übereinftimme und fo: 
gar noch weiter gehe. Da aber von dem Autor des 
Amendements darauf beſtanden und behauptet wurde, 
das daſſelbe die Alternative des erſten Antrags nur even⸗ 
tuel ſtelle, nämlich für den Fall, daß eine Verſtändigung, 
die ja ſelbſt die Nichtrückkehr des Erzbiſchofs nicht aus⸗ 
ſchließe, nicht zu Stande käme, da Aberdles der Herr 
Vorſitzende die Zuſage zur Stellung dieſes Amendements 
bereits gegeben, ſo iſt die Abſtimmung erfolgt und daſ⸗ 
ſelbe durch 43 gegen 35 Stimmen verworfen worden. 

So wurde dieſe wichtige und intereſſante Verhand⸗ 
lung nach fünfftündiger Diskuſſion geſchloſſen, wobei 
die Bemerkung nicht übergangen werden kann, daß überall 
mit den redlichſten Waffen, und mit Beobachtung der 


Unſerer Juſtizverfaſſung ſteht eine Veränderung 
bevor, die wichtiger ift, als fie auf den erſten Anblick zu 
ſein ſcheint. Preußen iſt bekanntlich das Land der Exa⸗ 
mina. Die Juriſten namentlich müſſen drei Examina 
machen, wenn etwas aus ihnen werden ſoll. Zwar 
ſind ſie ſchon mit dem zweiten, als ſogenannte Oberge⸗ 
richtsreferendare, zum Richteramt überhaupt qualiſizirt, 
aber erſt das dritte Examen, durch welches ſie Oberge⸗ 
richts⸗Aſſeſſoren werden, befähigt fie zu Präſidenten⸗ und 
Rathsſtellen bei den Obergerichten. Bei Beſetzung die⸗ 
er 
25 des 
Prinzip beobachtet. 


dritten Examens an gerechnetes Anciennetäts⸗ 
Niemand wird Obergerichtsrath, fo 
lange ein noch nicht zum Rathe beförderter Vordermann 
mit ihm konkurrirt. Das hatte zwar manches Gute: 
insbeſondere konnten Nepotismus und Willkür ſich nicht 
beſonders vordrängen, und wer ſich vordrängen wollte, 
ging zu andern Verwaltungspartien über, wo ein ähn⸗ 


Allein von einer andern Seite erzeugte ſich ein 
deſto ſchlimmerer Uebelſtand. Mit einer ſteigenden In⸗ 
telligenz, an welche das Gefek (1780 und 1794) noch 
nicht gedacht hatte, ſtieg jährlich die Anzahl Derer, die 
das dritte Examen machten. So leben gegenwärtig 
über 1200, ſage zwölfhundert Obergerichtsaſſeſſoren, die 
auf Rathsſtellen warten. Und dieſer Nathöftellen find 
kaum 300 im Staate. Das hat denn zur Folge, daß 


beſtand. 


L 


Rathsſtellen nun wird geſetzlich ein ſtrenges, vom. 


liches Prinzip geſetzlich nicht, wenigſtens nicht fo ſtrenge 


jetzt ſchon erſt Diejenigen an die Reihe kommen, die 


vor 10 — 12 Jahren bereits das Examen gemacht ha⸗ 
ben. Und wenn dieſer Zuſtand bliebe, ſo würden nach 
einer Reihe von Jahren Greiſe von 60 Jahren ſich 
noch glücklich ſchätzen müſſen, bald am Ziel ihrer Wün⸗ 
ſche zu ſtehen, Alles zu Ehren des Anciennetätsprincips. 
Der Miniſter Mühler, ſtets kräftig und umſichtig, war 
daher ſchon lange auf eine Aufhebung der Strenge die⸗ 
ſes Princips bedacht. Er hat ſeine Anträge gegenwär⸗ 
tig dem Könige vorgelegt. Der König hat fie beifällig 
aufgenommen, und nur noch die Gutachten der Oberge⸗ 
richtspräſidien verlangt. Ueber den Ausfall darf man 
nicht zweifelhaft ſein. E. A. 3.) 


Deut ſchland. 


Karlsruhe, 25. Juni. In heutiger Sitzung der 
zweiten Kammer wurde der Abgeordnete Chriſt 
vom Präſidenten aufgefordert, ſeine Motion über allge⸗ 
meine Landwehr⸗Verfaſſung zu begründen. Der 
Abgeordnete beginnt damit, daß er die Trefflichkeit des 
jetzigen Heerweſens im Allgemeinen anerkennt, und zu⸗ 
giebt, zu keiner Zeit unſerer deutſchen Geſchichte wäre 
daſſelbe geordneter und einiger geweſen als gerade jetzt 
ſeit der Gründung des deutſchen Bundes. Allein er 
wünſche, daß daſſelbe noch in mehreren Punkten verbef- 
ſert würde, und daß auf Einigkeit in allen Hauptver⸗ 
hältniffen unter den ſämmtlichen deutſchen Bundesſtaa⸗ 
ten hingearbeitet würde, insbeſondere auf Gleichheit in 
den Waffen und Geſchütz, Gleichheit in allen Bewegun⸗ 
gen, Gleichheit im Kommando und der Sprache. Eben 
ſo wünſche er, daß das Kleidungsweſen verbeſſert, ver⸗ 
einfacht und mehr der Natur angemeſſen und der Ge⸗ 
ſundheit entſprechender gemacht würde. Allein mit der 
bloßen Verbeſſerung der ſtehenden Heere reiche man nicht 
aus, und man bedürfe nothwendig dazu noch einer Volks⸗ 
bewaffnung. Die Nothwendigkeit dazu liege in den 
Verhältniſſen Europas überhaupt, in der Lage von 
Deutſchland insbeſondere, welches von jeher der Kriegs⸗ 
ſchauplatz geweſen ſei, und in den Nachbarſtaaten von 
Deutſchland, ſo wie endlich in der Dichtigkeit der Be⸗ 
völkerung. Dieſe Dinge bedingten früher oder ſpäter 
den Krieg, und Deutſchland müſſe Bedacht nehmen, die 
Gegenmittel der Gefahr in ſich ſelbſt zu ſuchen. Dieſe 
Gegenmittel beſtänden aber in einer mehr nationalen 
Geſin nung als bisher und in der Volksbewaff⸗ 


nung. In erſterer Beziehung entwirft der Abgeordnete 


ein düſteres Bild von Deutſchland und glaubt, daß na⸗ 
mentlich ſeit Ludwig XIV. von Seite der Regierungen 
ſowohl als von den Einzelnen ſich ſchwer an dem Na⸗ 
tional⸗Intereſſe verſündigt worden ſei: Stets ein Volk 
gegen das andere deutſche Volk, dabei vielfach in frem⸗ 
dem Solde und unter fremder Anführung, immer aber 
zum gewiſſen Nachtheil des allgemeinen Nutzens von 
Deutſchland. Eben ſo undeutſch ſei von den Einzelnen 
bis auf unſere Tage gehandelt worden; ein ſtetes Ver⸗ 
achten des Einheimiſchen, ein blindes Verehren al⸗ 
les Fremden, und dieſes ziehe durch alle Stände und 
Klaſſen hindurch, ſelbſt die Sprache, das Eigenthüm⸗ 
lichſte, was eine Nation haben könne, werde geſchändet 
und dieſe Sprachſchändung laufe durch alle Kanzleien, 
alle Urtheile der Gerichte, und alle Geſetze und Regie⸗ 
cungsblätter hindurch. Dabei habe man es noch nicht 
einmal nocht ſo weit gebracht, zu erkennen, daß es eine 
Schmach ſei, daß die deutſchen Völker noch immer durch 
Römiſche, Longobardifhe und Fran zöſiſche 
Geſetze beherrſcht würden. Das zweite Element unſe⸗ 
rer Sicherheit ſei aber eine tüchtige Landwehr⸗Ver⸗ 
faſſung, die ſtehenden Heere allein reichten nicht aus, 
da letztere vorzugsweiſe nur zum Angriffskriege, weniger 
geſchickt oder ausreichend für die Vertheidigung ſeien. 
Deutſchlands künftiger Beruf ſei aber nicht ein erobern⸗ 
des, ſondern ein ſeine Beſitzthümer erhaltendes Volk zu 
ſein. Um die Vertheidigung aber ausreichend und voll⸗ 
ſtändig zu machen, müffe der Krieg ein allgemeiner Volks⸗ 
krieg werden; denn nur dadurch werde es möglich, alle 
Kräfte und alle Mittel gegen den Feind in Bewegung 
zu ſetzen, was beim ſtehenden Heere allein nicht möglich 
fei, denn alle ſtehenden Heere hätten etwas Unbehülf⸗ 
liches und Schwerfälliges. Für kleinere Staaten und 
Süddeutfhland insbeſondere wäre ein Laudwehrſpy⸗ 
ſtem wünſchenswerth, denn dadurch könnten wenige kleine 
Staaten eine Macht erſten oder zweiten Ranges bilden, 
und fo Süd deutſchland vor Zufällen ſchützen, wie 
jene in den Mer Jahren waren. Rückſichtlich der Art 
und Weiſe der Errichtung ſchlage er das Preuß iſche 
Syſtem vor, nicht nur, weil daſſelbe ſich ſchon bewährt 
habe, ſondern auch vorzugsweiſe, weil wir in Deutſch⸗ 
land auf gemeinſame Maßregeln abheben müßten. 
Das Vereinzeln aller Maßregeln durch die einzelnen 
Staaten habe uns ſchon unendlich viel geſchadet, und 
wenn je uns Einheit bei einer Sache noth thue, fo ſei 
dies bei der Vertheidigung nothwendig. Die Motion 
wurde unterſtützt durch die Abg. Merk, Schaaf, San⸗ 
der, Joſtein und Mördes, welcher Letztere aber glaubt, 
es herrſche doch mehr Nationalſinn vor, als der Antrag⸗ 
ſteller behaupte. — Hierauf begründete der Abg. San⸗ 
der ſeine Anfrage an die Regierung wegen des Han⸗ 
dels⸗ und Schifffahrts-Vertrags, welchen der 
Zollverein mit England abgeſchloſſen hat. Der 
(Fortſetzung in der zweiten Beilage.) 
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( Gertſetzun g.) 
Abg. Hält nämlſch dieſen Vertrag für ſehr nachthei⸗ 
lig, weil derſelbe eigentlich nichts anderes ſei, als die 
Verlängerung des Holländiſchen Vertrags durch Eng⸗ 
land. England ſei nämlich durch Art. 2 des Vertrags 
denjenigen Staaten gleichgeſtellt, welche am meiſten be⸗ 
günſtigt find, Da nun der Vertrag mit Holland noch 
exiſtire, fo trete alſo England jetzt in die Rechte von 
Holland in Beziehung auf den Zucker, was um ſo be⸗ 
denklicher und gefährlicher ſei, als England über die 
größte Maſſe Zucker zu verfügen in der Lage ſei. Eben 
ſo können wir jetzt mit andern Staaten keine Verträge 
über den Zucker mehr abſchließen, weil das mächtige 
England ſtets alle Begünſtigungen auch für ſich in An⸗ 
ſpruch nehmen dürfe, welche wir etwa andern Staaten 
machen wollten. Auch ſeien wir wegen der Tarifſätze 
des Zuckers auf die Dauer dieſes Vertrags mit Eng⸗ 
land gebunden, weil nach Art. 2 des Vertrags Eng⸗ 
land ſtets den begünſtigtſten Nationen gleichgeſtellt ſei, 
jetzt Holland und folglich auch England auf den jetzigen 
Tarif mit Holland ein Recht habe. Die Miniſter von 
Böckh und Blittersdorf erklären, daß die Sache jetzt 
noch nicht in die Kammer gehöre, und daß fie fpäter 
die nöthige Auskunft geben würden. Regenauer: Der 
6 2 ſei von Sander unrichtig erklärt und dieſe Stelle 
wolle blos ſagen, daß England den begünſtigtſten Na⸗ 
tionen gleichgeſtellt werde, ohne daß England hindern 


könne, die Verträge mit dieſen Nationen abzuändern, 


wenn nur England gleiche Rechte mit der begünftigtften 
Nation habe. Bekk iſt mit Regenauer über die Erklä⸗ 
rung des § 2 des Vertrags einverſtanden, 
gleichfalls an dem Vertrag, daß man keine Differenzial⸗ 
zölle feſtſetzen könne. Dieſe ſollte man feftzufegen das 
Recht haben, um gegen ſolche Nationen davon Gebrauch 
machen zu können, welche uns etwas bieten, während 
uns England nichts geboten habe. Damit wird dieſer 
Gegenſtand für jetzt verlaſſen, nachdem noch Groll in 
gleichem Sinne wie Sander geſprochen hatte, und der 
Meinung war, daß alle Nationen in Verträgen von 
England übervortheilt würden. N 

München, 26. Juni. Dieſen Morgen feierte die 
Ludwig⸗Maximilians⸗Univerſität in der akademiſchen Aula 
ihren 369ſten Stiftungstag. — In den letzten Tagen 


bat Profeſſor v. Görres ein Collegium über Mytho⸗ 


logie begonnen. Es ift das erſtemal, daß der verehrte 


Lehrer ſeit feiner Reife nach Italien wieder aufgetreten 
iſt; er men en eee mit d a 
Jubel empfangen. — Es wiederholt t einig 

Tagen das wahrſcheinlich unbegründete Gerücht, Gehei⸗ 
merath v. Schelling, welcher München in den näch⸗ 
ſten Tagen verläßt, gedenke nicht blos feinen einjährigen 
Urlaub anzutreten, ſondern noch vorher ſeine völlige 
Verzichtleiſtung auf den baieriſchen Staatsdienſt auszu⸗ 


prechen. 4 f 

Wiesbaden, 24. Juni. Aus glaubhafter Quelle 
vernimmt man, daß die päpſtliche Curie in Rom die 
Wahl des Dekans Mohr zu Niederwalluf zum katho⸗ 
liſchen Biſchof in Limburg als nicht kanoniſch verwor⸗ 
fen hat. Von Seite der Herzoglich Naſſauiſchen Lan⸗ 
desregierung find von neuem Schritte zur Aufrechthal⸗ 
tung dieſer Wahl geſchehen. Sollten fie erfolglos fein, 
ſo wird, da die Regierung ihren Wahlkandidaten nicht 
fallen laſſen will, vielleicht der Biſchofsſtuhl in Limburg 
einſtweilen unbeſetzt bleiben. 
Staatsminiſter v. Walderdorff, welcher der katholi⸗ 
ſchen Kirche angehört und ſtreng auf den Ritus derſel⸗ 
ben hält, ſich jeder Einwirkung auf dieſe vielfach be⸗ 
ſprochene Angelegenheit enthalten. (A. Z.) 

Leipzig, 27. Jull. Vor Kurzem ward dem Herrn 
Hofrath Hr. Samuel Hahnemann von feiner Vater⸗ 
ſtadt Meißen das Ehrenbürgerrecht ertheilt. Der Kgl. 
Sächſiſche Geſandte in Paris, Herr v. Könnerit, erfreute 
daher den dort lebenden Greis an feinem Böften Ger 
burtstage durch Ueberreichung des von dem Bürgermei⸗ 
ſter zu Meißen, Herrn Zſchucke, darüber ausgeftellten 
Diploms. ö Epz. 3.) 

Aus dem Hannoverſchen, 25, Juni. Die ber 
reits früher in öffentlichen Blättern vermuthungsweiſe 
ausgeſprochene Nachricht, daß der Staatsrath in Han⸗ 
noder in dem Prozeſſe der göttinger Profeffo: 
ren eine Entſcheidung abgegeben habe, beftätige ſich jetzt. 
Die Emſcheidung lautet folgendermaßen: „Den Com⸗ 


. petenzftreit, welcher zwiſchen dem Kabinette Sr. Maj. 


des Königs und der königl. Juſtizkanzlei zu Hannover 
i Bee f die, von den auf der königl. Georg⸗ 
Auguts un et zu Göttingen angeſtellt geweſenen 
Profeporen: Wilhelm 


Grimm ꝛc. wider das Kabinet 


Sr. Mi. am 19. Aug. 1838 wegen Beſoldung erho⸗] pheus“ ſtark befeſtigten Segel in Stücken zerriſſen. 


bene Klage entſtanden iſt, entſcheidet der königl. Staats⸗ 
rath hiermit wie hr Da beſondere Verträge, wodurch 
die allgemein rechtliche Beschaffenheit des Staatsdiener 
verhältniſſes im hieſigen Königreiche zu Gunſten der Klä⸗ 


tadelt aber 


(Schw. M.) 


fie, fei einigen 


Wie es heißt, ſoll der 


ii 


Orts wider die klagenden Profeſſoren verfügten Entlaſ⸗ 
ſung im Königreiche Hannover geltend geweſenen Rechts⸗ 
normen aber die nothwendig befundene Auflöſung des 
Dienſtverhältniſſes eines königlichen Dieners durch eine 
einfache Entlaſſung, welche die Entbindung von den 
Dienſtpflichten und die Einziehung des Gehalts zugleich 
in ſich begreift, in den Hoheitsrechten des Landesherrn 
liegt, auch eine Beſchränkung dieſes Rechts, wie ſie nach 
der jetzigen Verfaſſung eintritt, in dem vorliegenden Fall 
in keiner Hinſicht zur Frage kommen kann; da ferner 
nach den zur Zeit der hier fraglichen Entlaſſung geltend 
geweſenen n ſo wenig darüber, ob eine ſol⸗ 
85 von der Allerhöchſten Landesherrſchaft beſchloſſene 
ntlaſſung aus einer rechtmäßigen Urſache verfügt wor⸗ 
den, als Baritber, ob dabei die gehörigen Formen beob⸗ 
achtet ſeien, den Gerichten irgend eine Entſcheidung zu⸗ 
I dieſe Entſcheidung aber mit derjenigen Über den 
nfpruch der Kläger auf fortwährende Beziehung ihres 
Gehalts unzertrennlich verbunden und letztere von det 
erſtern unbedingt abhängig fein würde; da endlich in 
dieſem Falle der Anttag der Kläger ſelbſt auf Beſeiti⸗ 
gung der in Ausilbung eines Hoheitsrechts getroffenen, 
die Gehalte der Kläger einziehenden, landesherrlichen 
Verfügung weſentlich und unmittelbar gerichtet iſt, zu 
deren Aufhebung durch einen Urtelsſpruch die Landesge⸗ 
richte unter allen Umſtänden ſchlechthin unbefugt fein 
würden, fo iſt königl. Juſtizkanzlei nicht kompetent, über 
die vorervähnte Klage ein Verfahren einzuleiten und ein 
Erkenntniß abzugeben. Entſchleden Hannover, den 29. 
Mai 1841. Der köoͤnigl. Staatsrath. (Gez.) Bern⸗ 
hard Prinz zu Solms.“ 1 Entſcheidung iſt 
an die königl. Juſtizkanzlei in Hannover abgegeben und 
von dieſer mittels eines Kommunikationsdekrets vom 
9. Juni den klagenden Profeſſoren mitgetheilt. 
hat dieſer merkwürdige Prozeſt feine W 115 


Oeſterreich. 

Wien, 29. Juni. (Privatmitth.) Se. Durchl. 
der Herzog Ferdinand von Sachſen⸗Coburg hat 
eine Reiſe nach Coburg angetreten, um ſeine durchl. 
Schweſter, die Herzogin von Kent, zu beſuchen. Seine 
Söhne begleiteten ihn dorthin. Von Seiten unſers Ho⸗ 
fes ſoll der Generalmajor Graf Thurn eben dorthin ab⸗ 
gegangen ſein, um S. K. H. Namens der Kaiſ. Fa⸗ 
milie bei ihrem jetzigen Aufenthalt in Deutſchland zu 
begrüßen. Dem Herzog Ferdinand ſteht eine große 
Freude durch die erwartete Ankunft eines portugieſiſchen 
Botſchafters in der Perſon des Grafen Villa⸗Real be⸗ 
vor. Bekanntlich waren alle diplomatiſchen Verhand⸗ 
lungen der Königin von Portugal vor und nach ihrer 
Thronbeſteigung mit dem hieſigen Hofe abgebrochen, ja 
ſie ſelbſt noch nicht als Königin anerkannt. Durch dieſe 
Ankunft und die erneuerten Verbindungen iſt ſomit ſein 
Sohn, der König Ferdinand, als König anerkannt. — 
Der braſilianiſche Botſchafter, Chevalier de Lisboa, ſoll 
mit feiner Miſſion für eine Doppelheirath des Kaiſers Don 
Pedro und der Prinzeſſin Jamaica bis jetzt geſcheitert 
ſein. Weder der Erzherzog, noch die Kaiſerl. Familie, 
noch eine Prinzeſſin ſoll ſich hierzu bereit finden. 


Großbritannien. 


London, 25. Juni. Der König und die Köni 
gin der Belgier wurden geſtern im Buckingham⸗Pa⸗ 
laſt von den Herzögen von Suſſex und Cambridge 
beſucht und ſtatteten ihrerſeits der Familie Cambridge 
und der Herzogin von Glouceſter in deren Paläſten ei⸗ 
nen Beſuch ab. 
Herzog von Brabant in den Parks von London in ei⸗ 
nem offenen Wagen ſpazieren. Man glaubt, daß der 
Beſuch König Leopolds am hieſigen Hofe zu der beab⸗ 
ſichtigten Vermählung zwiſchen dem Erbprinzen 
von Sachſen-Koburg und der Prinzeſſin Clemen⸗ 
tine, Tochter des Königs der Franzoſen, in Bezie⸗ 
huug ſtehe. - N 

Das Amerikaniſche Packetboot „Orpheus“, welches 
am 11. März von New⸗York in Geſellſchaft des „Prä⸗ 
ſident“ abgeſegelt war, iſt daſelbſt am 31. Mai von 
Liverpool wieder angekommen. Der Kapitain dieſes 


Schiffes erzählt, er habe das unglückliche Dampfſchiff 


am 12. März zuletzt geſehen, und nie habe er ſolche 
Stürme erlebt, als an den darauf folgenden Tagen des 


13ten und 14. März im Atlantiſchen Meere gewüthet 


hätten. Meilenlang ſei daſſelbe mit Brettern, Maſten 
und anderen Trümmern bedeckt geweſen. Der Wind 
habe ſo gewüthet, daß er die an den Stangen des „Or⸗ 


Frankreich. 
Paris, 25. Juni. Die Pairskammer genehmigte 
geſtern mit 105 Stimmen gegen 10 das Einnahme⸗ 


gers modificirt wäre, in der vorliegenden Sache nicht] Budget. — Heute hielt die Deputirtenkammer ihre 
in Frage ſtehen, nach den zur Zeit der, allerhöchſten Schluß⸗Sitzung. Nachdem der Präſident der Kam⸗ 


Hiermit 


Nachmittags fuhren ſie mit dem 


mer den Tod des Herrn Garnier Pages“) angezeigt, 
und die Deputation, welche dem Begräbniß deſſelben 


verlas der Miniſter des Innern die Königliche Procla⸗ 
mation, welche die Seſſion von 1841 für geſchloſſen er⸗ 
klärt, worauf die Deputirten auf den Ruf: „Es lebe 
der König!“ auseinander gingen. In der Pairs⸗Kam⸗ 
mer, in welcher der Conſeils-Präſident, der Juſtiz⸗Mi⸗ 
niſter, die Miniſter des öffentlichen Unterrichts und des 
Handels anweſend waren, verlas der Conſeils⸗Präſident 
die Königl. Proclamation. 

In einigen Franzöſiſchen Blättern wurde bereits ge⸗ 
meldet, daß der Almoſenier eines Hospitals in 
Toulon einem hundertjährigen Greiſe, der ohne Beichte 
geſtorben, nicht nur das Begräbniß verweigert, ſondern 
denſelben auch in eine Erdgrube habe werfen laſſen. 
Die Verwaltung des Hospitals hat in Folge deſſen den 
Beſchluß gefaßt, den Geiſtlichen vom Inſtitute auszu⸗ 
ſchließen, und ihn auffordern laſſen, ſeine Wohnung in 
24 Stunden zu räumen. Der Biſchof von Frejus legte 
Proteſt dagegen ein, unter dem Vorwande, daß Laien 
einen Prieſter nicht ſeines Amtes entſetzen dürften. Dar⸗ 
auf antwortete indeß die Verwaltungs⸗Behörde, daß es 
ihr gar nicht einfalle, den betreffenden Geiſtlichen ſeines 

Amtes als Prieſter zu entſetzen, aber ſie könne ihn 
nicht länger beim Inſtitute dulden, da er unter einem 
fo nichtigen Vorwande ein fo großes Aergerniß verur⸗ 
ſacht habe. Der Geiſtliche ſucht nun in einem Schrei⸗ 
ben an den „Eclaireur“ ſein Betragen zu rechtfertigen. 
In dieſem heißt es: „Man ſchreit über Intoleranz, weil 
wir das geiſtliche Begräbniß zuweilen Menſchen verwei⸗ 
gern, welche es ſich ſelbſt verweigern würden, wenn ſie 
noch ſprechen könnten. Man will, daß wir der Kirche 

1 gewaltfam Glieder zuführen, welche ſich gewaltſam 
von ihr getrennt haben, und daß wir neben den 
Gebeinen unſerer Heiligen Glieder dulden ſollen, 
welche durch den Tod in der Gottloſigkeit befleckt 
ſind. Ich weiß wohl, daß diejenigen, welche ge⸗ 
wohnt ſind, ohne Nachdenken zu urtheilen, dies Be⸗ 
tragen der Kirche tadeln werden, aber man prüfe nur 
einen Augenblick die Strenge, mit welcher die Geſell⸗ 
ſchaft den Leichnam eines Mannes behandelt, den ſie 
mit dem Tode beſtrafte. Für ihn giebt es kein geiſt⸗ 
liches Begräbniß, das bürgerliche Geſetz verbietet dem 
Prieſter, welcher ihm bis zum Schaffotte gefolgt iſt, ihn 
bis zum Gefilde des Todes zu begleiten. Müßte man 
hier nicht vielmehr über Intoleranz ſchreien! Was will 
alſo das Geſetz mit der Verweigerung des geiſtlichen 
Begräbniſſes? Es will das Verbrechen brandmarken, 
Abſcheu vor demſelben einflößen, und die Geſellſchaft 
vor der Anſteckung des böſen Beiſpiels bewahren. Das 
iſt auch die Abſicht der Kirche, nur mit dem Unterſchiede, 
daß ſie ihre Kinder nie aufgiebt, ſo lange ihr Leben 
noch die Hoffnung der Reue läßt. Sie entfernt ſich 
von ihm erſt dann, wenn ihr Körper, die Wohnung 
eines Gottes, ein verfallener und geſchändeter Tem⸗ 
pel iſt.“ N s 

Der General Schneider hat, wie die „France“ 
mittheilt, als Direktor der Befeſtigungsarbeiten um Pa⸗ 
ris einen außerordentlichen Jahrgehalt von 80,000 Fr. 


* Paris, 26. Juni. (Privatmitth.) Ich komme 
fo eben von dem Leichenbegängniß Garnier Pages. Daf- 


) Ein Pariſer Korreſpondenz der Allg. Preuß. Staats⸗ 
Ztg. macht hierüber folgeade Bemerkungen: „Der Tod 
von Garnier⸗Pages ift eines jener Ereigniſſe, die von 
Zeit zu Zeit den Horizont des oft umwölkten Julithro⸗ 
nes erheitern. Denn Garnier:Pages war derjenige Mann 
der radikalen Partei, auf welchen ganz Frankreich ſah, 
und der bei irgend einer Umwälzung leicht eine bedeu⸗ 
tende Rolle hätte ſpielen können. In ihm verlor feine 
Partei ihren Diplomaten, ihren Miniſter, der ihre Sache 
noch mit großer Feinheit, Mäßigung und allgemeiner 
Geſchäftskenntniß 1 Er genoß wie Berryer in der 
Kammer das Privilegium, daß man ihm, wenn er ſprach, 
mit Aufmerkſamkeit anhörte, und hatte vor jenem legi⸗ 
timiſtiſchen Redner noch das voraus, daß er ſeines Cha⸗ 
rakter wegen ſich die Achtung aller ſeiner Kollegen er⸗ 
freute. an ſchätzte an ihm ſeine Aufrichtigkeit, ſeine 
Aae und den Glauben an ſeine Sache. Die 

eſammte Oppoſition aber hat in ihm für die nächſten 
ahlen ihre Hauptſtütze verloren. In dieſer Beziehung 
war ſeine Macht größer als die aller Wahl: Comitee's 
zuſammen. Denn er war Präſident jener Geſellſchaft 
„Aide-toi et le ciel Faidera““ geweſen, welche ſich 
bis in die kleinſten Orte über ganz Frankreich verzweigt 
hatte. Mit den meiſten Mitgliedern derſelben hatte er 
eſtändig noch eine Korreſpondenz unterhalten, ſelbſt als 
ſich die Geſellſchaft bereits aufgelöſt hatte. Eine große 
Anzahl unter den Wählern empſingen von ihm den Im⸗ 
puls, und konnte er auch nur Wenige ſeiner Partei in 
die Kammer bringen, ſo hingen doch viele Wahlen der 
Linken und des linken Centrums dadurch von ihm ab, 
daß er ſie durch die Wähler unterſtützte, mit denen er 
in allen W ien in Verbindung ſtand. Vom Na⸗ 
tional und ſeiner Partei hatte er ſich in den letzten Jah⸗ 
ren faſt gänzlich losgeſagt; er erfhien nie mehr in ih⸗ 
ren Klubs und auf ihren Manquets. Als Redner in 
der Kammer erinnerte er an den alten Lafayette, der 
durch ſeine ironiſche und egi humane Weiſe der 
Kammer oft ein gutmüthiges Lächeln ablockte. : 


beiwohnen ſoll, durch das Loos gezogen worden war, 


Pe 


ſelbe war ohne allen Pomp, aber von etwa 20,000 
Menſchen begleitet. Dem Leichenwagen folgten zuerſt 
die Familienmitglieder, dann viele Deputirten, worun⸗ 
ter ich Herrn Lacave Laplagne, Finanz⸗Miniſter unter 
dem 15. April bemerkte, dann die entfernteren Ver⸗ 
wandten und Freunde des Verſtorbenen. Dieſen folgten 
einige geſchloſſene Reihen von Nationalgarden in Uni: 
form ohne Gewehr, worauf aus den anliegenden Stra⸗ 
ßen eine zahlloſe Coh orte von Handwerkern ebenfalls in 
geſchloſſenen Reihen lachend und jubelnd folgte, als 
zögen fie zu einem bachantiſchen Feſte. Dieſes ſcandi⸗ 
löſe Betragen empörte alle Zuſchauer, an denen der Zug 
vorüber ging. — Noch bin ich in Stand geſetzt, nachſte⸗ 
hende telegr. Depeſche mitzutheilen. „Perpignan, d. 24. 
Juni. Die Handwerker von Saba del, einer Stadt in der 
Provinz Barcelona, haben wegen verweigerter Erhö⸗ 
hung des Arbeitslohns die Werkſtätten und Maſchinen 
der Manufakturen zerbrochen.“ 


Belgien. 

Brüſſel, 24. Juni. Der General Um inski er 
klärt in dem heutigen Independant, daß er nicht, wie 
ein Artikel der Leipz. Allg. Ztg. erzählt, in Glogau ſein 
Ehrenwort gegeben, die Feſtung nicht zu verlaſſen, und 
daß die Schritte, die er gethan, um von der Amneſtie 
Sr. Majeſtät des Königs von Preußen Gebrauch zu 
machen, in jenem Artikel falſch und entſtellt angegeben 
ſeien. 

28 Dänemark. 

Kopenhagen, 22. Juni. Heute Morgen kam 
eine Ruſſiſche Fregatte und eine Korvette, unter Kom⸗ 
mando des Contre⸗Admirals Lütke, auf hieſiger Rhede 
an. Am Bord der Fregatte befand ſich der junge Groß⸗ 
fürſt Conſtantin. Der Chef der Batterie „Drei Kro⸗ 
nen,“ Kapitain Naeſer, begab ſich ſogleich an Bord, um 
den Großfürſten zu begrüßen; ſpäter iſt auch der Ruſ⸗ 
ſiſche Geſandte am Bord geweſen. Unſer Landsmann, 
Dr. und Ritter Haurovitz, begleitet den Großfürſten als 
Leibarzt. 

Osmaniſches Reich. 


Konſtantinopel, 16. Juni. (Privatmittheilung.) 
Wir haben Nachrichten aus Alexandrien bis zum 8. 


d., nach welchen Mehmed Ali bereits indirekte An⸗ 


zeige von dem von hier abgegangenen neuen Hatti⸗ 
Scheriff erhalten hatte. Der Kaiſerl. Commiſſär Mu⸗ 
hib Effendi hatte jedoch bis zu dieſem Tage die feier⸗ 
liche Verkündigung in den Moſcheen noch nicht 
erwirkt oder veranlafßt. Mehmed Ali hatte feinen Di: 
van außerordentlicher Weiſe in Moharem Bey verſam⸗ 
melt, und die vorläufige Anzeige von dem neuen Fer⸗ 
man gemacht. — Unterdeſſen ſind hier Intriguen zwi⸗ 
ſchen der Camarilla des Sultans und den Pfortenmi⸗ 
niſtern in lebhaftem Gange. Heute ſieht man noch nicht 


klar, welche Partei den Sieg davon tragen wird. Al⸗ 


lein dieſer leidige Zwieſpalt trägt ſeine unſeeligen Früchte 
im Schooß. Mehmed Ali's ſeitheriger Anhang iſt kei⸗ 
neswegs vernichtet, und es fehlt in der jetzigen Kriſis 
ein rüſtiger Arm. — Nach den neuſten „Berichten aus 
Candia bis zum 9. d. erwartet man ſtündlich die Un⸗ 
terwerfung der Inſurgenten. Der größte Theil der 
inſurgirten Dörfer habe ſich bereits ergeben. Zwietracht 
lichtete die Reihen der bewaffneten Kandioten, ſo daß ſie 
bereits auf 900 zuſammengeſchmolzen waren. — Ein 
ſo eben eingetroffenes Privatſchreiben aus Alexandrien 
vom 10. d. ſagt, Mehmed Ali habe nach Eingang ei⸗ 
ner Abſchrift des neuen Hatti⸗Scheriffs über die künf⸗ 
tige Verwaltung Aegyptens und des zu leiſtenden Tri⸗ 
buts von 40 Millionen Piaſtern erklärt, man wolle ihn 
und Egypten in die Luft ſprengen. Er könne und 
werde dieſe Summe niemals leiſten. Es hieß in 


Alexandrien, Mehmed Ali wolle unverzüglich nach Cairo 
abgehen, um der offiziellen Uebergabe des neuen Hatti⸗ 
Scheriffs von Seite des Kaiſerl. Commiſſärs zu entge⸗ 
hen und zieht es vor, mit demſelben von Cairo aus 
ſchriftlich zu verhandeln. Man ſieht den weitern Nach⸗ 
richten mit Neugierde entgegen. 
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„Vor etwa vierzehn Tagen, ſagt die Malta Times, 
ſind der hochwichtige Hr. Nicolayſon und der Architekt 
Jones, aus England kommend, über Malta nach Je⸗ 
ruſalem abgereiſt, um in der heiligen Stadt eine 
engliſch⸗biſchöfliche Kirche zu erbauen. Herr Ni⸗ 
colayſon iſt, wie wir hören, ſeitdem in Konſtantinopel 
angekommen mit Inſtruktionen von Lord Palmerſton, 
ſich durch den britiſchen Geſandten einen Ferman behufs 
dieſes Kirchenbaues zu verſchaffen. Lord Ponſonby ver⸗ 
wendet ſich mit allem Eifer für die Sache.“ Ein fran⸗ 
zöſiſches Blatt ſieht darin die ſichere Anzeige, daß die 
Engländer ſich in Syrien feſtzuſetzen beabfichtigen, „denn, 
ſagt es, wo John Bull ſich einmal mit ſeiner Theema⸗ 
ſchine und feiner Episcopalkirche niederläßt, da iſt er 
nicht mehr ſo leicht zu vertreiben.“ 

Engliſche Blätter theilen ſeßt den von der Pforte 
an Mehmed Ali erlaſſenen Ferman vom 1. Juni 
d. J. vollſtändig mit; derſelbe lautet folgendermaßen: 
„Eure neuerdings ſtattgehabte Unterwerfung, die Ver⸗ 
ſicherungen der Treue und Ergebenheit, die Ihr ausge⸗ 
ſprochen und die aufrichtigen und redlichen Abſichten, die 
Ihr ſowohl gegen mich als gegen meine Regierung an 
den Tag gelegt, ſind zu meiner ſouverainen Kenntniß 
gelangt, und eine Quelle der Freude für mich geworden. 
Aus dieſen Gründen und wegen des Eifers und der Ge⸗ 
ſchicklichkeit, die Euch charakteriſiren, ſo wie wegen der 
Kenntniß und Erfahrung, die Ihr während der langen 
Zeit, daß Ihr Egypten verwaltet, von den Angelegenhei⸗ 
ten dieſes Landes erlangt habt, habe ich hinreichenden 
Anlaß, zu glauben, daß Ihr der Gunſt und des Ver⸗ 
trauens, die ich Euch bewillige, vollkommen würdig ſeid. 
Da ich nicht zweifle, daß Ihr mein Wohlwollen gehörig 
würdigen und aus Dankbarkeit ſo handeln werdet, daß 
jene lobenswerthen Eigenſchaften auch auf die Nachkom⸗ 
men übergehen, ſo übertrage ich Euch hiermit die Ver⸗ 
waltung Egyptens innerhalb ſeiner alten Grenzen, wie 
es auf der Karte, die Euch mein Groß⸗Weßir überſen⸗ 
det, verzeichnet iſt, zugleich mit den anderweitigen Pri⸗ 
vilegien unter folgenden Bedingungen: „„So oft die 
Stelle eines Gouverneurs erledigt wird, geht die Ver⸗ 


ten billigen Syſteme erhoben werden. Und ſo bald der 
Zahlungs⸗Termin herannaht, ſoll Sorge getragen wer⸗ 
den, daß die Abgaben, Zölle, Zehnten, nebſt den andern 
Einnahmen und Einkünften der Provinz Egypten, deren 
Betrag in einem beſondern Ferman angegeben worden 
iſt, richtig gezahlt werden. Da es gebräuchlich iſt, jähr- 
lich Getreide und Hülſenfrüchte aus Egypten nach den 
beiden heiligen Städten zu ſenden, ſo ſoll die Sendung 
derſelben Quantität, ſo wie der anderen bisher dorthin 
geſandten Gegenſtände auch ferner beibehalten werden. 
— Da meine Regierung beſchloſſen hat, das Geld, wel⸗ 
ches die Seele des ſocialen Verkehrs iſt, auf eine ſolche 
Weiſe zu verbeſſern, daß in Zukunft ein unveränderlicher 
Münzfuß, ſowohl in Bezug auf den Gehalt als in Be⸗ 
zug auf den Nominalwerth jeder Münze beſtehen fol, 
ſo geſtatte ich hiermit, daß in Egypten Geld geſchlagen 
werden darf, doch müſſen die Gold⸗ und Silber⸗Mün⸗ 
zen, die Euch zu prägen erlaubt find, meinen Namens⸗ 
zug tragen und überhaupt den in der Kaiſerl. Münze 
zu Konſtantinopel geprägten, in Benennung, Form und 
Werth vollkommen ähnlich fein.”” — „„Der beſtehen⸗ 
den Vorſchrift gemäß dienen die Soldaten in andern 
Theilen meines Reiches fünf Jahre, worauf ſie durch 
neue Aushebungen erſetzt werden. Es iſt nöthig, daß 
daſſelbe auch in Egypten geſchieht, doch muß hinſichtlich 
der Dauer der Dienſtzeit auf die Gewohnheiten der Ein⸗ 
wohner Egyptens Rückſicht genommen und mit der größ⸗ 
ten Billigkeit gegen ſie verfahren werden. 400 Egyp⸗ 
tiſche Soldaten müſſen jährlich nach Konſtantinopel ger 
ſandt werden. Zwiſchen den Decorationen und Fahnen 
der Egyptiſchen und der andern Truppen meines Reichs 
findet kein Unterſchied ſtatt. Auch die Offiziere der Egyp⸗ 
tiſchen Marine erhalten dieſelben Rang = Abzeichen und 
die Schiffe dieſelben Flaggen, wie diejenigen der Kaiſer⸗ 
lichen Marine.” — „„Der Paſcha von Egypten er⸗ 
nennt die Offiziere ſeiner Armee und Marine bis zum 


Oberſten, aber in Bezug auf die Ernennung der höhern 


Offiziere, wie der Mirlivas (Brigade⸗ Generale), Feriks 
General⸗Lieutenants) iſt es durchaus nothwendig, daß 
Ihr meine Genehmigung und meine Befehle in dieſer 


waltung Egyptens vom älteften Sohn auf den äl⸗ Beziehung einholt.““ — „„Die Paſcha's von Egypten 
teſten Sohn in direkter männlicher Linie Eurer | dürfen fernerhin kein Kriegsſchiff bauen, ohne 


Söhne und deren Nachkommen über. Die Ernennung 
derſelben geht ſtets von der hohen Pforte aus. Wenn 


die Erlaubniß der Hohen Pforte eingeholt und 
von ihr eine deutliche und beſtimmte Ermächtigung er⸗ 


es ſich irgend einmal ereignen ſollte, daß die männliche halten zu haben.““ — Da jede der vorſtehenden Bedin⸗ 


Linie erliſcht, ſo muß meine Regierung nothwendig ein 
anderes Individuum für die Verwaltung ernennen. In 
dieſem Falle haben die männlichen Kinder der Töchter 
des Gouverneurs von Egypten kein Recht oder geſetzli⸗ 
chen Anſpruch auf die Nachfolge. Obgleich die Pa⸗ 
ſcha's von Egypten das Privilegium der erblichen Ver⸗ 


waltung beſitzen, ſo ſtehen ſie doch in Bezug auf Rang 


und Stand mit den andern Weſiren auf gleichem Fuße 
und werden von der Hohen Pforte, von der ſie dieſel⸗ 
ben Titel erhalten, wie die Gouverneure der übrigen 
Provinzen, auch fo betrachtet werden.““ — „„Das 
(auf das zweite Geſetz gegründete) Syſtem der Si⸗ 
cherheit der Perſonen und des Eigenthums, der 
Beſchützung der perſönlichen Ehre und des perſönlichen 
Charakters, Prinzipien, die durch die reformirenden Ver⸗ 
ordnungen (Tanſimati Chayrije) meines in Gülhane be⸗ 
kannt gemachten Hattiſcherifs geheiligt worden ſind; fer⸗ 
ner die beſtehenden Verträge, ſo wie die, welche zwiſchen 
der Hohen Pforte und den befreundeten Mächten noch 
abgeſchloſſen werden, ſollen auch in Egypten in jeder 


gungen genau mit dem Privilegium der Erblichkeit ver⸗ 
knüpft iſt, ſo hört dieſes Privilegium augenblicklich auf, 
ſobald eine jener Bedingungen nicht erfüllt wird.“ 
„Dies iſt mein ſouverainer Wille in Bezug auf alle 
erwähnten Punkte, und da ſowohl Ihr als Eure Söhne 
und deren Nachkommen nicht unterlaſſen werdet, die aus⸗ 
gezeichnete Gunſt, welche Euch zu Theil geworden, an⸗ 


haltenen Beſtimmungen gewiſſenhaft auszuführen. Als 
les, was einer Widerſetzlichkeit ähnlich ſieht, ſorgfältig 
zu vermeiden, und Euch gleichfalls bemühen, die Wohl⸗ 
fahrt und Ruhe der Bewohner Egyptens zu führen, ſie 
vor allen Ungerechtigkeiten und Bedrückungen zu ſchüt⸗ 
zen und endlich werdet Ihr über alle wichtigen Angele⸗ 
genheiten, die jenes Land betreffen, berichten und Euch 
Inſtruktionen erbitten. In dieſer Abſicht iſt der gegen⸗ 
wärtige, mit meinem Kaiſerl. Namenszuge verſehene Fer⸗ 
man geſchrieben und abgeſendet worden.“ 


Amerika. 


Bekanntma ch 


ung. 


Die von dem unterzeichneten Königlichen Kredit⸗Inſtitute für Schlefien unterm 28. September 1838 auf das 
Rittergut Pohlom, im Nybniker Kreiſe, ausgefertigten Pfandbriefe B., und zwar: 
Nr. 153 über 1000 RNthlr. 


Nr. 
Nr. 


1317 und 1318 à 500 Nthlr. 
3614. 3615. 3616. 3618 und 3619 à 200 Fthlr. 


Nr. 6478 bis einſchließlich 6489 à 100 Nthlr. 


Nr. 


tauſcht werden. 


Dem 5 50 und 5 1 des Geſetzes vom 8. Juni 1835 (G. S. Nr. 1610) zufolge, 
gen Beſitzer der oben bezeichneten Pfandbriefe B. hierdurch aufgefordert, die letztern nebſt 


11,410. 11,420 à 50 Rthlr. 
Nr 22,330. 22,331 und 22,332 A 25 Nthlr. 
find von dem Schuldner aufgekündigt worden und follen gegen andere d 


ergleichen Pfandbriefe gleichen Betrages einge: 


werden daher die gegenwärti⸗ 
den dazu gehörigen laufenden 


Coupons-Scries II. Nr. 2 bis 10 in Breslau bei dem Haudlungshauſe Ruffer & Comp. zu präſentiren und in deren 
Stelle andere Pfandbriefe B. gleichen Betrages in Empfang zu nehmen. W, 


Berlin, den 24. Juni 1841. 


Koͤnigli 


7 


ches Kredit⸗Inſtitut für Schleſien. 


zuerkennen, fo werdet Ihr Euch beſtreben, die darin ent⸗ 


— gen 


—— a nn 


— — - 


— — 


Theater⸗ Repertoire. 
reg „Fidelio.“ Oper in 2 Akten 
von Beethoven. Fidelio, Madame Fiſcher⸗ 
Schwarzböck, vom Hoftheater zu Karls⸗ 
ruhe, als zweite Gaſtrolle. Floreſtan, 
Herr Wolff, als Gaſt. 5 
Sonntag: „Hans Luft.“ Original⸗Luſtſpiel 
in 3 Abtheilungen von Lebrün. Hierauf: 
„Paris in Pommern.“ Vaudeville⸗Poſſe 

in Akt von Angely. 


F. z. O. Z. B. VII. 6. J. 0.1. 


Verbindungs⸗Anzeige. 5 
unſere am 28. v. M. vollzogene eheliche 
Verbindung beehren wir uns hierdurch, allen 
entfernten Verwandten, Freunden und Be: 
kannten gehorfamft anzuzeigen, und zu glei⸗ 
cher Zeit, bei unſerer nahe bevorſtehenden Ab⸗ 
reiſe nach Koſel, zum geneigten Wohlwollen 
zu empfehlen. 
Breslau, den 3. Juli 1841. 2 
Karl von Tholtzig, Prem,-Lieut, 
11. Infanterie⸗Regiments; 
Maria von Tholtzig, geb. von 
Tempelhoff. 


Entbindungs⸗ Anzeige. 

Die heute Nachmittag halb 6 Uhr erfolgte 

lückliche Entbindung meiner lieben Frau 
Emilie, geb, Weinhold, von einem mun⸗ 
tern Knaben, beehre ich mich, Verwandten 
und Freunden, ſtatt beſonderer Meldung, hier⸗ 
mit ergebenſt 4 4. 3 l 1861 

0 
en G. L. Rich ter. 
Entbindungs⸗Anzeige. . 

Meinen Freunden und Bekannten zeige ich 
1 ganz ergebenſt an, daß heute früh um 

1 uhr meine liebe Frau, geb. Williger, 
von einem geſunden Mädchen glücklich ent⸗ 
bunden worden iſt. 

Hainau, den 30. Juni 1841. 

Ferdinand Nedtwig. 
Todes» Anzeige. 

* einziger, guter, lieber Sohn und En⸗ 
kel, Carl Moritz Emil Labitzke iſt nicht 
mehr! — Er ſtarb am 30. v. M. zu Reinerz 
in Folge von Lungenleiden, im Alter von 
16 Jahren und 8 Monaten. — untröſtlich 
und vom tiefſten Schmerz ergriffen, zeigen 
wir dieſes traurige Ereigniß Verwandten, 
Freunden und Bekannten, ſtatt beſonderer Mel⸗ 
dung hierdurch ergebenſt an. 

Breslau, den 2. Juli 1841. 

Labitzke, K. Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſirer, 


als Vater. 

J. G. Raue, Groß⸗ 
Caroline Raue, geb. Müller, Eltern. 

d 
Morgen Sonntag den 4. Juli * 
musikalische 5 
Mittags- ?3 
Unterhaltung; 


(im Saale des Hötel de Pologne) > 
A. Gnadendorfl, 


Pianist aus Berlin. ; 
Einlasskarten à 15 Sgr. sind 4 
bei Herrn Cranz zu haben. 
Anfang 11½, Ende gegen 1 Uhr, J 
* 


Ich wohne jet Ohlauerftrage Nr. 72 
N rg Bogner. 
K. See aus Warſchau, vom 

4. bis 7. Juli in Breslau, im goldnen 

Schwerdt, Reuſcheſtr. Nr. 2, anweſend, 

übernimmt Beitreibung von Forderungen 

in Polen, nöthigenſalls mit gerichtlicher 


Hülfe, unter Depot der eingehenden Gel⸗ 


der bei einem Banquier. 


Da ich mit fo vielen Anfragen, wegen des 

N oder einer — — des Gutes 
Schalkau beläſtigt werde, fo finde ich mich 
veranlaßt, hierdurch bekannt zu machen, um 
dieſem gänzlich üverhoben zu werden, daß kei⸗ 
nes von Beiden je ſtattfinden wird, und 
mir auch noch nie in den Sinn gekommen iſt, 
ſo etwas zu beabſichtigen. 

Schalkau, den 30. Juni 1841. 

verw. Eisfeld. 


Da mir wegen vieler Arbeiten vor meinem 
Abgange von Trembatſchau nicht vergönnt 
war, meinen verehrten Gönnern für die mir 
an Tag gelegte Gewogenheit meinen ſchul⸗ 
n Dank abzuſtatten, allen Freunden und 
zianten der Freien Standes herrſchaft 
ch⸗Wartenberg, aus deren Mitte ich mit 
Herzen geſchieden bin, ein herzli⸗ 
es Ledewohl zu ſagen, fo thue ich es hier⸗ 


der ergebenen Bitte, mir auch in 


Sperling, 
Withſchefte- Infpettor. 


Nicht zu uͤberſehen. 
und din gebrauchtes Billard, 
Zuſtande ift, find nebſt allem Ar! 5 


Literarische Anzeigen 


Im Verlage von Ferdinand Hirt in Breslau, Natibor und Pleß erschien fo 
eben und ift in allen Buchhandlungen Schleſiens vorräthig: 


hemis ches 


Apotheker buch 


unter dem Titel: 


Theorie und Praxis 


der pharmaceutischen 


2 2 
Experimentalchemie 
oder 
erfahrungsmässige Anweisung 
zur richtigen Ausführung und Würdigung der in den pharma- 
eeutischen Laboratorien vorkommenden pharmaceutisch - und 


analytisch -chemischen Arbeiten. 
Mit specieller Berücksichtigung der 
Pharmacopoea Austriaca, Borussiea etc. 


Adolf Duflos. 


Nebst einem Anhange, 


die wichtigsten chemischen 


Hülfs- Tabellen enthaltend. 


Mit in den Text gedruckten Holzschnitten. 


gr. 8. Geheftet. 


Preis 4 Rtlr. 


Im Verlage der Gebrüder Reichenbach 
in Leipzig iſt erſchienen und in Breslau 
vorräthig bei Ferdinand Hirt, am Naſch⸗ 
markt Nr. 47, ſo wie für das geſammte 
Oberſchleſien zu beziehen durch die Hirt⸗ 
ſchen Buchhandlungen in Ratibor u. Pleß: 


Fluch und Segen 
des 
Kine enbe aum e 3. 


Anleitung zu einem vernunftgemäßen 
Betriebe deſſelben. 


Von 
William Löbe 
8. Geh. Preis 


Seebad! 


Bei Wilh. Kaiſer in Bremen iſt erſchie⸗ 
nen, und 5 bei Ferdinand Hirt 
in Breslau (am Naſchmarkt Nr. 47), fowie 
für das geſammte Oberſchleſien durch die 

irt'ſchen Buchhandlungen in Ratibor und 

leß zu beziehen: 

Die Seebade⸗Anſtalten auf der Inſel 
Norderney. Von Dr. J. L. 
Bluhm, königl. Hofmedikus und 
Badearzt daſelbſt. Preis 12 Gr. 

Briefe über Helgoland. Von Th. 
v. Kobbe. Preis 12 Sgr. 

In allen guten Buchhandlungen if zu ba: 

ben, in Breslau vorräthig bei zerdi⸗ 

nand Hirt (am Naſchmarkt Nr. 47), fo 
wie für das geſammte Oberſchleſien durch die 

Hirt'ſchen Buchhandlungen in Ratibor 

und Pleß zu beziehen: 


„Dr. C. Hering's ö 
homöopathiſcher Hausarzt. 


Dritte Auflage. 
Mit Zuſätzen der DD, Goullon, Groß 
und Stapf. 


11%, Sgr. 


— 


Gr. 8. Jena. Frommann. Pr. 1½ Rtl. 


Im Verlage von G. Baſſe in Quedlin⸗ 
burg und Leipzig iſt erſchienen und in Bres⸗ 
lau vorräthig bei Ferdinand Hirt, am 
Naſchmarkt Nr. 47, ſo wie für das ge⸗ 
ſammte Oberſchleſien zu beziehen durch 
die Fi Buchhandlungen in Ratibor 
und Pleß: 


William Thomſon's 


Kunſt, 

alle Arten Firniſſe und Lackfirniſſe, als 
Weingeiſt⸗, Copal⸗, Terpentinöl⸗, Bernſtein⸗ 
und Leinölfirniſſe auf das Beſte und nach den 
neueſten Zuſammenſetzungen zu bereiten und 
auf die verſchiedenen Gegenſtände, als: Holz, 
Metalle, Leder, Horn, Papier, Pappe, Zeuge, 
Gemälde, Kupferſtiche, Glas u. ſ. w. auf das 
Zweckmäßigſte aufzutragen. Ein nützliches 
Buch für jeden Künſtler und Handwerker. 
Aus dem Engliſchen überſetzt und mit Zuſät⸗ 
zen bereichert von Dr. Aug. Schulze. Zweite 
ſehr verbeſſerte und vermehrte Auflage. 

8. roh. Preis 20 Sgr. 


Im Verlage der Math. Rieger 'ſchen 
Buchhandlung in Augsburg iſt erſchienen und 
in Breslau 2 in der Buchhandlung 
von Ferdinand 2 rt, am Naſchmarkt 
Nr. 47, ſo wie für das geſammte Ober⸗ 
ſchleſſen zu beziehen durch die Hie 
Buchhandlungen in Ratibor und Pleß: 


Anleitung 
zum Lein bau 
und 


zur Flachsbereitung, 


nach dem Verfahren der Niederländer von 
Raimund Veit. Veranlaßt durch das Be⸗ 
zirks⸗Comité des landwirthſchaftlichen Vereins 
für Schwaben und Neuburg. 
Mit einer lithographirten Tafel. 
8. Geh. Preis 5 Sgr. 


Im Verlage von F. E. C. Leuckart in Breslau ist so eben erschienen : 
Aufmunterung für junge Violinspieler. 
Achtzehn kleine und moderne Duetten in verschiedenen Dur- und Moll- 


tonarten als praktische Uebungsstücke für zwei Violinen. 


(Erste Posi- 


tion.) Zum Studium und zur Unterhaltung für angehende Violinspieler 
componirt von 


Moritz 
Op. 13. 


Schön. 


Preis 15 Sgr. 


Diese Sammlung ganz leichter Duetten ist als Fortsetzung des unter dem 
Titel: „Erster Violin-Unterricht‘“ von demselben Componisten erschienenen 
und mit dem grössten Beifall in ganz Deutschland aufgenommenen Werkchens zu 
betrachten, und zeichnet sich, wie alle früher von Moritz Schön herausgegebe- 
nen instructiven Violin-Compositionen durch ganz vorzügliche Brauchbar- 


keit beim 


nem so rühmlichst bekannten Violin-Lehrer 


vertraut ist, nur erwarten kann. 


raktischen Unterricht so vortheilhaft aus, wie man es von ei- 
„der mit den Bedürfnissen unsrer Zeit 


Anzeige. . 


Vom Iſten bis incl, 15. 
Comtoir, Blücherplatz Nr. 


Juli a. e. werden in unſerm 
17, die fälligen Coupons 


der Schleſiſchen Pfandbriefe Lit. B. eingelöſt. 

Jeder Inhaber hat bei Ueberreichung der Coupons ein 
geordnetes Verzeichniß der auf denſelben befindlichen Nr. 
der betreffenden Pfandbriefe beizubringen. 

Breslau, den 28. Juni 1841. 


Ruffer & Comp. 


Ein Knabe, der Luft hat Klemptner zu wer: 

den, findet ſogleich ein Unterkommen bei 
F. Georgi, Ring Nr. 1. 
N P In vermiethen 

und Termin Michaeli zu 5 eine Woh⸗ 
nung von 4 Stuben, Alkove, Küche nebſt Zu⸗ 
behoͤr und Garten⸗Promenade, Nikolaivorſtadt, 
kurze Gaſſe Nr. 14 b, 1 Treppe hoch, das 
Nähere beim Eigenthümer. 


Weldenſtraße Nr. 20 iſt der erſte Stock zu 
vermiethen und zu Michaell zu beziehen; der⸗ 
ſelbe beſtehet in drei Stuben und Kabinet, 
wozu Keller und zwei Bodenkammern gehö⸗ 
ren. Näheres daſelbſt par terre zu erfragen. 


Eine Stube vorn heraus und eine hintere 


zum Waarenlager geeignet, ſind im erſten 
Stock, Karlsſtraße Ar. 24, ben Michael ab] zu vermiethen. 
zu vermiethen. 


6 1 
Auktion. 

Am öten k. M., Vorm. 9 und Nachmitt. 
2 uhr, wird im Auktions⸗Gelaſſe, Breite 
Straße Nr. 42, die Auktion der zum Nach⸗ 
laſſe der Frau Chrzelitz gehörigen 
Schnittwaaren 

Breslau, d. 29. Juni 1841. 
Mannig, Auktions⸗Kommiſſ. 


Auction. 

Das zur Concurs⸗Maſſe der Kleiderhandlung 
Speier und Boehm gehörige bedeutende 
Waarenlager, beſtehend in Tuchen und Zeugen 
zu Beinkleidern, Weſten, Schlafröcken 2c., 
ferner in fertigen neuen Kleidungsſtücken, als: 
Leibröcken, Ueberröcken, Mänteln, Beinklei⸗ 
dern, Damenhüllen ꝛc. ſollen nunmehr, neuerer 
Verfügung des Königl. Stadt⸗ Gerichts zu 
Folge, öffentlich verſteigert werden. Es ſind 
dazu Termine auf 

den 12. und 13. Juli c. 
Vormittags 9 und Nachmittags 2 uhr im 
Auctions⸗Gelaſſe, breite Straße Nr. 42, an⸗ 
beraumt worden. Dies wird hierdurch mit dem 
Bemerken bekannt gemacht, daß zur Fort⸗ 
ſetzung der Auction in jeder folgenden Woche 
Termine am Montage und Dienſtage anſtehen. 

Breslau, den 2. Juli 1841. 

Mannig, Auctions⸗Commiſſarius. 


ö Auktion 
von Büchern und e 
Eine Sammlung juriſtiſcher and belletriſti⸗ 
ſcher Bücher, Kupferſtiche und Lithographien, 
mit und ohne Rahmen, werde ich den öten 
Juli von 9 uhr Vormittags an meinem 
Lokal, Schuhbrücke Nr. 30, öffentlich verſtei⸗ 
gern. Das Verzeichniß iſt dei mir einzuſehen. 

eymann, a 
Auktions⸗Commiſſarius. 

Die Eigenthümer der zu Pilsnitz bei Bres⸗ 
lau belegenen Waſſermühle haben mich mit 
dem Verkauf dieſes Grundſtücks beauftragt. 

Ich babe zu dieſem Verkaufe Termin auf 

den 19. Juli d. Nachmittags 3 uhr in 
meiner Kanzlei, Albrechtsſtraße Nr. 33 
zwei Stiegen hoch, 
anberaumt und lade zahlungsfähige Kauflu⸗ 
ſtige dazu ein. K 

Die Kaufbedingungen können zu jeder ſchick⸗ 
lichen Zeit in meiner Kanzlei eingeſehen wer⸗ 
den. Breslau, den 26. Juni 1841, 5 


Teichmann, 
Königl. Juſtizkommiſſar und Notar 


Holz: Auktion. 


Sonntag, den 4. Juli d. J., Nachmittags 
2 Uhr, werden circa 150 Schock gutes, trocke⸗ 
nes Gebund⸗ Holz von dem Dominio Groß⸗ 
Biſchwitz a/ W., eine Meile von Breslau ent⸗ 
fernt, an den Meiſtbietenden verkauft. 


reundliche Einladung zum Frei: 
ſchteßen in Neichenbachs 5 Schleſien 
im Juli 1841. 

Allen Freunden und Liebhabern des Schei⸗ 
benſchießens zeigen wir hierdurch ergebenſt an, 
daß von Seiten der unterzeichneten ein 8 Tage 
dauerndes Freiſchießen hierorts veranſtaltet 
worden iſt. 

Daſſelbe beginnt den 8. Juli früh 8 uhr 
und endet den Löten Juli des Nachmittags 
Punkt 3 uhr. ; 

Eine Lage beträgt 30 Schuß und koſtet 
5 Rthlr. Die Schußweite iſt Schritte. 

Hierzu ergebenſt einladend, unterzeichnen ſich 
achtungs voll: 

Panka, Pachmann en., E. Schneider, 
als Unternehmer. 

Reichenbach, den 30. Juni 1841. 


Eichene Rinde. 


Es werden von unterzeichnetem Forſt⸗Amte 
circa 90 Klaftern eichene Rinde, franco Jelt⸗ 
ſcher Oderufer nach Belieben des Hrn. Käufers 
zu liefern, die Klafter feſt und mit 6“ ueber⸗ 
maß geſetzt für 12 Rthlr. hiermit offerirt. 
Kaufluſtige auf die ganze Quantität oder auf 
einen Theil derſelben werden erſucht, ſich an 
das unterzeichnete Forſt⸗Amt zu wenden und 


fortgeſetzt. 


re 4 Fate zu nehmen. Dies 
elbe iſt dieſes Frühjahr geſchält d 
befindet ſich unter 529. 40 8 


Jeltſch, den 2. Juli 1841. 
Gräflich Saurma⸗Jeltſches Forſt⸗Amt. 
Weltzel, Waldbereiter. 


Um ein hochzuverehrendes Publikum 
möglichſt vor Täuſchungen zu hüten, er⸗ 
lauben wir uns noch nachträglich, unſeren 
Annoncen, datirt den 20. April a. c., mit 
folgendem zu machendem Verſuch mit den 
von uns waſſerdicht bereiteten Stoffen an 
die Hand zu gehen. „Man nehme ein 
Glas, lege den von uns bereiteten Stoff 
auf die Oeffnung, drücke eine trichterför⸗ 
mige Vertiefung, fülle diefe mit ſiedendem, 
im Kochgefäße Wellen ſchlagenden Waſſer 
aus demſelben an, laſſe ſolches bis zum 
Kaltwerden ſtehen und man wird finden, 
daß wohl der Dampf des Waſſers, doch 
das Waſſer ſelbſt — nicht durchgedrun⸗ 
gen ſein wird.“ 8 

Berlin, den 1. Juli 1841. 

Adolph Seymer und Comp · 

Taſchen Straße Nr. 12 iſt der erſte Stock 
Das Nähere par terre rechts 
von 11 bis 1 Uhr. 


Meine betehrten Geſchäftstreunde bitte ihre 
Ken N I / 
Eroiſchwitz bei Schweidni 

Ober⸗Amtmann Müller, 
ſonſt in Borganie. 
Herr Mosler in Tropplowitz, 

„ Adolph Kretſchmer in Beuthen, 
„ S. Ring in Lublinitz, 

„ Knopf in Sohrau, 

„Rieſenfeld in Wer, 

„ Staub in Alt⸗Berun, 

„ Fränckel in Birawe, 

1 achsmann in Siemianowitz, 

„Wurm hier, Schmiedebrücke Nr. 


er ea 
„ L. A. Schleſinger hier, Schweid⸗ 
\ nitzer Straße Nr. 487 
haben von der rühmlichſt bekannten Glanz⸗ 
wichſe des Herrn Fleetwordt h 
London bereits Commanditen errichtet; 
und i ſie daſelbſt, als wie bei mir Un⸗ 
terzeichnetem, die Krauſe zu / Pfund für 
1½ Sgr., ½ Kae für 2½ Sgr., in 


zu formiren. 


beſter Güte zu bekommen. 3 
B. Koppel Schies, 

’ Karlsſtraße Nr. 30. 
Im Auftrage des Herrn G. Denecke jun. 
in Leipzig, Haupt⸗Kommiſſionärs des Herrn 
ir, G. Fleetwordt in London. 

Ein Haus, 

worin eine aut 3 8 Brauerei, iſt un⸗ 
ter vortheilhaften Bedingungen zu verkaufen. 

60 Oxhoff Himbeerſaft in 20% Alkohol find 
zu verkaufen. 

200 Schock Küchenreiſig, 54 lang, % im 
Umfange, iſt zu verkaufen. Näheres in dem 


beauftragten 2 
Agentur⸗ u. Verſorgungs⸗Büreau, 
Oderſtraße Nr. 19 in Breslau. 


Wohnungs⸗Anzeige. 

Eine bequeme Wohnung, beſtehend in 
8 Stuben, 2 Kabinets, großer lichter 
Küche u. allem Zubehör iſt zu vermiethen. 
Nachweiſung Ring Nr. 21, zwei Trep⸗ 
pen hoch. 


Ritterguts⸗Verkauf. 


Es ſoll eine in der Königl. Preuß. Ober⸗ 
Lauſitz, in der Nähe mehrerer Städte roman⸗ 
tiſch gelegenes Allodial⸗Rittergut, welches mit 
allen Brangen der Wirthſchaft, auch mit Hol⸗ 
zungen, ſo wie mit 7 maſſiv gebauten Hö⸗ 
7 und ſchoͤnem Schloß verſehen, ſofort unter 

en vortheilhafteſten Bedingungen verkauft 
werden. Daß Nähere iſt durch portofreie 
run unter der Addreſſe I. W. B. in Lau⸗ 
an zu erfahren. 

Zwei Nthlr. Belohnung 52 
erhält Derjenige, der einen am 1. Juli von 
der Oderſtraße über die Kupferſchmiedeſtraße 
nach der Schuhbrücke verloren gegangenen gol⸗ 
denen Siegelring, auf welchem die Buchſtaben 
I. B. W. gravirt ſind, in der Conditorei des 
Herrn Wirth, Oderſtr. Nr. 19, abgiebt. 


Nicht zu überſehen! 

Der in meinem Hauſe, Hintermarkt Nr. 2, 
bisher ven dem Stadtkoch Hen. Goletz als 
Speiſe⸗kokal benutzte ar erſte Stock, iſt 
von Weihnachten d. J. ab anderweitig zu 
vermiethen. ammer, 

Ring am Rathhaufe Nr. 27, 1 St. 


Ein ſeidener Regenſchirm, 
der in voriger Woche im Eiſengewölbe am 
Ringe Nr. 19 ſtehen geblieben, kann daſelbſt 
abgeholt werden. Auch iſt ein dergl., der be⸗ 
reits früher angekündigt worden, noch nicht 
abgeholt. 


Gebrüder Amandi, 
Kupferſchmiedeſtr. Nr. 16, im wilden Mann, 
zweite Etage, ö 
empfehlen ihr wohl aſſortirtes Lager ber neue: 
ſten, geſchmackvollſten, in eigener Fabrik ge: 
arbeiteten Meubles und Splegel in den ber 
liebteſten Holz⸗Gattungen und zu den ſolide⸗ 
ſten Preiſen. Auch werden daſelbſt Beſtellun⸗ 
n prompt beſorgt und Emballagen auf's 

Biuiche berechnet. a 


acktiſten 
empfehlen Hübner und Sohn, Rinı 32. 
Wallſtraße Nr. 13 und 14 find einige 
Wohnungen zu vermiethen. Das Nähere 
beim Eigenthümer. 


Ein Lehrlin i 
wird in eine Kae ee ver: 
Aaugt, das Rähete in der Leinwand + Danb: 
tung Ring Nr. 20. 

Rn Eine Wohnung. 8 
an der Promenade belegen, beſtehend in einer 
20 be, Kabinet, — einer großen 
K be, iſt ſofort zu vermiethen a zu Mir 
chaeli zu beziehen, Zu erfragen tonienſtr. 
Nr. 19 in der erſten Etage. je 


en 


8 Hin: 


Bauſchutt und Erd! 
liegt zum Abholen: Neuegafle, im Hofe, 
ter der Kanonengießerei. 


Fu u 


Zur Beendigung des Aus- 1! Einem geehrten Publikum und insbefondere unſern 
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ſchiebens von Delgemälden werthen Kunden zeigen wir hiermit ergebenſt an, daß die 
Renovirung unſeres Lokals ſeit einigen Tagen beendet ift, 
und bitten wie früher um gütigen Beſuch. 

Breslau, den 3. Juli 1841. 


Die Niederlage des Actien⸗Bieres aus Wald⸗ 


ſchloͤßchen bei Dresden. 
Ning Nr. 8 in den ſieben Kurfürſten. 


Leinenwaaren⸗Fabrik. 
i Tiſchgedecke, Handtücher ıc. 
in Jacquard! Damaſt und Zwillich (Schachwitz) 


C. G. Kaemmel 


aus Waltersdorf bei Zittau in Sachſen, 
Eliſabethſtraße Nro. 9 eine Stiege hoch, neben dem Leinwandhauſe. 
Aufenthalt nur bis Montag Abend. 


Die Meubles⸗Vermiethungs⸗Anſtalt, 


früher Ohlauer Straße Nr. 71, iſt von jetzt an 


Biſchofs⸗ Straße Nr. 12. 


nebſt gut beſetzter Garten⸗Muſik auf Sonntag 
den 4. Juli ladet ergebenſt ein: 
i Mentzel, 
Coffetier vor dem Sandthore. 
Zum Fleiſch⸗ und Wu 
Ausſchieben er 

Sonntag den 4. Juli, ladet ergebenſt ein: 

Wengler in Neudorf. 


Zum Wels⸗Eſſen 
ſo wie zu einer Auswahl anderer guter Fiſche 
und Krebſe lade ich ein geehrtes Publikum 
ergebenſt ein. Boldt, 

Coffetier in Grüneiche an der Oder. 
Einladung. 

Sonntag Abends 7 Uhr wird ſich der Schnell⸗ 
Buße Wolff und der Mechanikus Pro⸗ 
haska produciren, wozu ergebenſt einladet 

Gebauer in Brigittenthal. 


Muſikaliſche 


Abend⸗Unterhaltung 


findet heute Sonnabend und 


Concert 


findet morgen als Sonntag ſtatt, 
wozu ergebenſt einladet: Munke, Coffetier. 


Zwei Jahrmarkts⸗Kaſten 
mit Eiſen beſchlagen, ſtehen zum billigſten Ver⸗ 
kauf kleine Groſchengaſſe Nr. 18 beim Wirth. 

Gartenſtraße Nr. 21; iſt ein ſehr ſchönes 
freundliches Quartier, beſtehend aus 4 Stuben, 
Alkove, heller Küche, Entree, 2 Bodenkam⸗ 
mern und 1 Gärtchen, von Michaeli d. J. zu 
vermiethen und das Nähere im Specereige⸗ 
wölbe daſelbſt zu erfragen. 


F 
Omnibus. 

Heute und jeden Sonnabend und Mittwoch 
Nachmittag um 4 Uhr gehen beide Omni⸗ 
bus, Merkur und Minerva (vom Tauen⸗ 
zienplatz aus), nach Schweidnitz, Freiburg und 
Salzbrunn. Bis Schweidnitz koſtet ein 
Platz für eine Perſon 22½ Sgr., nach Salz⸗ 
brunn 1 Athl. 10 Sgr., von dort nach hier 
iſt derſelbe Preis. Billets ſind zu haben in 
der Weinhandlung des Herrn Wyſianowski, 
Ohtlauerſtraße im Rautenkranz, und in meiner 
Behauſung, Tauenzien⸗ u. neue Taſchenſtraße 
Nr. 32. Billets zur Rückfahrt ertheilen die 
Conducteure. Julius Lauge. 


Römiſchen Cement, 


in ganzen und halben Tonnen, empfiehlt zum 
Fabrikenpreiſe: — 
E. G. Schlabitz, 


Kupferſchmiedeſtr. Nr. 16, im wilden Mann. 
F. Podjorsky aus Berlin, 


gegenwärtig in Breslau u. Salzbrunn. 

Allen 1 Kurgäften in Salzbrunn und 
umgegend die ergebene Anzeige, daß ich zur 
Bequemlichkeit derſelben ein Lager der elegan⸗ 
teſten Kleidungsſtücke, ſo wie dergl. Stoffe, 
Handſchuhe, Cravatten und feine wollene Tri⸗ 
kot⸗Unterkleider und dergl. m. in Salzbrunn, 
die zweite Kleiderhandlung auf dem Eliſenplaßz, 
niedergelegt habe. Beſtellungen, ſo wie alte 
Kleidungsſtücke werden ebenfalls dort ange⸗ 
nommen. 


Wohnungs⸗Anzeige. 

In dem neu erbauten, unfern der Pro⸗ 
menade, in der Neuſtadt, Breiteſtraße sub 
Nr. 15 gelegenen Hauſe iſt die erſte Etage, 
beſtehend aus neun Stuben und Zubehör, 
ſo wie mehrere kleinere Wohnungen von 
drei Stuben nebſt Zubehör zu vermiethen 
und zum Termin Michaeli zu beziehen. 
Das Nähere zu erfragen beim Commiſ⸗ 
ſionair Herrmann, Biſchofſtraße Nr. 7. 
Eengliſche hohlgearbeitete 


Roßhaarſchnüre, 


a Elle 5 Sgr., 
empfiehlt die Roßhaarſteifrock⸗ Fabrik 
von CE. E. Wünſche, 
lange Holzgaſſe Nr. 8, eine Stiege. 


Gorckau. 


Die hieſige Brauerei: Verwaltung verlegt 
mit dem 3. Juli ihr 8 Schanklokal 
zu Breslau in das Haus Nr. 11 auf 
der Albrechtsſtraße, und zwar in deſſen 
Keller mit zwei Eingängen vom Maria⸗Mag⸗ 
dalenen⸗Kirchhof, und wird der Ausſchank, ſo 
wie der Verkauf in Gebinden des nach baleri⸗ 
ſcher Art gebrauten Bieres, wie früher, von 
dem Schankwirth H. Auſt beſorgt werden. 


Zu vermiethen ein Gewölbe, Hintermarkt 
Nr. 1, der Apotheke gegenüber. Das Nähere 
beim Fleiſcher daſelbſt. 


Zum Torten⸗Ausſchieben, 
Montag den 5. d. Mis, nebſt Konzert und 
Gartenbeleuchtung, ladet ergebenſt ein: 
Kappeller, auf dem Lehmdamm. 
Ohlauer Str. Nr. 52 iſt ein Gewölbe nebſt 
Borken, Mlethe 40 Rthl., bald zu bejiähen, 


Neueſte Tapeten. 


In Decors und Tableau's mit Silber und 


Gold, ſo wie eine reiche Auswahl der modern⸗ N 


ſten franzöſiſchen und deutſchen 3 habe 
ich erhalten und empfiehlt ſolche beſtens zur 
gütigen Beachtung 


die Tapetenhandlung von 


C. Fiſcher, 


Kupferſchmidtſtraße Nr. 42. 


Ohlauer Straße Nr. 16. ift der erſte Stock 
zu vermiethen und das Nähere im Gewölbe 
Nr. 17. zu erfahren. 


E 


Ein gebrauchtes Cabriolet 
nebſt Geſchirr iſt zu verkaufen 
Meſſer⸗Gaſſe Nr. 36. bei Satt⸗ 
lermeiſter Träbert. 

u vermiethen ife von Michaeli eine Stube 
auß ell Naben Ve Nr. 14. Das 
Nähere eine Stiege zu erfragen. 

Ning 29 j 
in der goldenen Krone ift im erſten Stock 
eine Wohnung von fünf Stuben zu 
vermiethen. 

Ein Billard nebſt Zubehör iſt fofort 
zu verkaufen. — Das Nähere bei Eichner, 
Stockgaſſe Nr. 20, zu erfragen. 
Zu vermiethen und Michaelis d. J. zu bes 
ziehen pee Aab n Ben © 50 2 


Wohnungs⸗Vermiethung. 

Zwei freundliche Stuben und Alkove, mit 
oder ohne Bedienung, können unmöblirt ſo⸗ 
fort bezogen werden. Das Nähere iſt Gar⸗ 
tenſtraße Nr. W zwei Stiegen bis incl. den 
zten d. Mts., — von da ab jedoch Mäntler⸗ 
gaſſe Nr. 1 in der Belle⸗Etage, zu erfahren. 


Stallung und Wagenplätze für einen Lohn⸗ 
kutſcher, fo wie eine Feuerwerkſtelle, ſind zu 
vermiethen und Michaelis zu beziehen: Niko⸗ 
laiſtraße Nr. 32. 


T 
Ein gut möblirtes Zimmer iſt bald zu ver⸗ 
miethen, mit auch ohne Bedienung, Ring 56. 
Ein guter Flügel 
von 6½ Oktaven ſteht zum Verkauf: Katha⸗ 
rinenſtraße Nr. 7, im Hofe 1 Treppe. 


Zu vermiethen 
und zu Michaelis zu beziehen iſt der dritte 
Stock, beſtehend aus drei Stuben, Alkove, 
Küche und Bodengelaß: Nikolaiſtraße Nr. 75, 
ohnweit vom Ringe. 


eee 
Zu vermiethen 

iſt Hummerei Nr. 17 die 2te Etage, befte: 

hend in 5 Stuben, Küche, Keller und Boden: 


gelaß, mit auch ohne Stallung und Wagen: | 


platz, und Term. Michaelis d. J. zu beziehen. 


Eine freundliche Wohnung, 
Ring Nr. 1, der dritte Stock von 3 Stuben 
und Alkove nebſt Zubehör, iſt zu vermiethen 
und Michaelis zu beziehen. Das Nähere 
Oderſtraße Nr. 15. 

Eine meublirte Vorderftube it Nikolaiſtr. 
Nr. 42 ſofort zu beziehen. 


t e erf. Gelber Löwe: Hr. 


Neifegelegenheit! 

Den 8. d. M. fährt eine Glas: Chaife leer 
nach Reinerz. Das Nähere Büttnerſtraße 
r. 24. Zingel. 
Zu vermiethen 
ſind Gartenſtraße Nr. 32 b., par terre, 4 
Stuben, 1 Kabinet, Küche, Keller und Bo⸗ 
dengelaß, und Termino Michaelis d. J. zu 

beziehen. 


Wohnung zu vermiethen u. Michaeli 
n beziehen, 

Ohlauer Straße im Hauſe Nr. 71, der Vor⸗ 

dertheil im erſten Stock mit Küche, Boden⸗ 

kammer und Keller. Näheres im erſten Stock 

hintenheraus. 


Augekommene emde. 

Den 1. Juli. Gold. 54 5 Herr Graf 
v. Maltzan, Geſandter am Oeſterreichiſchen 
Hofer Hr. Kammerherr Graf v. Maltzan a. 
Würben. Hr. Landrath Ruprecht a. Strie⸗ 
gau. Hr. Apoth. Gerloff a. Merſeburg. Hr. 
Eigenthümer Prus⸗ Nakwaski a. d. Schweiz. 
— Drei 08 88: Kfl. Runnenberg . 
Nürnberg, Kanold aus Maltſch. — Gold. 
Schwert: Hr. Keſſel⸗ Fabrik. Winkens aus 
Aachen. Hr. Handl.⸗Kommis Arntz a. Ber⸗ 
lin. — Weiße Roß: Herr Oberamtmann 
Steinbart a. A Hr. Kfm. Seiber⸗ 

„Neumarkt. Frau Gutsb. Heyer ns 
tsb. 
Müller a. Jakobsdorf. Hr. Kfm. Hiller aus 
Trachenberg. — Weiße Storch: Herr 
Fabr. Mirbt aus Gnabenfrei, — Königs⸗ 
Krone: Hr. Kfm. Bartſch a. Reichenbach. 
— Weite Adler: Herr Kammer : Direktor 
Wolf a. Militſch. Hr. Forſtmſtr. Merensky 
a. Oberſchleſien. Hr. Amtsrath v. Raumer 
a. Kaltwaſſer. Hr. Kfm. Fiſcher a. Danzig. 
Hr. Gutsb. v. Lindeiner a. Kunsdorf. Frau 
Schauspielerin Starkloff aus Polen, Herr 
Lieut. Büttner a. Sadewitz. Fr. Generalin 
von Prittwitz aus Petersburg. Herr Lehrer 
Maron a. Warſchau. Hr. Ober⸗Amtm. Ment⸗ 
zel aus Kottwitz. — Rautenkranz: Herr 
Generals Pächter Kretſchmer a. Przygodzice. 
Hr. Kfm. Huldſchiner a. Gleiwig. Hr. Apoth. 
Hausleutner a. Pleß. HH. Gutsb. Gieſe a. 
Jankowitz, Mosler a. Rauſchau. Hr. Bürger 
Franke a. Berlin. — Gold. Zepter: g. 
Grf. v. Wartensleben a. Sulau. Hr. Ober⸗ 
Amtm. Böhm aus Trebnitz. — Hotel de 
Saxe: Hr. Gutsb. v. Chappuis a. Kroiſch⸗ 
wit. Fr. Lieut. v. Hocke a. Kempen. Frau 
Gutsb. v. Rychlowska a, Polen. Hr. Ton⸗ 
künſtler Ritzinger a. Wien. Hr. Handl.⸗Die⸗ 
ner Wild a. Poſen. — Hotel de Sile⸗ 
ie: Hr. Landes⸗Aelt. Graf v. Pückler aus 

„Hr. Oberſt v. Rohwedell 5 Glogau. 
Hr. Apoth. 1 aus Oſtrowo. 5. 
Kfl. Frieſe a. Berlin, Brunner u. Warſchau. 
Wiegel a. Stettin. — Deutſche Haus: 
Hr. Regier.⸗Reſerend. v. Kroſigk u. Hr. Re 
gier.⸗Aſſeſſor v. Begülin. a. Oppeln. Herr 
Eintyohner Seltmann aus Warſchau. H. 
Aft. Kluge a. Greifenberg, Müller a. Neiffe, 
JrivatsLogis: Gold. Radegaſſe 3: 2 
Handl.⸗Diener Alexander a. Hamburg. 
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